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Drohnen enden tödlich 

Frau von der Leyen kriegt wohl doch ihre neuen 
Drohnen, die nicht nur gucken, sondern auch tö¬ 
ten 
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Dank dem Mut... 

Der opfervolle und siegreiche Kampfweg der 39. 
Gardeschützendivision der Sowjetarmee im Gro¬ 
ßen Vaterländischen Krieg. 
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Thema der Woche 


Ostermarsch 2015 

An 100 Orten waren in diesem Jahr mehr 
als 10 000 Menschen in Bewegung (siehe 
auch im Keller die Erklärung des Friedens¬ 
ratschlags). Unter ihnen waren auch viele 
Mitglieder unserer Partei sowie der SDAJ. 
Wir dokumentieren Fotos von den Aktionen 
in verschiedenen Regionen bzw. Städten wie 
Berlin, Flamburg und bringen Auszüge aus 
Reden von Volker Külow, Jürgen Wagner und 
Inge Höger. 
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Stärker als die Wölfe 


I n diesen Tagen erinnern wir an die 
Selbstbefreiung des KZ Buchen¬ 
wald vor 70 Jahren. „Der feste so¬ 
lidarische Zusammenhalt, das Beste¬ 
hen einer internationalen Organisati¬ 
on und das Wissen, nicht wehrlos zu 
sein, geben den Buchenwälder Anti¬ 
faschisten in den ersten Apriltagen 
1945 den Mut, die Ausführung von 
Befehlen der SS offen zu verweigern. 
Am 11. April nutzten die bewaffne¬ 
ten Kampfgruppen der Häftlinge den 
Angriff amerikanischer Panzerspitzen 
für die Befreiungsaktion.“ So wurde in 
der Dauerausstellung der Nationalen 
Mahn- und Gedenkstätte Buchenwald 
in der DDR das Kapitel der Selbstbe¬ 
freiung Buchenwalds eingeleitet. Zu 
denen, die aktiven Widerstand leiste¬ 
ten, gehörten politische Häftlinge u. 
a. aus Frankreich, den Niederlanden, 
der Sowjetunion, Belgien, Ungarn, 
Österreich, Jugoslawien und natürlich 
Deutschland. 

Nach der Übernahme der DDR 
und dem Anspruch der regierenden 
Politiker der Bundesrepublik, das ge¬ 
samte sozialistische Erbe zu delegiti- 
mieren, bekamen jene Kräfte wieder 
die Oberhand, die in der Tradition 
des „Kalten Krieges“ militanten An¬ 
tikommunismus verbreiten und durch 
die Gleichsetzung von Faschismus 
und Kommunismus alle progressiven 
und antifaschistischen Bestrebungen 
„endgültig erledigen“ wollten und 
noch wollen. 

Bald nach 1990 „korrigierte“ des¬ 
halb die neue Gedenkstättenleitung 
auf Vorgabe der Politik die bisherige 
DDR-Darstellung. Diese - und vor al¬ 
lem die Rolle der Kommunisten und 
Sozialisten im Widerstand - war nicht 
mehr erwünscht. Nicht des Sieges über 
den Faschismus sollte gedacht werden, 
nicht der Kraft der Solidarität unter 
unmenschlichsten Bedingungen, nicht 
des unbeugsamen Widerstandes von 
Kommunisten, Sozialdemokraten und 
vieler anderer Häftlinge. Geschichte 
sollte entsorgt werden - und vor al¬ 
lem die Erinnerung an den Kampf der 
Kommunisten. 

Statt dessen ging man daran, 
die nach 1945 Internierten „ange- 



fenden US-Truppen übergeben wor¬ 
den sind. 

Überbetont? Es geht ganz of¬ 
fensichtlich darum, jede Erinnerung 
daran auszulöschen, dass die 

nen und 


Aber nichts und niemand, wurde 
ausgeblendet, wurde vergessen, nicht 
die vielfältigen Gruppen der Opfer - 
und auch nicht die Täter. 

Die Täter konnten in der west¬ 
deutschen Republik nach der Be¬ 
freiung 1945 nach einer nur kurzen 
Schamfrist in ihre Schaltzentralen zu¬ 
rückkehren. Justiz und Polizei, Wirt¬ 
schaft und später die Bundeswehr wa- 
„alten Kameraden“ 
durchsetzt. Ge¬ 
heimdienste nach 
innen und außen nut¬ 
zen die Erfahrungen 
der Nazi-Verbre¬ 
cher. Verurteil¬ 
te Kriegsver¬ 


digen, die zivilen 
Funktionsträger 
der Nazis, die 
hohen Wehr¬ 
machtsange¬ 
hörigen, die 
Mitglieder 
der SS, des 
SD und 
der Gesta¬ 
po. Inter¬ 
nierungs¬ 
lager für 
Faschisten 
waren kei¬ 
ne „Erfin¬ 
dung“ der 


messen“ zu 


Sowjetunion, sondern waren auf der 
Potsdamer Konferenz im Sommer 
1945 beschlossen worden und wurden 
in allen Besatzungszonen errichtet. 

Die Auseinandersetzung um die 
Geschichte und um die Geschichte 
der Häftlinge des faschistischen Kon¬ 
zentrationslagers Buchenwald geht 
bis heute. Dreist behauptet die Ge¬ 
denkstättenleitung nach wie vor: „Die 
1958 eingeweihte Nationale Mahn- 
und Gedenkstätte Buchenwald war 
als Nationaldenkmal der DDR ge¬ 
plant worden, der Widerstandskampf 
der kommunistischen Häftlinge wur¬ 
de überbetont.“ 

Überbetont? Ganz offensichtlich 
soll verdrängt werden dass sich in 
Buchenwald Kommunisten und So¬ 
zialisten international organisierten, 
sich Häftlinge unter den Augen der SS 
bewaffneten und schließlich Lagertor 
und Wachtürme stürmten. Und dass 
die überwältigten SS-Schergen nicht 
gelyncht, sondern den später eintref¬ 


te organisiert den Widerstand gegen 
das Hitlerregime begannen - und die¬ 
sen selbst unter den schwierigsten Be¬ 
dingungen und trotz Terror fortsetz¬ 
ten. Dass sie gemeinsam mit anderen 
Antifaschistinnen und Antifaschisten 
gegen den Faschismus kämpften, dass 
sie selbst in den schwersten Stunden 
Solidarität mit allen Verfolgten dieses 
barbarischen Systems übten. 

Behauptet wird im Zusammen¬ 
hang mit der Gedenkstätte in Buchen¬ 
wald auch: „Dabei wurde“, zu Zeiten 
der DDR, „weitgehend ausgeblendet, 
dass die SS im KZ Buchenwald noch 
zahlreiche andere Häftlingsgruppen 
festgehalten hatte: rassistisch Ver¬ 
folgte (Juden sowie Sinti und Roma), 
,Gemeinschaftsfremde’ (sogenannte 
Arbeitsscheue, Asoziale, Gewohn¬ 
heitsverbrecher und Homosexuelle), 
Zeugen Jehovas sowie Frauen, die 
in Außenlagern des KZ Buchenwald 
Zwangsarbeit in der Rüstungsindust¬ 
rie leisten mussten.“ 


brecher saßen in den Aufsichtsräten 
vieler Industriebetriebe, ehemali¬ 
ge Gestaposchergen spähten wieder 
KPD-Mitglieder aus - und auch die 
Zehntausenden anderen, die sich ge¬ 
gen die Remilitarisierung der west¬ 
deutschen Gesellschaft zur Wehr 
setzten. 

Konsequent reduziert die west¬ 
deutsche Geschichtsschreibung den 
antifaschistischen Widerstand auf den 
20. Juli 1944 - und verschweigt weitge¬ 
hend den Arbeiterwiderstand und vor 
allem den der Kommunisten. 

Der Fälschung der Geschichte müs¬ 
sen wir entgegentreten. Die Erfahrun¬ 
gen der Geschichte zeigen: Gegen 
Rechts, gegen Faschisten braucht es 
eine breite Bewegung, einen breiten 
Widerstand und die Solidarität mit je¬ 
nen, die das Ziel von Terror und An¬ 
griffen der heutigen Nazis sind. Aktuel¬ 
le Ereignisse wie in Tröglitz, Dortmund 
usw. zeigen, wie notwendig das gemein¬ 
same Handeln ist. Werner Sarbok 


Lagergemeinschaft 
Buchenwald-Dora verurteilt 
Übergriffe der extremen Rech¬ 
ten am Osterwochenende 

Die Brandstiftung gegen das Flücht¬ 
lingsheim in Tröglitz, Gewalt gegen 
Ausländerinnen und Ausländer in Ros¬ 
tock und nun auch die Schändung der 
KZ-Gedenkstätte Jonastal bei Arn¬ 
stadt - was muss noch passieren, be¬ 
vor die Verantwortlichen in der Politik 
mit aller Konsequenz gegen extreme 
Rechte, ihre Propagandisten und Hin¬ 
termänner vorgehen? Das fragt die La¬ 
gergemeinschaft Buchenwald-Dora an¬ 
gesichts der erschreckenden Vorgänge 
über das Osterwochenende insbeson¬ 
dere in den östlichen Bundesländern. 

Am kommenden Sonntag erinnern 
wir in Weimar gemeinsam mit den 
Überlebenden des KZ Buchenwald und 
hunderten Antifaschisten heutiger Ge¬ 
nerationen an die Selbstbefreiung des 
Lagers Buchenwald und wir werden 
den Schwur der überlebenden Häftlin¬ 
ge erneuern: „Vernichtung des Nazis¬ 
mus mit seinen Wurzeln und Schaffung 
einer neuen Welt des Friedens und der 
Freiheit!“ 

Damit diese Verpflichtung kein 
leeres Bekenntnis bleibt, fordern wir 
Bundes-, Landes- und Kommunalpo¬ 
litiker auf, klare Aussagen gegen Ras¬ 
sismus und Hetze gegen Flüchtlinge 
zu machen, sich für die Unversehrt¬ 
heit aller Menschen, die in diesem 
Land leben, aktiv einzusetzen und die 
Gedenkstätten an den Orten faschisti¬ 
scher Massenverbrechen unter gesell¬ 
schaftlichen Schutz zu stellen. 

Das wären notwendige politische Si¬ 
gnale anlässlich des 70. Jahrestages der 
Befreiung vom Faschismus und Krieg. 
Dr. Ulrich Schneider 
Geschäftsführer der Lagergemein¬ 
schaft Buchenwald-Dora/Freundes¬ 
kreis e. V 



Ukraine im Fokus 

Abrüstung ist das Gebot der Stunde 


Pressemitteilung des Bundesausschus¬ 
ses Friedensratschlag: 

Entgegen mancher böswilligen Vor¬ 
ausschau zogen die Organisatoren 
der diesjährigen Ostermärsche eine 
positive Bilanz: Dies bezieht sich 
nicht nur auf die - leicht - gestiege¬ 
nen Teilnehmerzahlen (an 100 Orten 
waren mehr als 10 000 Menschen in 
Bewegung), und auch nicht nur auf 
die relativ einhellige Agenda (von 
der Eskalation im Ukraine-Konflikt 
bis zum Stopp der Rüstung hier zu 
Lande), sondern auch auf die Tatsa¬ 
che, dass die Friedensbewegung mit 
den Ostermärschen ihre Forderun¬ 
gen auf die Straße bringen kann. 

Im Zentrum der Aufmerksamkeit 
stand - noch mehr als im vergange¬ 
nen Jahr - der Konflikt in der und 
um die Ukraine. Es geht dabei nicht 
nur um die Zukunft dieses Landes, 


das derart heruntergewirtschaftet ist, 
dass es lange Zeit am Tropf der EU 
bzw. der Eurasischen Wirtschaftsuni¬ 
on hängen würde. Es geht auch um 
die Behandlung Russlands durch 
den Westen, insbesondere duch die 
NATO. Lühr Henken, Sprecher 
des Bundesausschusses Friedens¬ 
ratschlag, brachte in seiner Oster¬ 
marschrede in Kiel die Hauptforde¬ 
rungen der Friedensbewegung auf 
den Punkt: „Wir brauchen Koopera¬ 
tion statt Konfrontation. Es ist Zeit 
für eine neue Entspannungspolitik!“, 
rief er unter dem Beifall der Anwe¬ 
senden und präzisierte zugleich, was 
das konkret heißen könnte: Aufwer¬ 
tung und Stärkung der OSZE, die 
wirksame Rüstungskontrollen in al¬ 
len Landesteilen durchführen müs¬ 
se; direkte Verhandlungen zwischen 
der ukrainischen Regierung in Kiew 
und den Aufständischen im Osten; 


die Garantie des neutralen Status der 
Ukraine (d.h. der militärischen Un¬ 
abhängigkeit von NATO und Russ¬ 
land) sowie eine Abmachung über 
konventionelle und atomare Abrüs¬ 
tung in Europa. 

Aufrüstung in Deutschland hat ei¬ 
nen zusätzlichen Namen: Kampf dröh¬ 
nen. Wie vor wenigen Tagen bekannt 
wurde, hat die Bundesregierung ein 
milliardenschweres Beschaffungspa¬ 
ket für Spionage- und Kampfdrohnen 
geschnürt: Bis 2025 sollen europäische 
bewaffnete Drohnen in Dienst gestellt 
werden; bis dahin sollen US-amerika¬ 
nische und israelische Kampfdrohnen 
die Fähigkeitslücke schließen helfen. 
Hinzu kommen weitere Aufrüstungs¬ 
programme: Herzstück ist die stra¬ 
tegische Verlegefähigkeit per Luft; 
neue A400 M-Kampfzonentranspor- 
ter werden passgenau angefertigt: für 
nagelneue Kampf- und Transport¬ 
helikopter, für Schützenpanzer und 
Mannschaftstransportfahrzeuge - 
und Hightech-Infanteristen, die aus 
der Ladeluke abspringen können. Das 


Heer wird für die Aufstandsbekämp¬ 
fung insbesondere in der Stadt opti¬ 
miert (hierfür wird in der Nähe Mag¬ 
deburgs ein Gefechtszentrum gebaut). 
Die Marine wird mit Korvetten und 
Fregatten ausgerüstet, mit denen weit 
in das Innere fremder Länder geschos¬ 
sen werden kann. Und worum geht es 
dabei? „Die Bundeswehreinsätze sol¬ 
len Handelswege sichern und Zugän¬ 
ge zu Rohstoffen ermöglichen“ - so 
wiederum Lühr Henken in Kiel. 

Der deutsche Waffenspezialist und 
Kriegsgegner Jürgen Grässlin nannte 
beim Start des Ostermarsches Rhein- 
Ruhr auf dem Marktplatz in Düssel¬ 
dorf insgeamt 16 Rüstungsexportfälle, 
die zweierlei deutlich machen: 

1. Wie es kommt, dass Deutschland 
sich unter den Rüstungsexportnatio¬ 
nen auf Platz 4, vorübergehend sogar 
auf Platz 3 vorschieben konnte; 

2. welche Staaten - allesamt keine 
menschenrechtlichen Musterknaben - 
in den Besitz deutscher Waffen und 
Waffentechnologie kamen. Darunter 
etwa Ägypten, Libyen, Algerien, Sau¬ 


di-Arabien, Kroatien, die Vereinigten 
Arabischen Emirate und Kuwait. 

Auf fast allen Ostermärschen wur¬ 
de dieser Umstand beim Namen ge¬ 
nannt und gefordert, dass die Bun¬ 
desregierung diese skandalöse Ex¬ 
portpraxis endlich aufgibt. 

Die Friedensbewegung ist eine 
antifaschistische Bewegung. Da¬ 
her wurde in allen Reden und Ab¬ 
schluss-Resolutionen der 70. Jahres¬ 
tag der Befreiung angesprochen, der 
am 8. Mai begangen wird. Am 8. und 
9. Mai 2015 werden in vielen Städten 
und Gedenkorten unter Federfüh¬ 
rung der VVN-BdA (Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes - Bund 
der Antifaschistinnen) Demonstrati¬ 
onen, Kundgebungen und Friedens¬ 
feste zur Erinnerung an das Ende 
des verbrecherischen 2. Weltkriegs 
begangen. Auch hier wird es keinen 
Platz für Kriegsverharmloser oder 
Holocaust-Leugner geben. 

Für den Bundesausschuss 
Friedensratschlag: Peter Strutynski 
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Castkolumne von Wilhelm Koppelmann 


„Besser wäre schon besser! “ 


„Ganz Kluge werden bestimmt auch 
bald feststellen, dass die Prozentzahlen 
des Tarifabschlusses „schöngerechnet“ 
seien. Denen sage ich: Dass wir ange¬ 
sichts unserer Schwäche überhaupt et¬ 
was bekommen, wundert mich. Die Mi¬ 
nisterpräsidentin von NRW hatte an den 
Verhandlungsführer der TdL ein Pro¬ 
zent Lohnerhöhung als Maxime ausge¬ 
geben. 

Dennoch haben wir Einiges er¬ 
reicht: 2006 den Tarifvertrag, 2013 den 
Urlaub verteidigt, und jetzt 2015 nach 
über 30 Jahren die Erhöhung des Nacht¬ 
dienstzuschlags, die Sicherung der VBL 
und die Angleichung von Ost und West 
ist absehbar. Was könnten wir fordern, 
wenn wir nur ein paar mehr wären, die 
auf die Straße gingen!“ 

Diese bitteren Worte eines aktiven 
Gewerkschafters des Unikums Aachen 
auf Facebook verdeutlichen die Proble¬ 
me der Tarifrunden für die Beschäftig¬ 
ten der Länder. Es gibt gut organisierte 
Bereiche, meist die Unikliniken und die 
Straßenmeistereien, und dann den Rest. 

Dabei war diese Tarifrunde für die 
Gewerkschaften besonders kompliziert: 

Für die angestellten Lehrer sollten 
endlich Eingruppierungsregeln, die die 
Bezahlung dieser Berufsgruppe in die 
Nähe von Lehrereinkommen mit Beam¬ 
tenstatus bringen sollten, durchgesetzt 
werden. Dann musste der Angriff der 
Arbeitgeber auf die Höhe der Betriebs¬ 
rente (VBL) abgewehrt werden und 
schließlich sollte eine Entgelterhöhung 
am Ende der Tarifrunde stehen, die den 
Anschluss zumindest an die Einkommen 
der Kolleginnen des Bundes und der 
Kommunen bedeutete. 

Zu den einzelnen Aspekten des Ab¬ 
schlusses. Die Entgeltordnung mit dem 
angeblichen Beginn einer Angleichung 
(als Trostpflaster soll der vom Beamten¬ 
bund akzeptierte 30 Euro-Zuschlag die¬ 
nen) ist eine, die zu Recht von der GEW 
nicht unterschrieben wurde. Sie erhält 
sich so die Möglichkeit, weiterhin für 
eine wirkliche Verbesserung zu streiken 
und lässt sich nicht für einen Krumen in 


die Friedenspflicht hineinzwingen. Komi¬ 
scherweise wird ver.di vorgeworfen, sich 
zur GEW nicht solidarisch verhalten zu 
haben. Fakt ist aber, dass auch ver.di die¬ 
se Regelung für die Lehrerinnen nicht 
unterschrieben hat, während der Beam¬ 
tenbund (der für einige „Linke“ ja die 
kampfbereitere Version einer Gewerk¬ 
schaft darstellt) der GEW von hinten in 
die Knie trat. Für ver.di stand dagegen 
immer fest, dass Kosten, die für die Bes¬ 
serstellung der Lehrerinnen entstanden 
wären, von den anderen Berufsgruppen 
mitgetragen werden würde. 

Der Angriff auf das Leistungsrecht 
der Betriebsrente der Länder (und in 
der Folge auch für die Beschäftigten des 
Bundes und zahlreicher Kommunen) 
konnte abgewehrt werden, wenn auch 
nur dadurch, dass auf der Beitragsseite 
Zugeständnisse gemacht werden muss¬ 
ten. Der Plan der Länderarbeitgeber äh¬ 
nelte dabei der Zerschlagung der gesetz¬ 
lichen Rentenversicherung: Bestehende 
finanzielle Probleme durch die Finanz¬ 
marktkrise und der Biometrie (die Ren¬ 
tenempfänger werden halt älter) sollte 
durch eine perspektivische Rentenkür¬ 
zung von 20 Prozent beantwortet wer¬ 
den. Das konnte verhindert werden, die 
Beiträge werden für die Beschäftigten 
leicht erhöht, aber eben auch für die Ar¬ 
beitgeber. 

Die Entgelte steigen ab dem 1. März 
um 2,1 Prozent, im nächsten Jahr am 
1. März um weitere 2,3 Prozent, aber 
mindestens um 75 Euro. Wendet man die 
Westrickformel an, kommt man wegen 
der jeweiligen Leermonate Januar und 
Februar natürlich auf niedrigere prozen¬ 
tuale Steigerungen. Betrachtet man aber 
die vom Kollegen oben beschriebene 
Ausgangslage mit der Gemengelage der 
unterschiedlichen Auseinandersetzungs¬ 
feldern kann man einem Mitglied der 
Bundestarifkommission nur zustimmen, 
der da meinte: „Besser wäre schon bes¬ 
ser! Aber bei diesem Organisationsgrad 
kann sich das Ergebnis sehen lassen!“ 
Unser Autor ist Mitglied der ver.di Bun¬ 
destarifkommission 


Castkolumne von Florian Hainrich 


Die Länder und die Jugend 


In derTarifauseinandersetzung des öf¬ 
fentlichen Dienstes der Länder gibt es 
seit dem 28. März ein Verhandlungser¬ 
gebnis für die ca. 800 000 Beschäftig¬ 
ten der Länder. Jens Bullerjahn, Ver¬ 
handlungsführer der Arbeitgeberseite 
(Tarifgemeinschaft der Länder) und 
SPD-Mitglied, bezeichnet diese Eini¬ 
gung als „in dem Kontext vernünftig 
und verantwortungsvoll“. Spätestens 
hier sollten wir hellhörig werden und 
uns mit dem Ergebnis näher beschäf¬ 
tigen. 

Im Jugendbereich ging es um mehr 
Urlaub, Übernahme und Erhöhung 
der AusbildungsVergütungen. Der Ver¬ 
gleich zwischen ver.di-Forderung und 
den Ergebnissen zeigt, warum Buller¬ 
jahn so zufrieden ist. 

Bisher hatten Azubis nur 27 Tage 
Urlaub, während Angestellte 30 Tage 
bekamen. Diese Frechheit endlich ab¬ 
zuschaffen war eine der Forderungen. 
Weiter wurde eine verbindliche und 
unbefristete Übernahme gefordert. 
Hier sollte die bestehende Regelung 
des Tarifvertrags für den Öffentlichen 
Dienst der Länder (TVL) mit einer 
relativ unverbindlichen und vor allem 
auf ein Jahr befristeten Übernahme 
in eine verbindliche und unbefristete 
Übernahme umgewandelt werden. Au¬ 
ßerdem ging es um eine Erhöhung der 
Ausbildungs Vergütung um 100 Euro. 

Das Ergebnis beseitigt die Unge¬ 
rechtigkeit beim Urlaub nicht. Erreicht 
wurden 28 Tage Urlaub für Azubis. Bei 
der Übernahmeregung wurde die un¬ 
verbindliche und befristete Regelung 
verlängert. Außerdem gibt es eine Er¬ 
höhung der Ausbildungsvergütung um 
30 EUR für 2015 und 2016. 

Für viele ist dieses Ergebnis nicht 
besonders überraschend. Das ändert 


aber nichts daran, dass es aus der Sicht 
der Jugend weder zufriedenstellend 
noch überzeugend sein kann. 

Der Abschluss zeigt, in welchem 
Umfang das Kräfteverhältnis in Ta¬ 
rifauseinandersetzungen ausschlag¬ 
gebend ist. Seit Beginn der Tarifrun¬ 
de waren im gesamten Bundesgebiet 
etwa 20 Prozent aller Beschäftigten 
(ca. 180 000 Kolleginnen und Kolle¬ 
gen) in den Warnstreik gegangen. Das 
waren zu wenig. Es ist nicht gelungen 
ausreichend Druck auszuüben. Auch 
die geringe Beteiligung der Jugend 
an Aktionen und Warnstreiks spiegelt 
sich in diesem Ergebnis wider. 

Es ist in dieser Tarifrunde also nicht 
ausreichend gelungen, die Jugend zu 
mobilisieren und für die Tarifforderun¬ 
gen auf die Straße und in die Diskus¬ 
sion zu bringen. Das - zumindest aus 
Sicht der Jugend - schlechte Ergebnis 
liegt jedoch nicht ausschließlich an 
der mangelnden Beteiligung der jun¬ 
gen Beschäftigten der Länder, sondern 
ebenfalls daran, dass es kaum Unter¬ 
stützung von außen gab. Tarifkämpfe 
sind allgemein, aber besonders im öf¬ 
fentlichen Dienst, immer auch politi¬ 
sche Auseinandersetzungen, bei denen 
es darauf ankommt, dass wir genügend 
Druck aufbauen, um unsere Interessen 
durchzusetzen. 

Jetzt muss es darum gehen, in die 
Diskussion einzusteigen, wie wir in der 
nächsten Tarifrunde schlagkräftiger 
werden, wie wir besser und vor allem 
offensiver auftreten können. Es sollte 
in diesen Diskussionen auch immer da¬ 
rum gehen, dass die Spaltung der Be¬ 
schäftigten im öffentlichen Dienst in 
Angestellte des Bundes, der Kommu¬ 
nen und Angestellte der Länder wie¬ 
der aufgehoben werden muss. 



Die Verbraucherpreise 
werden nicht sinken 


Seit dem 31. März 2015 gibt es in der Landwirtschaft keine Milchquote mehr 


S chon im zweiten Halbjahr 2014 
bekamen die Landwirte für ihre 
Milch nach EU-Angaben fast 
zwölf Prozent weniger Geld. Die 
Konsumenten zahlten dennoch vier 
Prozent mehr für den Liter. Milchver¬ 
arbeitende Industrie und Großhandel 
feiern jetzt die Abschaffung der Quo¬ 
te als Punktsieg für das „freie Unter¬ 
nehmertum 4 . 4 

Auch der Bund der Deutschen 
Landjugend (BDL) scheint begeis¬ 
tert. Matthias Daun, Bundesvorsit¬ 
zender des BDL stieß mit einem Glas 
Milch auf das Ereignis an: „Der Aus¬ 
stieg aus der Milchquote kommt zur 
richtigen Zeit“. Die deutschen und eu¬ 
ropäischen Milchbauern seien gut ge¬ 
rüstet und die Molkereien solide auf¬ 
gestellt. Die Junglandwirte könnten 
die lang ersehnten Veränderungspro¬ 
zesse in den Betrieben durchführen. 
„Der Weltmarkt wird das Volumen 
aufnehmen können“, so Daun. 

Er und sein Verband setzen dar¬ 
auf, dass die Weltbevölkerung weiter 
wachsen wird und die Menschen in 
den asiatischen Staaten mehr Milch 
und Käse konsumieren. Besonders 
die Chinesen würden in Zukunft noch 
mehr Milchpulver aus Deutschland 
importieren. Doch geht die Rech¬ 
nung auf? 

China hat in den letzten Jahren 
die eigene Milchwirtschaft ausgebaut, 
Russland kauft seit Mitte 2014 in Er¬ 
widerung der EU-Sanktionen nichts 
mehr. 


Fakt ist: Nun stehen die sich im 
ständigen Clinch mit den finanzkräf¬ 
tigeren Verarbeitungsbetrieben und 
Einzelhandelsketten befindenden 
Milchbauern einer Handvoll großer 
Molkereien und Schlachthöfe gegen¬ 
über, die ungehemmt die Preise dik¬ 
tieren können. Wer dabei das Nach¬ 
sehen haben wird, ist nicht schwer zu 
erahnen. Schon in den vergangenen 
fünfzehn Jahren hat sich - trotz Milch¬ 
quote - die Zahl der Milchviehbetrie¬ 
be in Deutschland etwa halbiert. All¬ 
zu viele Landwirte bekommen heute 
schont weniger als 30 Cent pro einem 
Liter Milch - ein mieser Preis für die 
Knochenarbeit im Kuhstall. Martin 
Hofstetter von Greenpeace warnt 
vor „ausgebrannten Milchkühen, 
bankrotten Kleinbauern und mehr 
Schadstoff- und Klimabelastung als 
Folgen der verfehlten Politik. „Ver¬ 
braucher erhalten in Zukunft ein bil¬ 
ligeres, aber schlechteres Milchpro¬ 
dukt.“ Nach Geflügel und Schweinen 
stehe nun der Ausverkauf der bäu¬ 
erlichen Milchviehhaltung an. „Wir 
werden einen massiven Strukturwan¬ 
del erleben, an dessen Ende die Kuh 
zur Sau gemacht wird. Selbst in Süd¬ 
deutschland werden jetzt Massentier¬ 
haltungsställe mit mehr als tausend 
Kuhplätzen gebaut. Letztlich werden 
viele kleine und mittlere Bauernhö¬ 
fe auf der Strecke bleiben“. Es sei zu 
befürchten, „dass Milchviehbetriebe, 
die für den Export produzieren, aus 
Kostengründen vermehrt gentech¬ 


nisch veränderte Soja zufüttern wer¬ 
den 44 . Zukünftig werde die Produktion 
dorthin wandern, wo es am billigsten 
sei: Weg von teureren Lagen wie dem 
Mittelgebirge, hin zu den hochpro¬ 
duktiven kostengünstigen Standorten 
an der Küste von Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein sowie im Allgäu. 
„Diese Regionen werden wie bereits 
bei der Schweine- und Geflügelpro¬ 
duktion massiv mit Ammoniak, Ni¬ 
trat, klimaschädlichem Methan und 
Lachgas belastet werden 44 , so Hof¬ 
stetter. Profitieren werden auch die 
Großagrarier - auf den privatisierten 
Ländereien der früheren DDR - und 
die Landwirtschaftlichen Produkti¬ 
onsgenossenschaften (PPG). 

Für die Bauern bot die Milchquo¬ 
te einen Schutz, sozusagen ein kleines 
Stück Planwirtschaft im Chaos des 
kapitalistischen Konkurrenzkampfes. 
Mit der Milchquote konnte ein Bau¬ 
er relativ stabile Einnahmen erzielen 
und seine Produktion einigermaßen 
planen. Das hat das Wirtschaften er¬ 
leichtert, das Risiko begrenzt und ein 
halbwegs auskömmliches Leben er¬ 
möglicht. Durch die Vergrößerung 
des Marktdruckes werden - wie be¬ 
reits erwähnt - viele Bauern zu Guns¬ 
ten größerer Einheiten aufgeben 
müssen. In diese großen Einheiten, 
ob GmbH, AG oder KG, kann das 
Großkapital gewinnbringend inves¬ 
tieren. Der Agrarmarkt wird weiter 
monopolisiert. 

Manfred Dietenberger 


Jobcenter muss volle Miete zahlen 

Hartz-IV-Empfänger klagte mit Erfolg 


Im Streit um die Kosten der Unter¬ 
kunft hat ein Gießener Hartz-IV-Emp- 
fänger vor dem Sozialgericht Recht 
bekommen. Das Jobcenter befand die 
Bruttokaltmiete in Höhe von 378 Euro 
für die 52 Quadratmeter große Woh¬ 
nung des Klägers für zu hoch. Ledig¬ 
lich rund 305 Euro seien „angemessen“. 
Innerhalb von sechs Monaten müsse er 
in eine günstigere Wohnung umziehen, 
sonst werden seine Leistungen um die 
übersteigenden 73 Euro gekürzt. 

Da half dem Betroffenen auch 
nicht, dass er seine Heizkosten in Höhe 
von 72 Euro auf 50 Euro senkte - das 
Jobcenter bedankte sich mit einer Kür¬ 
zung um 22 Euro! Da auch nach einem 
halben Jahr kein Umzug stattgefunden 
hatte, erstattete das Amt jetzt nur noch 
die etwa 305 Euro für die Kaltmiete. 
Dagegen klagte der Betroffene vor 
dem Gießener Sozialgericht mit Er- 
folg. 


Aber warum nur ist der 62-jährige, 
schwerbehinderte Langzeitarbeitslose 
nicht in eine günstigere Wohnung um¬ 
gezogen? Genau hier liegt das Problem: 
Trotz intensiver Suche war es dem Klä¬ 
ger nicht gelungen, eine preiswertere 
Wohnung zu finden. Bei fünf Wohnungs¬ 
gesellschaften ließ er sich auf die Warte¬ 
liste setzen, Anzeigen in Zeitungen und 
im Internet waren ergebnislos, Gesprä¬ 
che mit privaten Vermietern führten zu 
keinem Erfolg. 

Das Jobcenter zeigt sich unbeein¬ 
druckt und präsentierte dem Gericht 
eine Liste mit 19 Wohnungsangeboten. 
Davon blieb bei genauer Betrachtung 
nicht viel übrig, denn meist wurden nur 
die Nettokaltmieten angegeben. Nur 
sechs Wohnungen wären nach Hinzu¬ 
rechnung der Betriebskosten „mögli¬ 
cherweise“ passend. 

Dies seien zu wenige, befand das Ge¬ 
richt. Nun muss das Jobcenter die höhe¬ 


ren Kosten auch rückwirkend komplett 
übernehmen. 

Die Praxis des Gießener Jobcenters 
ist kein Einzelfall. Überall in Deutsch¬ 
land gibt es Betroffene, bei denen die 
Kosten für Unterkunft und Heizung 
nicht voll anerkannt werden. Die Mehr¬ 
kosten müssen sie bei ihrem täglichen 
Bedarf einsparen, negative Folgen sind 
offenbar beabsichtigt. Daher kann sich 
eine Klage gegen diese Kürzungen auch 
für andere Betroffene lohnen. 
Preisgünstige Wohnungen sind oft kaum 
vorhanden, da der soziale Wohnungsbau 
vernachlässigt wird und die Mieten stän¬ 
dig steigen. Auf Kosten der Bedürftigen 
wird gespart und profitiert - damit muss 
endlich Schluss sein! Deshalb fordern 
wir die Abschaffung von Hartz IV, be¬ 
zahlbare Wohnungen und ein menschen¬ 
würdiges Leben für alle. Rainer Grabowski 
(Aus: Gießener Echo, Zeitung der DKP 
Gießen, April 2015) 
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Doping am Arbeitsplatz 

Studie: Pillen helfen nicht gegen Kapitalismus 


A rbeit macht im Kapitalismus 
physisch und/oder psychisch 
krank. Der aktuelle „Gesund¬ 
heitsmonitor“ herausgeben von der 
Bertelsmann-Stiftung und der Kran¬ 
kenkasse Barmer (GEK), stellt fest: 
die Arbeiterinnen in diesem unserem 
Land sind ausgepowert. 51 Prozent füh¬ 
len sich hilflos, weil sie keinen oder nur 
geringen Einfluss auf ihr Arbeitsvolu¬ 
men haben. Knapp ein Fünftel der Be¬ 
fragten stößt regelmäßig an die eigene 
Leistungsgrenze, 23 Prozent machen 
keine Pausen und jeder achte Beschäf¬ 
tigte schleppt sich selbst krank zur Ar¬ 
beit. 42 Prozent verausgaben sich des¬ 
halb so, weil sie den wachsenden An¬ 
forderungen anders nicht nachkämen. 

Die Folge: Immer häufiger nehmen 
immer mehr gesunde Beschäftigte ver¬ 
schreibungspflichtige Arzneimittel ein 
oder Drogen, um im beruflichen Alltag 
ihre Leistungsfähigkeit am Arbeits¬ 
platz zu steigern. Dabei greifen die Be¬ 
schäftigten besonders häufig zu Medi¬ 
kamenten gegen Angst, Nervosität und 
Unruhe (60,6 Prozent) sowie zu Mit¬ 
teln gegen Depressionen (34 Prozent). 
Etwa jeder achte Job-Doper schluckt 
Tabletten gegen starke Tagesmüdig¬ 
keit. Bei Einnahme von Mitteln z.B. 
wie Ritalin zur besseren Konzentration, 
Betablockern gegen Nervosität, Anti¬ 
depressiva zur Stimmungsaufhellung 
oder Amphetaminen, die wach machen, 
sprechen Mediziner vom sogenannten 
Neuro-Enhancement oder Hirndoping. 

Der Soziologe Martin Domes und 
der Psychologe Martin Altmeyer be¬ 
haupteten dennoch im Wirtschaftsteil 
der ZEIT (2/2015), der Kapitalismus 
mache nicht depressiv. Dies ergebe 
sich eindeutig aus epidemiologischen 
Daten zur Häufigkeit psychischer Stö¬ 
rungen. Marxisten sehen das ganz an¬ 
ders, und auch die neueste Studie der 
DAK erlaubt an dieser These zu zwei¬ 
feln. Knapp drei Millionen Deutsche 
haben verschreibungspflichtige Medi¬ 
kamente genutzt, um am Arbeitsplatz 
leistungsfähiger zu sein oder um Stress 
abzubauen. 

Die Anzahl der abhängig Beschäf¬ 
tigten, die entsprechende Substanzen 
zum Job-Doping schon angewandt 
haben, um sich bei der Arbeit fitter zu 
fühlen und sich zu pushen, ist in den 
vergangenen sechs Jahren stark gestie¬ 
gen - von 4,7 auf 6,7 Prozent im Jahre 
2014. Regelmäßig tun es 1,9 Prozent 
der Berufstätigen - das sind rund eine 
Million Menschen. Die AOK geht von 
einer Dunkelziffer von bis zu zwölf 
Prozent aus, was bedeutet, dass schon 


Zu einem Bildungs- und Erfahrungs¬ 
austausch der Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftsarbeit trafen sich Ende März 
Mitglieder der DKP aus Hamburg und 
Berlin im Magda-Thürey-Zentrum 
(MTZ) in Hamburg-Eimsbüttel. Vor 
dem Hintergrund der in beiden Stadt¬ 
staaten sehr ähnlichen betrieblichen 
und gewerkschaftlichen Realitäten 
sollten die Erfahrungen für den Aufbau 
von kommunistischer Betriebsgrup¬ 
penarbeit nutzbar gemacht werden. In 
Berlin ist die Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftspolitik an einen Arbeitskreis 
angebunden. Die Hamburger konzen¬ 
trieren sich auf die Bildung von Sam¬ 
melbetriebsgruppen in einer Branche. 

Aufschlussreich war schon die Ana¬ 
lyse. So zeigt die Wirtschaftsstruktur, 
dass der größte Teil der Branchen zum 
Organisationsbereich der Gewerk¬ 
schaft ver.di gehört. Dies spiegelt sich 
auch in der Mitgliedschaft der DKP 
wieder. 

Der theoretische Einstieg wurde 
auf der Grundlage der Analyse von 
Renate Münder („Gewerkschaften in 
der Krise“) begonnen. Dabei ging es 
um die Frage, was die Arbeiterklasse 
angesichts der realen Verschlechterun¬ 
gen daran hindert zu kämpfen, bzw. wie 


fünf Millionen Beschäftigte mindes¬ 
tens einmal leistungssteigernde oder 
stimmungsaufhellende Substanzen 
zum sogenannten Hirndoping einge¬ 
nommen haben. Vor allem Beschäf¬ 
tigte mit „einfachen Tätigkeiten oder 
unsicheren Jobs gehören zu den Ri¬ 
sikogruppen“ für den Medikamen- 
tenmissbrauch. Das bleibt nicht ohne 
Folgen: allein zwischen den Jahren 
2002 und 2012 stieg die Zahl der Fehl¬ 
tage an den Arbeitsplätzen, die durch 


den Konsum stimulierender Medi¬ 
kamente verursacht wurden, um fast 
400 Prozent „Gehirndoping ist erkenn¬ 
bar auf dem Vormarsch“, so kommen¬ 
tierte Uwe Deh, geschäftsführender 
Vorstand des AOK-Bundesverbands, 
diese Entwicklung schon 2013. 

Dennoch wird immer wieder ger¬ 
ne die Mär verbreitet, die Ursache für 
die Krankheiten der Beschäftigten läge 
überwiegend an ihrem Bildungsstand 
und persönlichen Lebenswandel. Das 
kann leicht widerlegt werden. Eine ge¬ 
rade veröffentlichte Analyse von soge¬ 
nannten „Fehlzeiten“ des Wissenschaft¬ 
lichen Instituts der AOK (WIdO) stellt 
fest: die Ursachen von Arbeitsunfähig¬ 
keitszeiten (Krankentage) unterschei¬ 
den sich markant. Die Branche bzw. 
die ausgeübte Tätigkeit in der die Be¬ 
schäftigten arbeiten hat erheblichen 


der Zustand der Gewerkschaften ist. In 
Tarifauseinandersetzungen zeigt sich, 
dass gerade ehemals kampfstarke Be¬ 
reiche wie Auto, Metall und Chemie 
auf Sozialpartnerschaft oder Stand¬ 
ortpolitik setzen. 

Angesichts der Konflikte der DGB- 
Gewerkschaften untereinander - ein 
Ausdruck hierfür ist die unterschiedli¬ 
che Haltung zum Tarifeinheitsgesetz - 
und der realen personellen Schwäche 
der DKP wurden die Möglichkeiten 
diskutiert, unsere politischen Forde¬ 
rungen in die Gewerkschaften und Be¬ 
triebe hineinzutragen, um so Chancen 
und Ansatzpunkte für Veränderungen 
mit zu schaffen. 

In der konkreten Arbeit muss der 
Vereinzelung von Genossinnen und 
Genossen in den Betrieben und Ge¬ 
werkschaften entgegengewirkt wer¬ 
den. Hier bieten nach den Hamburger 
Erfahrungen Branchengruppen, wie 
die Sammelbetriebsgruppe Öffentli¬ 
cher Dienst gute Grundlagen. 

Anhand der Tarifauseinanderset¬ 
zung mit der Deutschen Bahn AG 
wurde in einem Kurzreferat die sich bei 
den Gewerkschaften vollziehende Ver¬ 
änderung am Beispiel der Eisenbahn- 
und Verkehrsgewerkschaft (EVG) und 


Einfluss auf das Ausmaß und die Art 
der Erkrankung und die Zahl der Ar¬ 
beitsunfähigkeitstage. Beschäftigte mit 
besonderen hohen körperlichen Belas¬ 
tungen und überdurchschnittlich vie¬ 
len Arbeitsunfällen sind zum Beispiel 
Müllwerker oder Rohrleitungsbauer. 
So verwundert es nicht, dass die meis¬ 
ten Arbeitsunfähigkeitstage (30,8 Tage) 
Arbeiterinnen aus den Bereichen Ver- 
und Entsorgung zu vermelden haben. 
Ihnen folgen die Beschäftigten in der 


überrascht die Tatsache, dass von den 
Arbeitsunfähigkeitstagen der im Call- 
center Beschäftigten 19 Prozent auf 
psychische Erkrankungen zurückgehen. 
Die hohe psychische Belastung der in 
der Altenpflege arbeitenden ist auch an 
den Statistiken zur Arbeitsunfähig ab¬ 
lesbar: In der Altenpflege ist fast jeder 
sechste Arbeitsunfähigkeitstag durch 
eine psychische Erkrankung verursacht. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) kennt das Problem schon lan¬ 


ge. Die stellvertretende Vorsitzende 
Annelie Buntenbach erklärte schon 
2013, dass „die Zahl der psychischen 
Erkrankungen in den letzten zehn Jah¬ 
ren geradezu explodiert ist. Psychische 
Erkrankungen sind mit 40 Prozent in¬ 
zwischen ein Hauptgrund für Erwerbs¬ 
minderung - also für das krankheits¬ 
bedingte, frühzeitige Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben“. Die Unterneh¬ 
mer-hörigen Medien versuchen uns 
weiszumachen, die Ursachen und Lö¬ 
sungen lägen im Individuum selbst und 
für alles gebe es die richtige Pille. Aber 
gegen die krankmachende Arbeitszeit¬ 
verdichtung helfen keine Pillen, son¬ 
dern die radikale Verkürzung der Ar¬ 
beitszeit und der Kampf um eine ande¬ 
re Gesellschaft, in der der Mensch und 
nicht der Profit das Maß aller Dinge ist. 

Manfred Dietenberger 


und Versammlungsfreiheit. Dies führt 
zu starken Veränderungen der Lebens¬ 
bedingungen und des Bewusstseins. 
Die Kolleginnen und Kollegen gehen 
von ihren subjektiven Erfahrungen 
aus. 

Hier setzt die originäre Arbeit von 
Kommunistinnen und Kommunisten 
in Betrieb und Gewerkschaft an. Die 
vielen kleineren oder auch größeren 
Streikbewegungen der letzten Zeit 
zeigen, dass sich Widerstand regt und 
Veränderungen möglich sind. Anhand 
von Auseinandersetzungen im Bereich 
des Gesundheitswesens wurde deut¬ 
lich, dass auch Kommunistinnen und 
Kommunisten im Betrieb Einfluss auf 
die konkrete Tarifpolitik und die ge¬ 
führten Auseinandersetzung nehmen 
können. 

Beide Bezirksorganisationen wol¬ 
len ihre Zusammenarbeit fortsetzen 
und zogen eine positive Bilanz. Die 
Konzeption des Seminars, vor allem 
die „Praxis an den Tisch“ zu bringen, 
hat sich bewährt. 

Für weitere Treffen sollen Themen 
wie Demokratisierung der Gewerk¬ 
schaften und die heutige Tarifpolitik 
auf der Tagesordnung stehen. 

Karin Mack 


Tarifsozialplan bei Karstadt 

Die Vereinte Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di) hat mit Karstadt einen 
Tarifsozialplan vereinbart. Er sieht 
unter anderem die Einrichtung eines 
Fonds in Höhe von insgesamt 2,5 Mil¬ 
lionen Euro vor. Hieraus erhalten Be¬ 
schäftigte, die im Rahmen der derzeit 
laufenden Kündigungen in den nächs¬ 
ten Monaten in eine Transfergesell¬ 
schaft wechseln, einen Betrag in Höhe 
von 2 300 Euro, um soziale Härten ab¬ 
zufedern. 

Für die Beschäftigten der sechs 
Häuser, die geschlossen werden sol¬ 
len, schreibt der Tarifsozialplan fest, 
dass diese Beschäftigten für ein Jahr 
die Folgen aus dem Ausstieg aus der 
Tarifbindung finanziell kompensiert 
bekommen. 

Der Tarifsozialplan könne einen 
Teil der entstehenden Härten abmil¬ 
dern, meint Arno Peukes, ver.di-Ver¬ 
handlungsführer für Karstadt. Er er¬ 
gänze die Sozialplanregelungen, die 
der Gesamtbetriebsrat im Februar mit 
Karstadt vereinbart hatte. 

Aber klar ist auch: Rund 2 400 Ar¬ 
beitsplätze werden bei Karstadt Waren¬ 
haus gestrichen. 

Streiks bei Amazon 
vorläufig beendet 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) zieht eine positive 
Bilanz der Streiks beim Versandhänd¬ 
ler Amazon. „Wieder haben sich viele 
Hundert Beschäftigte in den zurücklie¬ 
genden Tagen an den Arbeitsnieder¬ 
legungen beteiligt und klar gemacht, 
dass sie in ihrem Kampf für sichere 
und gute Arbeitsbedingungen nicht 
nachlassen. Amazon bemüht sich um 
das Image eines arbeitnehmerfreund¬ 
lichen Arbeitgebers, missachtet aber 
das grundsätzliche Recht der Beschäf¬ 
tigten auf einen Tarifvertrag und übt in 
den Versandzentren ein rigides Kon- 
trollregime aus. Wenn Amazon angeb¬ 
lich so viel Respekt für seine Mitarbei¬ 
ter hat, dann soll das Unternehmen die¬ 
ser Behauptung endlich Taten folgen 
lassen, sich mit der Gewerkschaft an 
einen Tisch setzen und einen Tarifver¬ 
trag aushandeln, der existenzsichern¬ 
de Löhne und gute Arbeitsbedingun¬ 
gen verbindlich garantiert“, sagte ver. 
di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie 
Nutzenberger. 

Beschäftigte der Versandzentren 
Leipzig, Bad Hersfeld, Rheinberg, Wer¬ 
ne, und Koblenz sowie die Beschäftig¬ 
ten der Amazon Instant Prime Video 
GmbH in Elmshorn (Schleswig-Hol¬ 
stein) hatten vor Ostern die Arbeit 
niedergelegt. In den Versandzentren 
ist deswegen einiges liegen geblieben. 
Die Zustellung von Sendungen wird 
zudem durch die bundesweiten Warn¬ 
streiks bei der Deutschen Post AG mas¬ 
siv beeinträchtigt. „Die Beschäftigten 
bei Amazon und der Deutschen Post 
wehren sich in beiden Fällen gegen Ta¬ 
rifflucht, das ist ein wichtiger und not¬ 
wendiger Kampf“, sagte Nutzenberger. 

20 ooo streikten bei der Post 

20 000 Zustellerinnen und Zusteller 
der Deutschen Post AG haben sich 
an den von der Vereinten Dienstleis¬ 
tungsgewerkschaft (ver.di) ausgeru¬ 
fenen Warnstreiks beteiligt „Das ist 
ein deutliches Signal der Beschäftig¬ 
ten. Der Postvorstand muss seiner 
Verantwortung als Tarifvertragspar¬ 
tei nachkommen und in der nächs¬ 
ten Verhandlungsrunde am 14. April 
ein seriöses Angebot vorlegen“, sag¬ 
te die stellvertretende ver.di-Vorsit- 
zende und Verhandlungsführerin An¬ 
drea Kocsis. ver.di fordert für die rund 
140 000 Tarifkräfte eine Verkürzung 
der wöchentlichen Arbeitszeit von 
38,5 auf 36 Stunden bei vollem Lohn¬ 
ausgleich. Außerdem will ver.di die von 
der Deutschen Post AG geplante Tarif¬ 
flucht verhindern: Mit dem Aufbau von 
49 Regionalgesellschaften für die Pa¬ 
ketzustellung bricht das Unternehmen 
den mit ver.di abgeschlossenen Vertrag 
zum Schutz vor Fremdvergabe in der 
Zustellung. Für diesen Schutz verzich¬ 
ten die Beschäftigten bisher unter an¬ 
derem auf Kurzpausen und arbeitsfreie 
Tage. Mit der Forderung nach einer Ar¬ 
beitszeitverkürzung bei vollem Lohn¬ 
ausgleich soll der Vertragsbruch kom¬ 
pensiert werden. 


Betriebliche Praxis am Tisch ... 

DKP-Bezirke Hamburg und Berlin organisieren Erfahrungsaustausch 



Metallverarbeitung sowie bei Verkehr 
und Transport. Viele Arbeitsunfähig¬ 
keitstage verzeichnen auch die Berufe 
in der industriellen Gießerei, Straßen- 
und Tunnelwärter, Bus- und Straßen¬ 
bahnfahrer sowie Altenpflege. 

Davon unterscheiden sich auffällig 
die durchschnittlichen Zahlen von Ar¬ 
beitsunfähigkeitstagen in den Berufen 
in der Hochschullehre und -forschung 
(3,9 Tage). Unterdurchschnittlich feh¬ 
len wegen Krankheit auch Ärzte, Be¬ 
schäftigte in der Softwareentwicklung 
sowie in der technischen Forschung und 
Entwicklung. Die Gründe für die Höhe 
der Fehlzeiten liegen vor allem in den 
berufsspezifischen Anforderungsprofi¬ 
len. In dienstleistungsorientierten Be¬ 
rufen sind häufiger psychische Erkran¬ 
kungen bestimmend für eine Krank¬ 
schreibung: Nur auf den ersten Blick 


der Gewerkschaft Deutscher Lokomo¬ 
tivführer (GDL) diskutiert. Es wurde 
deutlich, dass diese sich vor dem Hin¬ 
tergrund der geänderten Beschäftig- 
tenstruktur vollzieht, die nicht ohne 
Auswirkungen z.B. auf künftige Ta¬ 
rifauseinandersetzungen bleiben wird. 

Der weitere Verlauf des Seminars 
befasste sich mit der Arbeit der Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten in Be¬ 
trieb und Gewerkschaft. Hier spielte 
zunächst auch die Debatte um die Ur¬ 
sachen der Sozialpartnerschaft eine 
Rolle. Kurz zusammengefasst ist die 
Situation vor 1990 - unter den Bedin¬ 
gungen der Systemkonkurrenz - eine 
auch für die Gewerkschaften andere 
Situation gewesen. Das Kapital war zu 
größeren Zugeständnissen bereit und 
konnte so Teile der Arbeiterklasse in 
das System einbinden und damit auch 
die Entwicklung politischer Kämpfe 
beeinflussen bzw. verhindern. 

Heute sind die Bedingungen: Ab¬ 
wälzung der Krisenlasten auf die Ar¬ 
beiterklasse; massive Verschuldung des 
Staates durch Bankenrettung; Veran¬ 
kerung der Schuldenbremse im Grund¬ 
gesetz; Privatisierung der sozialen Si¬ 
cherungssysteme; Abbau demokrati¬ 
scher Rechte; Angriffe auf Streikrecht 
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Drohnen enden tödlich 

Voraussetzungen für die fliegende Guillotine 


Die Mörder von Rheinmetall 

Die betuchten und möchte-gern-be- 
tuchten Tagestouristen auf der Düssel¬ 
dorfer Königsallee mögen gestaunt ha¬ 
ben: Der Ostermarsch 2015 zog in aller¬ 
bester Stimmung über die Flaniermeile. 
Das friedenspolitische Urgestein Willi 
Hofmeister informierte sie - ob sie das 
nun wirklich hören wollten oder auch 
nicht - über den Lautsprecher freund¬ 
lich, aufmunternd und mahnend über 
die aktuellen kriegerischen Auseinan¬ 
dersetzungen und über die weiteren 
Friedensgefährdungen insbesondere 
in Osteuropa und im Nahen Osten. 

Gestartet war die Düsseldorfer 
Etappe des Ostermarsches traditionell 
vor dem DGB-Haus, wo Harald Fuchs 
von der DFG-VK Köln die Gäste ein¬ 
stimmte. Viele Transparente und zahl¬ 
reiche rote Fahnen von der SDAJ, der 
DKP und der Linkspartei waren die 
Hingucker. Ein alternatives Ziel für die 
Rüstungsmilliarden nannte die SDAJ 
auf ihrem Transparent: „Ausbildungs¬ 
plätze statt Kriegseinsätze!“ 

Auf die Folgen der Kriege macht 
Hannelore Tölke (DFG-VK) bei der 
Kundgebung vor dem Düsseldorfer 
Rathaus aufmerksam. Sie verwies be¬ 
sonders auf das Schicksal der Kriegs¬ 
flüchtlinge in der Ukraine, im Irak, in 
Syrien. Bei aller geografischen Distanz 
zu den Kriegsschauplätzen betonte sie, 
dass der Krieg hier beginne und geför¬ 
dert werde durch die Waffenproduktion 
und den Waffenexport in Krisengebiete. 

Jürgen Grässlin, Bundessprecher 
der DFG-VK, legte in einer mitreißen¬ 
den Rede den Finger in die Wunde: Der 
in Deutschland führende Rüstungskon¬ 
zern Rheinmetall mit einem Umsatz 
von 2,9 Milliarden Euro habe seinen 
Sitz in Düsseldorf. Das sei eine Schande 
für die Stadt, denn Rheinmetall liefere 
mit Rückendeckung der Bundesregie¬ 
rungjenseits von Moral und Ethik Waf¬ 
fen in Krisengebiete. Beeindruckend 
analysierte der Redner den Einsatz 
deutscher Waffen in Saudi-Arabien, in 
Ägypten und in Algerien. Die „Philo¬ 
sophie“ von Rheinmetall-Defence be- 
zeichnete er als Gipfel der Heuchelei 
und Verlogenheit. Grässlin forderte 
Rheinmetall-Chef Armin Pappberger 
auf: „Treten Sie zurück!“ 

Etwa zwei Millionen Menschen wä¬ 
ren mit Waffen von Heckler und Koch 
getötet worden. Grässlin konnte ange¬ 
sichts dieser Situation allerdings auch 
auf Erfolge verweisen. So wurden die 
Geschäfte von SIG Sauer in Eckern¬ 
förde enttarnt. Bei Heckler und Koch 
„rollten Köpfe“ im Management, weil 
nach Mexiko exportiert wurde. Dem 
Argument besonders aus der IG Me¬ 
tall, dass Rüstungskonzerne sichere 
Arbeitsplätze bieten würden, hielten 
Grässlin und die Sprecherin des Ar¬ 
beitskreises „Zivilklausel“ entgegen, 
dass auf zivile Forschung und Produkti¬ 
on umgestellt werden könne. Verschie¬ 
dene Hochschulen hätten inzwischen 
eine „Zivilklausel“ in ihre Verfassung 
aufgenommen. 

Dass ein Leben ohne Rüstung viel 
mehr Spaß macht als Marschmusik, be¬ 
wies die Gruppe „KopfEcho“, die den 
Platz vor dem Rathaus zum Rocken 
brachte. UK 

Pietätlose Stimmungsmache 

„Käme die Idee zur Einführung der 
Ausweispflicht für Flüge im Schengen- 
Raum nicht vom Bundesinnenminis¬ 
ter, könnte man an einen Aprilscherz 
glauben. Dass Thomas de Maiziere jetzt 
seine Überwachungspläne auf dem Rü¬ 
cken der 150 bei dem Absturz getöte¬ 
ten Passagiere und Crewmitglieder be¬ 
treibt, ist schlicht pietätlos“, meint die 
innenpolitische Sprecherin der Frakti¬ 
on „Die Linke“, Ulla Jelpke. Sie fährt 
fort: 

„Um seine Forderungen nach dem 
gläsernen Fluggast zu rechtfertigen, 
scheut sich de Maiziere nicht, gegen¬ 
über BILD kurzerhand von einem An¬ 
schlag 4 zu sprechen. Dies ist völlig un¬ 
verantwortliche Stimmungsmache zu 
einem Zeitpunkt, zu dem die genauen 
Absturzgründe noch ermittelt werden. 
Nach derzeitigen Informationen liegt 
die Verantwortung für den Absturz 
beim Piloten. Daraus eine generelle 
Ausweispflicht für Fluggäste im Schen- 
gen-Raum abzuleiten, entbehrt jeden 
Zusammenhangs.“ 


V erteidigungs“-Ministerin Ursula 
von der Leyen (CDU) möchte 
doch noch sehr gerne neue Droh¬ 
nen, die auch töten können. Diesen 
Wunsch teilt sie mit dem Produzenten 
Airbus Defence and Space in Manching 
(Bayern). 2025 sollen die Kampf dröh¬ 
nen einsatzbereit sein. „Voraussicht¬ 
lich“ sagen Angela Merkel und Frangois 
Hollande am 31. März. Mit im Geschäft: 
Frankreich und Italien. Für die nächs¬ 


ten zehn Jahre soll aber kein verteidi¬ 
gungsorganisatorisches Loch entstehen. 
Drohnen werden deshalb in den USA 
oder in Israel gekauft oder gemietet. 
Auf diese Weise sollen deutsche Solda¬ 
ten bei ihren friedenstiftenden Einsät¬ 
zen in aller Welt besser verteidigt wer¬ 
den. So wurde nach Angaben aus dem 
Ministerium der Leasingvertrag für die 
Heron-Drohnen aus Israel, die in Af¬ 
ghanistan im Einsatz sind, verlängert. 

An dem Deal sind Airbus, Dassault 
Aviation aus Frankreich und Alenia 
Aermacchi aus Italien beteiligt. Neben 
der Ökonomie gibt es für die Bundes¬ 
wehr eine politische Gewichtsverla¬ 
gerung: „Wir haben uns für ein euro¬ 
päisches Projekt entschieden, weil wir 
selbst die Kontrolle über die Technik 
und unsere Daten behalten wollen. Wir 
wollen in diesem Punkt von niemandem 
abhängig sein. Das ist auch eine Lehre 
aus der NSA-Debatte“, sagte Verteidi¬ 
gungsministerin Ursula von der Leyen 


Ganz Große 

Kölner Rat gegen TTIP 

Der Rat der Stadt Köln lehnte am 24. 
März in einer fraktionsübergreifenden 
Resolution die Freihandelsabkommen 
TTIP, TiSA und CETA ab. Unter dem 
Antrag finden sich die Unterschriften 
der Fraktionsgeschäftsführer von CDU, 
SPD, Grüne, der Partei „Die Linke“, 
den Piraten und „Deine Freunde“, ins¬ 
gesamt von 79 der 90 Mitglieder des 
Stadtrats. Der Beschluss ist veranlasst 
durch einen Bürgerantrag von Christi¬ 
ne Reinicke und ersetzt ihn. 

„TTIP, CETA und TiSA müssen 
gestoppt werden. Nicht so, nicht mit 
uns“, begründete Jörg van Geffen, 
wirtschaftspolitischer Sprecher, die 
Haltung der SPD-Fraktion. Er dankte 
dem Kölner Bündnis No-TTIP: „Das 
Bündnis hat mit viel Engagement her¬ 
vorragende Arbeit geleistet und den 
Boden für eine starke Mehrheitsposi¬ 
tion geebnet. Ich freue mich, dass die 
Kölner Bürgerinnen und Bürger sich 
gewissenhaft mit den Vor- und Nach¬ 
teilen von Freihandelsabkommen aus¬ 
einandersetzen, denn die Auswirkun¬ 
gen werden nicht irgendwo in Europa 
spürbar, sondern betreffen hier vor Ort 
die kommunale Daseinsvorsorge, die 
städtischen Gesellschaften und auch 
kleine und mittelständische Unter¬ 
nehmen.“ Auch CDU-Fraktionschef 
Bernd Petelkau war empört: „Dass wir 
keinerlei Einfluss haben sollen, kann 
nicht sein.“ Sein Kollege von der FDP 
indes, Ulrich Breite, tadelte die CDU- 
Zustimmung zur Resolution als Ab¬ 


in einem Interview mit der BILD-Zei- 
tung. Die geplante Drohne solle grund¬ 
sätzlich unbewaffnet sein. Nur wenn der 
Bundestag es so entscheide, könne das 
System für Einsätze bewaffnet werden. 

Die Positionen im Verteidigungsmi¬ 
nisterium drehen sich schneller als ein 
Kettenkarussell: Erst im Oktober ver¬ 
gangenen Jahres hatte von der Leyen 
angekündigt, dass der Euro-Hawk nicht 
in Serie gebaut wird. „Der ,Euro-Hawk’ 


wird niemals in Serie gehen, also in das 
normale Geschäft, sondern wir werden 
ein modernes Luftfahrzeug dafür su¬ 
chen.“ So die Ministerin gegenüber n-tv. 
Die Beratungsgesellschaft KPMG hat 
der Ministerin laut „Spiegel“ „die Nut¬ 
zung unbemannter Luftfahrzeuge als 
Trägersysteme“ empfohlen. Solche Syste¬ 
me werden gemeinhin als „Drohnen“ be¬ 
zeichnet. Und am 6. Oktober 2014 mel¬ 
det der „Bericht aus Berlin“ in der ARD: 
Euro-Hawk wird weiter entwickelt! Das 
Aufklärungssystem „Isis“ sei fast fertig. 
Das System müsse nur noch seine Taug¬ 
lichkeit in großer Höhe nachweisen. 

Geht es um „Schau’n wir mal“, um 
„Hinrichtung“ ohne Urteil oder um 
„Mord“? Frei nach Generalmajor Carl 
Philipp Gottlieb von Clausewitz (1780- 
1831) ist der Krieg die Fortsetzung der 
Außen- und Wirtschaftspolitik mit mi¬ 
litärischen Mitteln. Dieses Bekenntnis, 
das aus dem Gebetbuch von Ursula von 
der Leyen stammen könnte, bekommt 


Koalition 


weichung von marktwirtschaftlichen 
Grundsätzen. 

Die Resolution des Kölner Stadt¬ 
rats weist mit großer Mehrheit die 
Marktzugangsverpflichtungen in den 
Freihandelsabkommen zurück. CETA 
greife in die kommunale Daseinsvor¬ 
sorge ein. Das öffentliche Beschaf¬ 
fungswesen dürfe nicht noch weiter 
eingeschränkt werden. Der Köln Stadt¬ 
rat wendet sich gegen die TTIP-Investi- 
tionsschutzregelungen und die Schieds¬ 
gerichte und will, dass die europäischen 


Sozial-, Gesundheits-, Verbraucher¬ 
und Datenschutzregelungen sowie die 
Umwelt- und Lebensmittelstandards 
erhalten bleiben. Der Beschluss fordert 
„die Landes- und Bundesregierung so¬ 
wie die Abgeordneten der Landtage, 
des Bundestags und des Europäischen 
Parlaments auf, die Ratifizierung von 
CETA und jedes weitere Abkommen, 
das die in dieser Erklärung dargelegten 
Maßgaben nicht erfüllt, abzulehnen, so¬ 
wie den Stopp von Verhandlungen zu 
den Abkommen TTIP und TiSA zu ver¬ 
anlassen, solange diese essentiellen Be¬ 
dingungen nicht erfüllt werden.“ 

Jörg Frank, Fraktionsvorsitzender 
der Grünen monierte ebenfalls das Feh¬ 
len von Transparenz und Öffentlichkeit 
sowie der parlamentarischen Beteili- 


werden geschaffen 

mit dem ständigen Suchen nach neuen 
einsatzfähigen Drohnen eine eskalieren¬ 
de Dimension jenseits des Völkerrechts, 
jenseits jeglicher „Kriegsethik“, jenseits 
der Genfer Konvention. Der Philosoph 
Byung-Chul Han aus Berlin referiert in 
der Zeit den Vorwurf der „außergericht¬ 
lichen Hinrichtung“. Da möchte die Mi¬ 
nisterin endlich mitmachen können. 

Der Einsatz der ferngesteuerten tod¬ 
sicheren fliegenden Guillotine, die Kol- 


lateralschäden in der Regel nicht aus¬ 
schließt, ist - wie die Geschichte der letz¬ 
ten fünf Jahre zeigt - dennoch nicht ganz 
unkompliziert. Daran sind bisher der mi¬ 
litärisch-industrielle Komplex und drei 
„Verteidigungs“-Minister gescheitert. 
Dabei ging es 2009 nicht einmal um die 
bewaffnete Drohne, sondern „nur“ um 
den Euro Hawk (Falken), der als Auf¬ 
klärungsdrohne eingesetzt werden sollte. 

Der erste Rohrkrepierer war der 
„Verteidigungs“-Minister Franz Josef 
Jung (CDU). Jung hatte vergessen zu prü¬ 
fen, ob der damalige Euro Hawk wirklich 
den 2007 von EADS geforderten auto¬ 
matischen Kollisionsschutz hat. Unter 
„Verteidigungs-“Minister und Heavy- 
Metall-Fan Karl-Theodor zu Guttenberg 
(CSU) gab es dann 2011 doch die Zulas¬ 
sung. „Verteidigungs“-Minister Thomas 
de Maiziere (CDU) musste schließlich 
den Skandal ausbaden: Der Hawk wur¬ 
de gestoppt, weil er wegen des fehlenden 
Anti-Kollisionssystems keine Zulassung 


gung bei den Verhandlungen. „Sie wer¬ 
den unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
und der Parlamente geführt. Länder 
und Kommunen werden komplett au¬ 
ßen vor gelassen. Dies widerspricht ele¬ 
mentaren demokratischen und rechts¬ 
staatlichen Grundsätzen und Werten.“ 
Nach Heribert Prantl von der Süddeut¬ 
schen Zeitung sei TTIP ein Anschlag auf 
die parlamentarische Demokratie. 

Jörg Detjen, Fraktionsvorsitzen¬ 
der der Partei „Die Linke“ im Kölner 
Stadtrat, begann seine Rede mit einem 


Zitat aus dem Kommunistischen Mani¬ 
fest („Das Bedürfnis nach einem stets 
ausgedehnteren Absatz für ihre Pro¬ 
dukte jagt die Bourgeoisie über die 
ganze Erdkugel. Überall muss sie sich 
einnisten, überall anbauen, überall Ver¬ 
bindungen hersteilen. Die Bourgeoisie 
hat durch ihre Exploitation des Welt¬ 
markts die Produktion und Konsumti¬ 
on aller Länder kosmopolitisch gestal¬ 
tet. An die Stelle der alten lokalen und 
nationalen Selbstgenügsamkeit und 
Abgeschlossenheit tritt ein allseitiger 
Verkehr, eine allseitige Abhängigkeit 
der Nationen voneinander“) und hob 
die Schutzfunktion der öffentlichen 
und kommunalen Wirtschaft hervor. 
Das CETA-Abkommen definiere die 
Dienstleistungen der kommunalen 



Nicht nur gucken, auch schießen. Die Kampfdrohne. 


Abweichung von marktwirtschaftlichen Grundsätzen 
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für den zivilen Luftraum bekam. Es wäre 
ja auch zu blöd, wenn die Drohne bei der 
Verteidigung Deutschlands in Afghanis¬ 
tan helfen sollte und dann bei dem Flug 
vom Airbus-Standort in Manching über 
dem Franz-Josef-Strauß-Flughafen mit 
einem Flugzeug kollidieren würde. Sach¬ 
schaden durch die bisherige Hawk-Pro- 
duktion bei EADS: 680 Millionen Euro. 
Dennoch forderte de Maiziere 2012 die 
Anschaffung der Drohnen im Rahmen 
der NATO. 

Sigmar Gabriel, damals noch in der 
Opposition, forderte gar den Rück¬ 
tritt des Ministers. Das hat sich in der 
Zwischenzeit erledigt, denn de Maizi¬ 
ere hat eine Nachfolgerin, und Gabri¬ 
el ist Vizekanzler. Im Gespräch ist die 
Drohne für mittlere Höhen (Medium 
altitude. Long endurance). Abkürzung: 
Male. Flughöhe: 10 km. Und die Lang¬ 
strecken-Version Euro-Hawk. 

Auffällig ist, dass in der augenblickli¬ 
chen Nachrichtenlage die flugrechtliche 
Genehmigung für Drohnen beziehungs¬ 
weise das Verbot für ihren Einsatz nicht 
kommuniziert wird. Diese „Zurückhal¬ 
tung“ hat einen wirtschaftspolitischen 
Hintergrund: Die zuvor geplante Über¬ 
nahme der US-Drohnen vom Rüstungs¬ 
konzern Northrop Grumman scheiter¬ 
te auch daran, dass die Geräte von der 
Bundeswehr nicht analysiert oder repa¬ 
riert werden durften. 

Militärstrategisch und militärpoli¬ 
tisch kommen aber auch mit dem Eu¬ 
ro-Hawk, also der geplanten deutsch- 
französisch-italienischen Version, Fra¬ 
gen auf, denn zu klären ist, wer über die 
Verwendung entscheidet und wer den 
Einsatzbefehl gibt. Durch die Zweitent¬ 
wicklung und -produktion - neben den 
USA - entsteht auf alle Fälle ein neu¬ 
es europäisches Eigengewächs, an dem 
die Rüstungsindustrie in Deutschland, 
Frankreich und Italien großes Interes¬ 
se hat. 

Die Friedensbewegung in Euro¬ 
pa steht - wie sich schon bei den Os¬ 
termärschen zeigte - vor neuen Her¬ 
ausforderungen. Weitere Erfolge sind 
möglich. „Verteidigungs“-Minister 
können scheitern. Diese Fähigkeit ist 
so alt wie die Bundeswehr. Ein frühes 
und zugleich großes Vorbild ist dafür 
Franz Josef Strauß. 

Uwe Koopmann 


Daseinsvorsorge als Investition. Durch 
diese Definition unterlägen sie ande¬ 
ren Verpflichtungen als nach dem EU- 
Recht. Durch die Wahl des Negativlis¬ 
tenansatzes in CETA seien zahlreiche 
Bereiche der kommunalen Daseins Vor¬ 
sorge nicht geschützt. Dazu gehörten 
Gas, Strom, Fernwärme, Binnenhäfen, 
öffentliche Beleuchtung, Grünflächen, 
Breitband, Smart Grids [intelligentes 
Stromnetz, d. V.]. Das internationale 
Kapital suche weltweit Anlagemöglich¬ 
keiten. Internationale Konzerne wür¬ 
den sich in kommunalen Unternehmen 
einnisten, sie aufsaugen und zerstören. 

Das Kölner Bündnis No-TTIP hatte 
noch am Vortag in einer Pressekonfe¬ 
renz, zu der sich auch die Spitzen der 
Ratsfraktionen bemüht hatten, das kla¬ 
re Nein zu CETA, TTIP und TiSA ge¬ 
fordert. Es freut sich über diesen Er¬ 
folg. In den vergangenen Monaten war 
mittels Aktionen und Unterschriften¬ 
sammlungen auf der Straße, in zahlrei¬ 
chen Veranstaltungen und in Konferen¬ 
zen der örtlichen Parteien für den Bür¬ 
gerantrag geworben worden. 
Mittlerweile haben 133 Städte und Ge¬ 
meinden gegen die Freihandelsabkom¬ 
men Beschlüsse fassen können - trotz 
juristisch verhüllter Versuche, ihnen in 
dieser Frage einen politischen Maul¬ 
korb umzubinden. Auch in Frankreich 
und Österreich wächst der Widerstand 
auf kommunaler Ebene gegen CETA, 
TTIP und TiSA. 

Klaus Stein 
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Fracking kommt 

Kabinett gibt grünes Licht mit Auflagen 


D as Bundeskabinett hat sich auf 
eine gesetzliche Regelung zum 
Umgang mit der umstrittenen 
Fracking-Technologie geeinigt. Kriti¬ 
siert wurde diese Entscheidung nicht 
nur von Umweltverbänden; auch in 
den Fraktionen der Regierungskoali¬ 
tion gibt es breiten Widerstand gegen 
dieses Gesetz. Allein von Wirtschafts¬ 
vertretern kam der Einwand, die neuen 
Auflagen für die Erdgasförderung seien 
völlig überzogen. 

In Zukunft soll es nur noch Probe¬ 
bohrungen mit der umstrittenen Tech¬ 
nologie oberhalb von 3 000 Metern ge¬ 
ben - und das nur in Ausnahmefällen. 
Dabei wird ein Gemisch aus Wasser, 
Sand und Chemikalien unter hohem 
Druck in das Gestein gepresst, um es 
aufzusprengen und dem eingeschlos¬ 
senen Öl und Gas den Abfluss zu er¬ 
möglichen. Kritiker des Frackings wei¬ 
sen seit Jahren auf die Gefahren des 
Frackings hin: Das Grundwasser könn¬ 
te verunreinigt werden; es können gro¬ 
ße Mengen des Klimagases Methan 
austreten; Erdbeben können ausge¬ 
löst werden; und die Endlagerung des 
Chemikaliencocktails ist noch unge¬ 
klärt, zumal er nach dem Hochpum¬ 
pen mit Schwermetallen und radioak¬ 
tiven Stoffen belastet sein kann. 

Nach derzeitiger Rechtslage ist 
Fracking in Deutschland möglich und 
wird vor allem in Niedersachsen an 
konventionellen Lagerstätten seit Jahr¬ 
zehnten angewendet. Umstritten ist die 
Anwendung der Fracking-Technologie 
bei unkonventionellen Lagerstätten 
wie Schiefer- oder Kohleflözgestein. 
Ein generelles Verbot lehnte das Bun¬ 
desumweltministerium bisher ab. Vor 
dem Bundesverfassungsgericht könnte 
es keinen Bestand haben, so die Argu¬ 
mentation. 

Das Bundeskabinett hat deshalb 
beschlossen, in bestimmten Gebieten 
Fracking komplett zu verbieten. Nach 


dem Wasserhaushaltsgesetz darf nicht 
mehr in Wasserschutz- und Heilquel¬ 
lenschutzgebieten gebohrt werden so¬ 
wie in Einzugsgebieten von Talsperren 
und natürlichen Seen, die der Trinkwas¬ 
serversorgung dienen. Auf Landesebe¬ 


ne können diese Verbotszonen auf Re¬ 
gionen ausgedehnt werden, in denen 
Mineralwasser gewonnen, Wasser zum 
Bierbrauen gefördert oder Steinkoh¬ 
lenbergbau betrieben wird. Das Bun¬ 
desnaturschutzgesetz soll darüber hi¬ 
naus den Bau von Fracking-Anlagen 
in Naturschutzgebieten und National¬ 
parks verbieten. 

Eine wirtschaftliche Nutzung der 
Fracking-Technologie soll allerdings 
dann gestattet sein, wenn die Probe¬ 
bohrung nachgewiesen hat, dass kei¬ 


ne Umweltgefahren drohen, Sachver¬ 
ständige dies bestätigt und die Lan¬ 
desbehörden die Bohrung genehmigt 
haben. Bei diesen Probebohrungen 
sollen scharfe Vorgaben gelten. So 
darf nur Frackflüssigkeit eingesetzt 


werden, die nicht wassergefährdend 
ist. Die Ergebnisse sollen anschlie¬ 
ßend von einer Expertenkommission 
geprüft werden und nur wenn sie ein 
positives Votum abgibt und die Lan¬ 
desbehörden auch zustimmen, darf 
das Verfahren zu wirtschaftlichen 
Zwecken angewandt werden. Bundes¬ 
umweltministerin Barbara Hendricks 
(SPD) zeigte sich skeptisch, dass dies 
tatsächlich geschehen werde. „Ob Fra¬ 
cking jemals umweltverträglich mög¬ 
lich sein wird, muss sich zeigen“, sagte 


sie und bezweifelte gleichzeitig, dass 
Unternehmen überhaupt bereit sein 
werden, das Risiko von Probebohrun¬ 
gen zu tragen. Immerhin würden sich 
deren Kosten auf rund 30 Millionen 
Euro belaufen. 

Gegen diese Ausnahmeregelungen 
formiert sich Widerstand innerhalb der 
Regierungskoalition. Der CDU-Ab- 
geordnete Andreas Mattfeldt erklärte, 
dass das Gesetzesvorhaben für ihn und 
rund 100 weitere Abgeordnete aus der 
CDU nicht zustimmungsfähig sei. Vie¬ 
len von ihnen gingen die Einschrän¬ 
kungen nicht weit genug. So verlangte 
Mattfeldt, dass die Zahl der Probeboh¬ 
rungen auf acht begrenzt werde, damit 
kein Flickenteppich mit flächende¬ 
ckenden Bohrungen entstehe. Zudem 
müssten klare Regeln für den Umgang 
mit dem Lagerstättenwasser geschaf¬ 
fen werden, das beim Fracking als Ab¬ 
fallprodukt entstehe und mit Benzolen 
und Quecksilber versetzt sei. 

Der Verband kommunaler Unter¬ 
nehmen (VKU) sowie SPD-Politiker 
sehen die Einrichtung der Experten¬ 
kommission kritisch. SPD-Parlamen- 
tarier Frank Schwabe bezeichnete das 
geplante Gremium als „Zugeständ¬ 
nis an die Gasunternehmen“, was es 
auch tatsächlich zu sein scheint. So 
gab Hendricks an, das Gremium sei 
auf Druck von Teilen der CDU und 
des Kanzleramts in den Entwurf auf¬ 
genommen worden. Die Kommission 
könne bestehende Regeln aushebeln, 
heißt es aus der Partei „Die Linke“. 
So gab Hubertus Zdebel zu beden¬ 
ken, dass interessante Lagerstätten 
in Tiefen von 1 000 bis 2 000 Metern 
Vorkommen und diese mit Erlaubnis 
der Expertenkommission kommerzi¬ 
ell ausgebeutet werden könnten. Ob 
die Kommission tatsächlich ihre Ar¬ 
beit aufnehmen kann, wird sich in der 
parlamentarischen Debatte klären. 

Bernd Müller 



Der Protest gegen Fracking ist ungebrochen. 


Ein Tag unbeschreiblicher Freude 

Werner Höner in Stukenbrok zum Tag der Befreiung des Stalag 326 Vl-K 


Wir zitieren aus der diesjährigen Rede 
von Werner Höner, langjähriger Vorsit¬ 
zender des Arbeitskreises Blumen für 
Stukenbrock, zum Tag der Befreiung des 
Stalag 326 in Stukenbrock am 2. April 
2015: 

Für die 8 610 sowjetischen Kriegs¬ 
gefangenen dieses ehemaligen Lagers, 
des Stalag 326 VI-K, war der heutige 
Tag vor 70 Jahren, der 2. April 1945, 
der Tag unbeschreiblicher Freude, der 
ihnen die ersehnte Befreiung aus der 
Gefangenschaft brachte. 

Augenzeugen berichteten, dass die 
Erde von dem Freudengeschrei dieser 
Menschen bebte, als nachmittags um 
vier Uhr die US-Amerikaner in das 
Lager einrückten. 

Sie wurden endlich befreit von ih¬ 
rem Elend, vom Hunger und ihrer To¬ 
desangst. 

Für diese Menschen und die Men¬ 
schen in Ostwestfalen-Lippe war der 
2. April bereits der vorgezogene 8. Mai, 
der als Tag der Befreiung von Krieg 
und Faschismus in die Geschichte ein¬ 
ging. 

Richard von Weizsäcker war es, der 
endlich im Jahre 1985 in seiner viel 
beachteten Rede zum 8. Mai deutlich 
machte, dass dieser Tag als ein „Tag der 
Befreiung von vom Menschen verach¬ 
tenden System der nationalsozialisti¬ 
schen Gewaltherrschaft“ für immer zu 
unserer Geschichte gehört. 

Bedauerlicherweise hat er in der 
Bundesrepublik nie die Beachtung ge¬ 
funden, die ihm zukommen müsste. Es 
wäre zu wünschen, wenn man in den 
kommenden Tagen bis zum 8. Mai sich 
im ganzen Land an die Bedeutung die¬ 
ses Tages erinnern würde. 

Das wäre ein wichtiger Beitrag ge¬ 
gen das Vergessen! 

Das wäre auch wichtig für die Aus¬ 
einandersetzung mit den Neonazis, mit 


der Fremdenfeindlichkeit und dem 
Rassismus, die in unserem Land immer 
noch eine Basis haben. 

(...) Dieser 2. April bedeutete nicht 
nur für die Gefangenen des Stalag 326, 
sondern auch für die Menschen der hei¬ 
mischen Region die Befreiung von der 
Angst des Krieges, von den Bomben¬ 
nächten und der furchbaren Herrschaft 
des NS-Regimes mit seiner Gestapo, 
mit seiner SS, der Bespitzelung, ja mit 
der Angst vor dem Terror. 

Für viele Deutsche aber war dieser 
Tag ein Tag der Niederlage, an dem all 
ihre Illusionen geplatzt waren, die sie in 
das NS- Regime gesetzt hatten. 

Für Millionen von Menschen waren 
die Tage vorher auch verbunden mit ih¬ 
rer Flucht aus der Heimat. Das alles än¬ 
dert aber nichts an der geschichtlichen 
Bedeutung dieses Tages. 

Wir, die Deutschen, haben allen 
Grund den Soldaten der US-Armee 
Dank zu sagen, die für die Befreiung 
dieses Lagers, für die Befreiung von 
Stukenbrock und Ostwestfalen ihr Le¬ 
ben eingesetzt haben. (...) 

Für die Befreiung unseres Landes 
haben Soldaten und Zivilisten in ganz 
Europa ihr Leben eingesetzt, ob als 
Soldaten, Partisanen oder auch im Wi¬ 
derstand. 

Den größten Blutzoll dafür erbrach¬ 
te die Roten Armee mit über 13 Millio¬ 
nen Toten. Dazu kommen die 14 Millio¬ 
nen Zivilisten, die in der UdSSR Opfer 
dieses Krieges wurden. 

Auch die 65 000 Kriegsgefangenen, 
die hier in der Senne in der Zeit von 
1941-1945 zu Tode gequält wurden ge¬ 
hören zu diesen Opfern. 

Vor ihnen allen verneigen wir uns 
am heutigen Tag mit einer Schweige¬ 
minute. 

Das große Leid, das den Menschen 
in der früheren Sowjetunion zugefügt 


wurde, nachdem ihr Land heimtückisch 
von der deutschen Wehrmacht überfal¬ 
len worden war, geriet bei uns in der 
Nachkriegszeit schnell in Vergessen¬ 
heit. Ja, es wurde von vielen verdrängt. 

Das bekamen auch die ehemali¬ 
gen sowjetischen Kriegsgefangenen zu 
spüren: Nie erhielten sie für das ihnen 
bei uns zugefügte Leid eine Entschädi¬ 
gung. Bis heute verwehrt die Bundesre¬ 
publik den noch rund 2.000 Überleben¬ 
den der Kriegsgefangenenlager diese. 

Im Falle der Zwangsarbeiter hatte 
man vor Jahren endlich eine Entschä¬ 
digung gezahlt. 

In der Zeit des Kalten Krieges wur¬ 
de das alte Feindbild wieder gebraucht. 

Damals störten offenbar auch Ge¬ 
denkstätten, die an die Verbrechen der 
Wehrmacht erinnerten. So auch hier 
in Stukenbrock. Selbst der Obelisk auf 
dem benachbarten Ehrenfriedhof soll¬ 
te verschwinden. 

Glücklicherweise wurde das teil¬ 
weise von der britischen Besatzungs¬ 
macht verhindert. 

Dieser Obelisk war dann aber doch 
durch die Abnahme der Glasplastik mit 
dem Symbol der Fahne, unter der die 
sowjetischen Soldaten für die Befrei¬ 
ung gekämpft hatten, geschändet wor¬ 
den. 

Bis heute verwehrt man den Über¬ 
lebenden hier in Stukenbrock Respekt, 
in dem man sich weigert, den von ih¬ 
nen errichteten Obelisken wieder in 
den Zustand zu versetzen, wie sie ihn 
gebaut hatten. 

Viele von uns und auch Überleben¬ 
de des Lagers in Russland waren mit 
dem Ende des Ost-West-Konflikts der 
Meinung, das Feinddenken werde end¬ 
lich überwunden. Anfangs sah es auch 
so aus. 

So wurde es von vielen begrüßt, 
dass die Landesregierung im Jahre 


2005 die Absicht äußerte, den Obelis¬ 
ken wieder in seinen ursprünglichen 
Zustand zu versetzen. 

Im Dezember 2014 galt diese Zusa¬ 
gen nichts mehr. 

Es ist zu fragen: War das wirklich 
eine kluge Entscheidung angesichts der 
Tatsache, dass heute die Russen erneut 
spüren müssen, dass man ihre Sorgen 
um ihre Sicherheit nicht ernst nimmt? 

Wäre es nicht besser, heute alles zu 
tun, um das Klima zwischen Russland 
und Deutschland vertrauensvoll zu ge¬ 
stalten? Sanktionen tragen dazu gewiss 
nicht bei. 

Alle wissen: Ohne Russland gibt es 
keinen dauerhaften Frieden in Europa. 

Kriegsdrohungen und Waffenliefe¬ 
rungen an die Ukraine verschärfen nur 
die schon vorhandene Kriegsgefahr. 

Ich frage: Warum wurden die rus¬ 
sischen Bedenken gegen eine Auswei¬ 
tung der NATO bis an ihre Grenzen bis 
heute nicht ernst genommen? War das 
der Dank des Westens für die deutsche 
Wiedervereinigung vor 25 Jahren? 

Ein gesamteuropäisches Sicher¬ 
heitssystem ohne NATO und War¬ 
schauer Pakt war damals die Chance, 
die vertan wurde. 

Die Überlebenden von Stuken¬ 
brock schworen anlässlich der Lager¬ 
auflösung 1945 u. a.: „Wir versprechen, 
gegen jegliche Versuche, einen neuen 
Krieg zu entfesseln und den Nazismus 
wieder herzustellen, aktiv zu kämp¬ 
fen.“ 

Wir sollten jetzt alles tun, um die 
Mahnung von Stukenbrock zum In¬ 
halt aller Politik zu machen: „Und sor¬ 
get ihr, die ihr noch im Leben steht, 
dass Frieden bleibt, Frieden, zwischen 
den Menschen, Frieden zwischen den 
Völkern.“ 

In diesem Sinne sollte an die Be¬ 
freiung vor 70 Jahren erinnert werden. 


Herr Gabriel, der NSU und die 
Vorratsdatenspeicherung 

SPD-Chef Sigmar Gabriel will die Vor¬ 
ratsdatenspeicherung aller Telekommu¬ 
nikationsdaten. Mit ihr, behauptet er, hät¬ 
te die NSU-Nazi-Mordserie verhindert 
werden können. Dazu erklärt Petra Pau, 
MdB, seinerzeit Mitglied im NSU-Unter- 
suchungsausschuss des Bundestages: 

„Sigmar Gabriel will die Vorratsda¬ 
tenspeicherung und liefert dafür ein 1A- 
Argument dagegen. Er könnte es besser 
wissen, will es aber offenbar nicht. Zur 
Erinnerung: Das spätere NSU-Trio war 
zur Fahndung ausgeschrieben. Es wurde 
rechtmäßig überwacht, vielfach, angeb¬ 
lich ohne Erfolg. Das spätere NSU-Trio 
hinterließ den Behörden bei seinem Ab¬ 
tauchen eine aufschlussreiche Nazi-Tele¬ 
fonliste. Sie wurde missachtet. Die Ämter 
für Verfassungsschutz hatten Hinweise 
über weitere NSU-Vorhaben. Sie wurden 
vor den Ermittlern geheim gehalten. Es 
mangelte also nicht an Daten! Und es 
gab offenbar noch mehr. Kurzum: 

Das Versagen der Sicherheitsbehör¬ 
den beim NSU-Desaster war hausge¬ 
macht. Es ist politisch und moralisch ein 
Unding, dafür künftig alle Bürgerinnen 
und Bürger via Vorratsdatenspeiche¬ 
rung unter einen Generalverdacht zu 
stellen. Das bleibt rechtswidrig.“ 

Tschernobyl und 
Fukushima mahnen! 

Am 26. April 2015 (dem Tschernobyl- 
Tag) findet in Baden beim AKW Fes- 
senheim eine Großdemo statt. Im Auf¬ 
ruf heißt es: 

„Warum noch zu ner Fessenheim-De- 
mo, wenn die alte Kiste doch im Jahr 
2017 abgeschaltet wird? 

Der französische Staatspräsident Hol¬ 
lande hatte im Wahlkampf versprochen, 
das altersschwache AKW Fessenheim im 
Jahr 2016 abzuschalten, doch jetzt redet 
er von einer Abschaltung erst im Wahl¬ 
jahr 2017 ... Der in Frankreich immer 
mitregierende Atomkonzern EDF nutzt 
seine Macht und versucht, die Abschal¬ 
tung des ältesten AKW Frankreichs zu 
verhindern. Die EDF fürchtet einen Do¬ 
minoeffekt, bei dem zuerst Fessenheim, 
dann Cattenom und später andere AKW 
gekippt werden, und sie setzt mit allen 
Mitteln der Macht auf eine andere, „kon¬ 
servative“, atomfreundliche Regierung ... 

1 Million Menschen leben im 
30-km-Radius um Fessenheim - sie 
sind extrem gefährdet. 

Die Nutzung der Atomenergie in 
Fessenheim ist eine Gefahr für alle 
Menschen auf beiden Seiten des Rheins, 
insbesondere, weil das älteste AKW 
Frankreichs mit seinen rissigen Reak¬ 
tordruckgefäßen schlecht gesichert in 
einem Erdbebengebiet liegt. Die jetzt 
bekanntgewordenen 16 000 Risse im 
belgischen AKW Doel verstärken un¬ 
sere Sorgen. Ein Dammbruch am höher 
liegenden Rheinkanal könnte das Kraft¬ 
werk überfluten. Die außen liegenden, 
kaum geschützten „Abklingbecken“ mit 
den abgebrannten, hochradioaktiven 
Brennelementen sind eine gefährliche 
Schwachstelle. Das Fundament der An¬ 
lage ist trotz der teuren, von deutschen 
EnBW-Kunden mitfinanzierten „Nach¬ 
rüstung“ im internationalen Vergleich 
viel zu dünn. Die ständige radioakti¬ 
ve und thermische Verschmutzung des 
Rheins und der Umwelt ist ein Skandal. 
Im „Normalbetrieb“ gibt das AKW Fes¬ 
senheim über den Schornstein und das 
Abwasser ständig krebserzeugende Ra¬ 
dioaktivität an die Umwelt ab ... 

Die Folgen eines schweren Unfalls 
oder eines Terroranschlages auf das 
AKW Fessenheim für Sie: 

Nehmen Sie einen Zirkel und ziehen 
Sie einen Kreis von zirka 300 Kilometer 
Durchmesser um das AKW. Wenn Sie in 
diesem Kreis wohnen und es zu einer 
Katastrophe kommt, die unwahrschein¬ 
lich ist und die dennoch morgen schon 
eintreten kann, wenn ein Teil des radio¬ 
aktiven „Inventars“ des AKW austritt 
und der Wind in Richtung Ihres Wohn¬ 
ortes weht, dann werden Sie diese Ihre 
Heimat, mit allem, was Sie in Jahrzehn¬ 
ten mühevoll aufgebaut haben, schnell 
und endgültig verlassen müssen und 
froh sein, einfach nur zu überleben.“ 

Grenzüberschreitendes Akti¬ 
onsbündnis „Fessenheim stilllegen. 
JETZT!“ 

Weitere Infos: www.bund-rvso.de/ 
fessenheim-demo-aktion.html 
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Flüchtlinge angegriffen 

Die schweren Kämpfe mit der Terrormi¬ 
liz „Islamischer Staat“ (IS) machen den 
Palästinensern im Flüchtlingslager Jar- 
muk im Süden der syrischen Hauptstadt 
Damaskus das Leben zur Hölle. Rund 
2 000 der zuletzt noch rund 18 000 Be¬ 
wohner sind inzwischen geflohen, sagte 
Anwar Radscha, ein Sprecher der mar¬ 
xistischen Volksfront zur Befreiung Pa¬ 
lästinas - Generalkommando (PFLP- 
GC), am Dienstag in Damaskus. „Die 
meisten von ihnen wurden in Notunter¬ 
künften der Regierung untergebracht.“ 

Vor einer Woche hatte die IS-Miliz 
den Großteil des Lagers überrannt, das 
über die Jahrzehnte mit mehrstöckigen 
Häusern bebaut wurde und einem nor¬ 
malen Stadtviertel gleicht. Palästinen¬ 
sische Bürgerwehren leisten seither er¬ 
bitterten Widerstand. 

Bis zuletzt hatten in Jarmuk 18 000 
palästinensische Flüchtlinge aus den isra¬ 
elisch-arabischen Kriegen der 40er Jah¬ 
re und deren Nachkommen gelebt. Die 
jüngsten Kämpfe machen ihre ohnehin 
schwierige Lage noch unerträglicher. 

Superaggressiv 

Die NATO hat erstmals ihre „super¬ 
schnelle Eingreiftruppe“ getestet. Wie 
ein Sprecher des Militärbündnisses am 
Dienstag bestätigte, machen sich der¬ 
zeit mehrere Verbände unter erhebli¬ 
chem Zeitdruck abmarschbereit. Die 
sogenannte Speerspitze der NATO soll 
im Kern eine 5 000 Mann starke Land¬ 
streitkräftekomponente umfassen. 

Annahme verweigert 

Israel hat Anfang April lediglich einen 
Teil der einbehaltenen Steuern für die 
Palästinensische Autonomiebehörde 
freigegeben. Palästinenserpräsident 
Mahmud Abbas bestätigte, dass das 
Geld übermittelt worden sei. Er kriti¬ 
sierte jedoch in Ramallah, dass es sich 
nur um zwei Drittel der Summe handle; 
die Annahme nur einer Teilsumme sei 
daher verweigert worden. Abbas droh¬ 
te, beim Internationalen Strafgerichts¬ 
hof Beschwerde einzulegen. Israel hatte 
als Reaktion auf den palästinensischen 
Antrag für einen Beitritt zum IStGH 
Anfang Januar die Überweisung von 
monatlich 118 Millionen Euro Steuern 
an die Palästinenser gestoppt. 

Nach 14 Jahren... 

Der Europäische Menschenrechtsge¬ 
richtshof hat das brutale Vorgehen ita¬ 
lienischer Polizisten gegen einen 62-jäh- 
rigen Demonstranten beim G8-Gipfel 
in Genua 2001 als Folter gewertet. Er 
verurteilte Italien wegen der Schläge 
und Tritte zu 45 000 Euro Schadener¬ 
satz. Die Gewalt der Beamten in einer 
Schule, in der Gegendemonstranten 
die Nacht verbrachten, sei vollkommen 
willkürlich gewesen, teilte das Gericht 
am Dienstag mit. Während der Protes¬ 
te war auch der junge Italiener Carlo 
Giuliani von Polizisten erschossen wor¬ 
den. 

Vorwurf: Korruption 

Im Rahmen der Antikorruptionskam¬ 
pagne des chinesischen Präsidenten Xi 
Jinping ist der ehemalige Sicherheits¬ 
chef der Volksrepublik, Zhou Yong- 
kang, angeklagt worden. Gegen das 
frühere Mitglied des Ständigen Aus¬ 
schusses des Politbüros der Kommunis¬ 
tischen Partei Chinas (KPCh) sei am 
Freitag vor dem Ersten Volksgericht in 
Tianjin die Anklage eingereicht wor¬ 
den, berichtete die Nachrichtenagentur 
Xinhua. Dem 72-Jährigen, der bereits 
im Dezember aus der KPCh ausge¬ 
schlossen wurde, werden Bestechung, 
Machtmissbrauch und die Weitergabe 
von Staatsgeheimnissen vorgeworfen. 

Rekordstreik beim Radio 

Der Streik beim französischen Hörfunk¬ 
sender Radio France wurde verlängert. 
In einer Mitarbeiterversammlung vo¬ 
tierten Anfang der Woche rund 500 Teil¬ 
nehmer einstimmig für eine Fortsetzung 
der Arbeitsniederlegung. Auf der Inter¬ 
netseite und in den Sendungen entschul¬ 
digt sich der Sender dafür, kein komplet¬ 
tes Programm ausstrahlen zu können. 
Die Auseinandersetzung dreht sich 
um ein von der Leitung des staatlichen 
Senders geplantes Sparprogramm, das 
unter anderem einen Abbau von bis zu 
380 der rund 4 300 Stellen vorsieht. 


Optimieren und zurückzahlen 

Griechenland: Ansagen der Gläubiger, Gegenwehr auf der Straße 



Verlassen sich nicht auf Maßnahmen des zuständigen Ministers: 
Demonstrierende Rentner in Griechenland am 1. April. 


44,8 Prozent der griechischen Rentne- 
rinnen und Rentner beziehen Renten 
von höchstens 665 Euro und leben da¬ 
mit unterhalb der Armutsgrenze. Es 
gibt also Gründe, um „die Rentenpo¬ 
litik zu optimieren“, wie es in der Re¬ 
formliste heißt, die die griechische Re¬ 
gierung am 23. Februar an ihre Gläubi¬ 
ger schickte. Finanzminister Varoufakis 
sprach im Zusammenhang mit dieser 
Liste von „produktiver Undeutlich¬ 
keit“, weil sie so offen formuliert sei, 
dass sie die Athener Regierung nicht 
auf weitere asoziale Kürzungsmaß¬ 
nahmen festlege. Christine Lagarde, 
die Direktorin des IWF, und Kanzle¬ 
rin Merkel haben dagegen recht deut¬ 
liche Auffassungen vom Inhalt der 
Formulierung und forderten die Syri- 
za-Anel-Regierung zu weiteren Ren¬ 
tenkürzungen auf, diese widersprach. 
Ähnlich verhält es sich mit weiteren 
Punkten der Reformliste: Dort heißt 
es, die Einnahmen aus der Mehrwert¬ 
steuer sollen maximiert werden, ohne 
dass das „negative Auswirkungen auf 
die soziale Gerechtigkeit“ habe - nun 
forderte Lagarde eine Anhebung der 
Mehrwertsteuer, die naturgemäß vor 
allem zu Lasten der breiten Bevölke¬ 
rung ginge. 

Deutlich gegen weitere Kürzungen 
positionierten sich Massendemons¬ 
trationen von Rentnern, die am 1. April 


in rund 20 Städten stattfanden. Dimos 
Koumpouris, Präsident der Rentnerver¬ 
einigung und Funktionär der Griechi¬ 
schen Kommunistischen Partei (KKE), 
kritisierte die griechische Regierung. 
Er meint, sie betreibe die Verhand¬ 
lungen mit den Gläubigern nach der 
gleichen Logik wie ihre Vorgängerin. 
Tatsächlich hat die Regierung zwar Er¬ 
leichterungen für die ärmsten Rentner 
angekündigt, bleibt aber mit ihren An¬ 
kündigungen deutlich hinter den For¬ 
derungen der Demonstrationen zurück. 


Koumpouris erklärte, dass die Rentner 
nur in hartnäckigen Kämpfen das zu¬ 
rückgewinnen könnten, was ihnen die 
Sparpolitik seit Ausbruch der Krise ge¬ 
nommen hat. 

In zahlreichen anderen Bereichen 
fanden in den letzten Wochen ebenfalls 
Demonstrationen und Streiks gegen 
weitere Verschlechterungen, gegen An¬ 
griffe von Unternehmern und für die 
Rücknahme vergangener Sparmaßnah¬ 
men statt: Studierende demonstrierten 
für die Rücknahme von Kürzungen in 


den Etats der Hochschulen, Bauern 
forderten eine Verringerung der Steu¬ 
erlast für kleine und mittlere Betriebe 
und einen Bruch mit der Agrarpolitik 
der EU, Beschäftigte in zahlreichen 
Unternehmen streikten für die Auszah¬ 
lung ausstehender Gehälter und gegen 
Entlassungen. Die Beschäftigten des 
Telekommunikationsunternehmens 
Forthnet streikten zwei Tage lang trotz 
Einschüchterungen durch den „Arbeit¬ 
geber“. In all diesen Kämpfen spielt die 
KKE, die klassenorientierte Gewerk¬ 
schaftsfront PAME und mit ihr verbun¬ 
dene Organisationen eine entscheiden¬ 
de Rolle. 

Doch ob die griechische Regierung 
im laufenden Monat überhaupt noch 
in der Lage sein würde, die Renten und 
die Gehälter der Beschäftigten des öf¬ 
fentlichen Dienstes zu bezahlen, war 
wieder einmal Gegenstand von Spe¬ 
kulationen - die Rückzahlung fälliger 
Kredite unter anderem an den IWF am 
9. April könne den Staat in die Zah¬ 
lungsunfähigkeit treiben, hieß es. Fi¬ 
nanzminister Varoufakis erklärte dage¬ 
gen erneut, dass Renten und Gehälter 
gezahlt werden könnten, gleichzeitig 
aber auch alle Verbindlichkeiten ge¬ 
genüber den Gläubigern bedient wer¬ 
den würden - und zwar „ad infinitum“, 
unbegrenzt. 

Olaf Matthes 



Überzuckert, angekettet 

Lebensgefährliche Schikanen gegen Mumia Abu-Jamal 


Gespannt erwartete die Solidaritätsbe¬ 
wegung auf der ganzen Welt am Mon¬ 
tag vor Ostern Neuigkeiten aus Harris¬ 
burg. Dort begann das Verfahren gegen 
ein neues Gesetz, das Inhaftierten im 
Bundesstaat Pennsylvania verbietet, 
sich öffentlich zu äußern. Mumia Abu- 
Jamal, der seit 1981 wegen angeblichen 
Polizistenmordes verhaftete afro-ame- 
rikanische Journalist, hatte gemeinsam 
mit anderen Gefangenen eine Klage 
dagegen angestrengt. 

Doch dann kam statt der erwarte¬ 
ten Informationen aus dem Gerichts¬ 
saal die Nachricht, Mumia sei bewusst¬ 
los auf die Intensivstation des Schuykill 
Medical Centers in Pottsville eingelie¬ 
fert worden, knapp 20 km von dem 
SCI Mahony Gefängniss entfernt, wo 
er inhaftiert ist. Vermutlich mit einem 
diabetischen Schock, aber weder An¬ 
gehörige, noch das Anwaltsteam, noch 
langjährige Unterstützerinnen erhiel¬ 
ten Informationen über seinen Ge¬ 
sundheitszustand, geschweige denn Be¬ 
suchsrecht. Dass die Gefängnisleitung 
sich zu einem so drastischen Schritt 
entschieden hatte, Mumia in ein ziviles 
Krankenhaus einzuweisen, trug nicht 
eben zur Beruhigung bei. 

Nach knapp 24 Stunden Wache im 
Warteraum des Krankenhauses erhiel¬ 
ten seine nächsten Angehörigen die 
Möglichkeit, ihn getrennt voneinander 
für jeweils 30 Minuten zu sehen. 

Nach und nach kamen dann auch 
die Umstände ans Tageslicht, die zu 
der Einlieferung auf die Intensivstati¬ 
on geführt hatten: Seit Monaten hatte 
Mumia starke gesundheitliche Prob¬ 
leme, die rückblickend betrachtet auf 


eine Diabetes-Erkrankung hindeute¬ 
ten. Doch trotz dreier Bluttests in den 
vergangenen zwei Monaten und einem 
14-tägigen Aufenthalt im Gefängnis¬ 
krankenhaus bis zu seinem Zusammen¬ 
bruch, war diese nicht erkannt worden. 
Er erlitt schließlich einen diabetischen 
Schock und wurde im Krankenhaus 
trotz seines erbarmungswürdigen Zu¬ 
stands ans Bett gekettet. 

Trotzdem wurde er am nächsten 
Tag in das Gefängnis-Krankenhaus 
zurückverlegt. Die Ärzte im Schuy¬ 
kill Medical Center sahen sich nicht in 
der Lage eine Diabetes zu behandeln. 
Deshalb hielten die zuständigen Be¬ 
hörden es für angemessen, ihn in die 
Obhut von Ärzten zu geben, die diese 
Krankheit nicht einmal erkannt hatten. 
Zu allem Überfluss wurden ihm zum 
Abendessen Spaghetti serviert. Reich¬ 
lich Zucker und Fett für einen Diabe¬ 
tes-Patienten mit extrem hohen Blutzu¬ 
ckerwerten - die Solidaritätsbewegung 
fordert unter anderem eine gesunde 
Schonkost für den Patienten. 

Angehörige, Anwälte und Unter¬ 
stützende riefen dazu auf, mit Pro¬ 
testanrufen und -mails Druck auf die 
zuständigen Behörden aufzubauen. 
Am Karsamstag organisierten sie eine 
Kundgebung vor dem Gefängnis. Mit 
Erfolg: Bereits am Karfreitag hatte 
ihn eine Gruppe von fünf Angehöri¬ 
gen und Freundinnen besuchen dür¬ 
fen. Mumia war so schwach, dass er im 
Rollstuhl gefahren werden musste. Au¬ 
ßerdem hatte er massive Sprachschwie- 
rigkeiten und immer noch einen viel zu 
hohen Zuckerwert. 

Birgit Gärtner 


AKP läuft Amok 

Türkei: Neue Repressionen gegen linke Kräfte 


Die Geiselnehmer hatten versucht, 
den ermittelnden Staatsanwalt zur 
Bekanntgabe der Mörder von Ber¬ 
kin Elvan zu zwingen. Der 14-Jährige 
war während der Gezi-Proteste 2013 
von einer Gasgranate der Polizei ge¬ 
troffen worden, nach 10 Monaten im 
Koma starb er. Die Polizei erschoss die 
Geiselnehmer, auch die Geisel erlag 
ihren Schussverletzungen. Die Geisel¬ 
nehmer waren Mitglieder der illegalen 
Revolutionären Volksbefreiungsfront- 
Partei (DHKP-C). Verschiedene fort¬ 
schrittliche Anwaltsgruppen hatten 
sich als Vermittler darum bemüht, die 
Geiselnahme unblutig zu beenden, nun 
werden sie von Politikern und Medien 
selbst angegriffen: Einer der Anwälte 
sei selbst an der Vorbereitung der Gei¬ 
selnahme beteiligt gewesen. 

Die türkischen Behörden nehmen 
die Geiselnahme zum Vorwand, um 
erneut mit verschärften Repressionen 
gegen linke Gruppen vorzugehen. Am 
2. April stürmte und verwüstete die Po¬ 
lizei ein Kulturzentrum in Istanbul Sie 
nahm mehrere Mitglieder der linken 
Band „Grup Yorum“ fest, im Polizei¬ 


gewahrsam wurden bei zwei der Musi¬ 
ker verschiedene Verletzungen doku¬ 
mentiert. Grup Yorum gilt als mit der 
DHKP verbunden. 

Sie sind nicht die einzigen Verhaf¬ 
teten der letzten Wochen: Demons¬ 
trierende Studierende, ein Aktivist mit 
britischer Staatsbürgerschaft, angeb¬ 
liche oder tatsächliche Anhänger der 
DHKP wurden festgesetzt, einige von 
ihnen vor Gericht gestellt. 

Die Bilder von der Geiselnahme 
wurden auf Facebook,Twitter und You- 
tube veröffentlicht. Auf Anordnung der 
Behörden entfernte Facebook die Bil¬ 
der sofort, Twitter und Youtube nicht, 
so dass die Behörden die Sperrung der 
Seiten anordneten. Erst kurz zuvor hat¬ 
te der Staatspräsident Erdogan ein Ge¬ 
setz unterzeichnet, das der Regierung 
eine stärkere Kontrolle über im Inter¬ 
net veröffentlichte Inhalte erlaubt. Im 
Juni finden in der Türkei Parlaments¬ 
wahlen statt - die regierende Partei 
AKP versucht, eine angebliche terro¬ 
ristische Gefahr zu nutzen, um Unter¬ 
stützer zu gewinnen. 

UZ 


Wenn er nicht will... 

Ostukraine: Schritte zur wirtschaftlichen Unabhängigkeit 


„Nehmen Sie den Donbass!“ soll der 
Kiewer Putsch-Präsident Poroschenko 
zu Putin gesagt haben. Er habe, so das 
US-amerikanische Magazin Forbes, ab¬ 
gelehnt: „Wenn Sie ihn nicht brauchen, 
erklären Sie ihn für unabhängig“, soll 
Putin geantwortet haben. 

Dass diese Unterhaltung zweifel¬ 
haft ist, ist das eine - dass die ostukra¬ 
inischen Volksrepubliken weitere 
Schritte zu einer Loslösung vom Staat 
der Putschisten gehen, ist das andere. 
Seit April 2015 hat die Volksrepublik 
Donezk (DVR) die Auszahlung der 
Renten für ihr Gebiet übernommen, 
ab Mitte Mai sollen auch die Beschäf¬ 
tigten des öffentlichen Dienstes aus ei¬ 
genen Mitteln bezahlt werden. Das er¬ 
klärte der Ministerpräsident der DVR 
Sachartschenko. Die Auszahlung der 
Renten soll zunächst in Rubel erfolgen, 
mit einem festen Wechselkurs von 1 zu 
2 zur ukrainischen Währung Griwna. 
Die Volksrepublik Lugansk legte fest, 
dass ab April für den Umtausch von 
Griwna zu Rubel ebenfalls der feste 
Kurs 1 zu 2 gilt. 


Gleichzeitig strebt die DVR an, die 
ukrainische Währung Griwna zu erset¬ 
zen - zunächst durch die gleichzeitige 
Nutzung mehrerer Währungen. Neben 
der Griwna sind auch Rubel, US-Dol¬ 
lar und Euro im Umlauf. Die Finanz- 
minsterin der DVR erklärte: „“Rubel 
gelangen aufgrund der wirtschaftlichen 
Tätigkeit der landwirtschaftlichen Be¬ 
triebe, Bergwerke und anderer Un¬ 
ternehmen in den Haushalt der DVR, 
die ihre Produkte gegen Rubel ver¬ 
kaufen. Die Einkünfte in Dollar kom¬ 
men grundsätzlich durch den Verfall 
der Griwna zustande, als dessen Fol¬ 
ge Euro und Dollar aus der Ukraine 
auf das Territorium der DVR gelan¬ 
gen, wo Bürger Griwna gegen stabile¬ 
re Währungen eintauschen.“ Ihre Stell¬ 
vertreterin begründete den Übergang 
zu einem System mehrerer Währungen 
damit, dass der Fall der Griwna „die 
Ökonomie unserer Republik negativ 
beeinflusst“, die DVR wolle deshalb so 
weit wie möglich auf die Nutzung der 
Griwna verzichten. 

UZ 
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Nicht der NATO unterordnen 

Vörden Wahlen in Finnland: Kommunisten verteidigen Sozialstaat und bekämpfen NATO-Beitritt 


Fahnenflucht im Währungskrieg 

EU-Staaten wollen bei Gründung der Entwicklungsbank in Peking dabei sein 


„Die chinesische Währung gewinnt im Welthandel an Bedeutung 


2011“ oder die „Unabhängigkeitspar¬ 
tei“ bieten nationalistische Antworten 
auf die Krise an. Die SKP ist die einzi¬ 
ge Partei in der gesamten politischen 
Landschaft, die eine nicht nationalis¬ 
tische und wirklich internationale Al¬ 
ternative darstellt. Die SKP steht der 
EU nicht einfach nur kritisch gegen¬ 
über. Unsere Partei sagt, dass wir die 
antidemokratischen EU-Verträge und 
ihre inhumanen Strukturen loswerden 
müssen. Wir Kommunisten bieten eine 
internationale Lösung für die System¬ 
krise an: Gemeinsam mit anderen kom¬ 
munistischen und linken Initiativen ein 
völlig anders strukturiertes Europa 
aufzubauen, dass sich auf Demokratie 
gründet, auf der Partizipation des Vol¬ 
kes und den ersten Schritten zu einem 
Sozialismus des 21. Jahrhunderts. 

UZ: Im Gefolge der Ukrainekrise ver¬ 
stärken bürgerliche Politiker wie Minis¬ 
terpräsident Stubb jetzt im Wahlkampf 
die Propaganda für den Beitritt Finn¬ 
lands zur NATO. Kann das noch ver¬ 
hindert werden? 

Juha-Pekka Väisänen: Mehr als 60 Pro¬ 
zent der Finnen sind gegen die NATO. 
Die bürgerlichen Kräfte werben für die 
NATO - aber wir brauchen eine unab¬ 
hängige Außen- und Verteidigungspo¬ 
litik, wir brauchen Frieden. Finnland 
sollte weder der NATO noch irgendei¬ 
nem anderen Militärbündnis beitreten. 
Aber die militärische Zusammenarbeit 
mit der EU und die Festigung der mi¬ 
litärischen Beziehungen mit Schwe¬ 
den sind Schritte auf die NATO zu. 
Im vergangenen Jahr wurde die „Host 
Nation Support“-Vereinbarung mit 
der NATO unterzeichnet - das ist ein 
großer Schritt zur Aufgabe der unab¬ 
hängigen Sicherheitspolitik Finnlands. 
Finnland muss die Kooperation mit der 
NATO beenden. 

Wir müssen unsere Entscheidungen 
unabhängig treffen - Kommandos der 
EU oder die Entwicklung der EU hin 
zu einem Bundesstaat dürfen wir nicht 
akzeptieren. Finnland braucht unab¬ 
hängige Beziehungen zu seinen Nach¬ 
barn und anderen Ländern. Gerade 
die Ukrainekrise zeigt, dass Finnland 
eine unabhängige Politik gegenüber 
Russland braucht. Dazu gehört auch, 
die Sanktionen gegen Russland nicht 
mitzutragen. 

UZ: Die SKP ist Mitglied der Europä¬ 
ischen Linkspartei. Was ist dafür der 


und Kambodscha zurückdrängen soll¬ 
te. Aber angesichts der Niederlagen im 
schmutzigen Krieg der USA in Vietnam 
traten 1972 Pakistan und 1974 Frank¬ 
reich aus der SEATO aus. Die Auflö¬ 
sung des Südostasienpakts im Jahre 
1977 war somit ein Kollateralschaden 
des von USA verlorenen Krieges. 

Ähnlich könnte es der ADB ergehen, 
in welcher Japan, der treueste Alliierte 
der USA in Asien, das Sagen hat. Ob¬ 
wohl die USA starken diplomatischen 
Druck auf ihre asiatischen Vasallen aus¬ 
üben nicht der neuen AIIB beizutreten, 
haben Singapur, Thailand, Neuseeland 


UZ: Seit sieben Jahren weist die finni¬ 
sche Wirtschaft kein Wachstum mehr 
auf. Die Regierung folgt denselben neo- 
liberalen Rezepten wie die ganze EU. 
Welche Auswirkungen hat das auf die 
Bevölkerung? 

Juha-Pekka Väisänen: Die bürgerliche 
Politik versucht das finnische Volk auf 
die Knie zu zwingen: Wir sollen mehr 
arbeiten für weniger Lohn, sie wol¬ 
len die Privatisierung grundlegender 
Dienstleistungen, sie erlauben auslän¬ 
dischen multinationalen Bergbauun¬ 
ternehmen die Umwelt zu zerstören 
und natürliche Ressourcen zu ihrem 
eigenen Nutzen zu gewinnen. 

Die neoliberale Politik, die Kür¬ 
zungslisten und die von der Troika 
durchgeführte EU-Austerität treffen 
auch Finnland. Die letzten beiden Re¬ 
gierungen der konservativen Minis¬ 
terpräsidenten Katainen und Stubb 
haben 100 000 neue Arbeitsplätze 
versprochen. Sie haben den Leuten 
vorgemacht, dass Kürzungen, Spar¬ 
maßnahmen und bürgerliche Politik 
Wachstum und Arbeitsplätze schaffen 
würden. Was ist passiert? Das Gegen¬ 
teil. Der Erfolg der Regierung besteht 
darin, dass es jetzt 100 000 mehr Ar¬ 
beitslose gibt. 

Der Ministerpräsident Stubb will - 
mit der Unterstützung der Sozialde¬ 
mokraten - mit dem skandinavischen 
Modell des Wohlfahrtsstaates Schluss 
machen. 

UZ: Am 19. April finden in Finnland 
Parlamentswahlen statt. Mit welchen 
Forderungen geht die Kommunistische 
Partei Finnlands (SKP) in den Wahl¬ 
kampf? 

Juha-Pekka Väisänen: In allen Wahl¬ 
kreisen außer auf der Inselgruppe 
Aland haben wir Kandidaten aufge¬ 
stellt. In der vergangenen Legislaturpe¬ 
riode ist die Arbeitslosigkeit gestiegen, 
die Schlangen vor den Suppenküchen 
werden länger. Die Regierung und die 
im Parlament vertretenen Parteien ha¬ 
ben Entscheidungen getroffen, die die 
Zerschlagung der öffentlichen Dienst¬ 
leistungen und die Umverteilung von 
unten nach oben beschleunigt haben. 
Finnland steht unter der Vorherrschaft 
der EU, unser Land wird in eine NA- 
TO-Mitgliedschaft hineingezogen. So 
eine Entwicklung ist eine Folge poli¬ 
tischer Entscheidungen - andere Ent¬ 
scheidungen sind ebenfalls möglich. 


Die Strukturen aus dem Vertrag von 
Bretton Woods - namentlich die Welt¬ 
bank und der Internationale Währungs¬ 
fonds - entsprechen schon lange nicht 
mehr den tatsächlichen wirtschaftlichen 
Kräfteverhältnissen in der Welt. China 
schafft mit anderen Ländern alterna¬ 
tive Strukturen, um den Ansprüchen 
der USA auf weltweite Vorherrschaft 
zu begegnen. Zu den chinesischen Be¬ 
mühungen gehört die Internationalisie¬ 
rung der chinesischen Währung RMB 
(Renminbi, Einheit: Yuan). Als größte 
Handelsmacht ist China auch der größ¬ 
te Handelspartner vieler Staaten nicht 
nur in Asien, sondern auch in Afrika 
und Südamerika. Der bilaterale Waren¬ 
austausch mit diesen Ländern wird jetzt 
immer mehr in den Währungen der je¬ 
weiligen Länder abgewickelt, ohne über 
eine Drittwährung, beispielsweise den 
US-Dollar, abrechnen zu müssen. In 
China rechnet man damit, dass in die¬ 
sem Jahr ein Drittel des chinesischen 
Außenhandels in RMB abgewickelt 
werden wird, wodurch die chinesische 
Währung in den Kreis der drei größten 
im Warenhandel auf steigen wird. 

Mit anderen BRICS-Staaten 
(BRICS: Brasilien, Russland, Indien, 
China, Südafrika) hat China im vergan¬ 
genen Jahr, um der Arroganz von Welt- 


Die SKP ist der Meinung, dass wir eine 
radikale Wende vollziehen sollten: Der 
Mensch muss im Mittelpunkt der Po¬ 
litik stehen, nicht der Glaube in den 
Markt, in die großen Unternehmen 
und in die Macht der Beamten. 

Wir brauchen den Sechsstunden¬ 
tag - bei vollem Lohnausgleich. Die 
heutige Arbeitsproduktivität macht 
das möglich. Damit würde die Arbeits¬ 
losigkeit gesenkt werden, und die Men- 



Juha-Pekka Väisänen ist Vorsitzen¬ 
der der Kommunistischen Partei 
Finnlands (Suomen Kommunistinen 
Puolue-SKP). 

sehen hätten mehr Zeit, um sich zu ent¬ 
wickeln, für ihre Familie und für soziale 
Aktivitäten. 

Und wir brauchen grundlegende 
soziale Sicherheit. 1 200 Euro Unter¬ 
stützung für alle finnischen Bürger oder 
dauerhaften Einwohner, die ihren Le¬ 
bensunterhalt nicht anders bestreiten 
können - damit könnte der Dschungel 
unterschiedlicher Unterstützungsme¬ 
chanismen überwunden werden und 
eine gewisse Sicherheit auch für Stu¬ 
denten, Rentner und Erwerbslose her- 
gestellt werden. 

UZ: Können rechte und faschistische 
Kräfte von den Folgen der Kürzungs- 
politik profitieren? 

Juha-Pekka Väisänen: Parteien wie 
die „Wahren Finnen“, „Veränderung 


bank und IWF entgegenzutreten, eine 
eigene Internationale Entwicklungs¬ 
bank und auch einen Währungsreser¬ 
vefonds gegründet. Beides soll mit der 
von den USA dominierten Weltbank 
und dem IWF in Konkurrenz treten. 
IWF-Chefin Christine Lagarde sah 
sich deswegen schon gezwungen, den 
Renminbi als vierte Währungsreserve 
neben Dollar, britischem Pfund und ja¬ 
panischem Yen in die Sonderziehungs¬ 
rechte des IWF aufzunehmen. 

Die jüngste Initiative Chinas ist 
die Gründung der neuen Asiatischen 
Investitionsbank AIIB (Asian Infra- 


structure Investment Bank) mit Sitz 
in Peking. In den USA ist man ziem¬ 
lich aufgebracht, weil diese neue Bank 
eine Konkurrenz zu der schon lange be¬ 
stehenden und von den USA gespon¬ 
serten Asiatischen Entwicklungsbank 
ADB (Asian Development Bank) mit 
Sitz auf den Philippinen sein wird. Die 
ADB war seinerzeit als wirtschaftli¬ 
ches Anhängsel des Südostasienpakts 
(SEATO) gedacht, der 1954 die Zwil¬ 
lingsgeburt des NATO-Pakts war und 
den Kommunismus in Vietnam, Laos 


und zuletzt sogar Südkorea - trotz der 
Präsenz von Zehntausenden USA-Mi¬ 
litärs - ihren Willen bekundet, Grün¬ 
dungsmitglied der neuen AIIB zu wer¬ 
den. In Australien überlegt man noch, 
ob man zusammen mit rund 20 anderen 
Ländern der Region dabei sein will. 

Doch es kommt noch schlimmer. 
Auch in Europa sind einige der treu¬ 
esten NATO-Verbündeten der USA 
willens Fahnenflucht zu begehen. 
Großbritannien will mit Frankreich, 
Deutschland und Italien Gründungs- 


Grund? Gibt es nicht auch Kritik an 
dieser Konstruktion? 

Juha-Pekka Väisänen: Die SKP ist 

eine marxistisch-leninistische Par¬ 
tei - mit der natürlichen, selbstkriti¬ 
schen Herangehensweise -, und das 
gilt auch für die internationale Arbeit. 
Die SKP kämpft gegen die Macht des 
Geldes und für die Ermächtigung des 
Volkes. Wir betrachten uns als Teil der 
internationalen kommunistischen Be¬ 
wegung und des internationalen Klas¬ 
senkampfes. 

Konkret bedeutet internationaler 
Klassenkampf, gute Beziehungen zu 
kommunistischen und linken Parteien 
in Nachbarländern zu haben. Die SKP 
führt ein jährliches Treffen mit den 
kommunistischen Parteien der Nord¬ 
polregion - aus Norwegen, Schweden 
und Russland - durch. 

Die SKP versucht, die alltägliche 
Zusammenarbeit mit den skandinavi¬ 
schen kommunistischen Parteien wei¬ 
terzuentwickeln. Fragen des Friedens 
und Umweltfragen - wie Probleme des 
Bergbaus und die Öffnung der nördli¬ 
chen Seewege - führen uns ganz kon¬ 
kret zusammen. 

Auf europäischer Ebene haben wir 
fast von Beginn an mit der ELP zu¬ 
sammengearbeitet. Sie ist ein natürli¬ 
ches Werkzeug für die alltägliche po¬ 
litische Arbeit. Wir haben Genossen 
in unterschiedlichen Arbeitsgruppen 
der ELP, um die politische Arbeit zu 
konkretisieren. 

Die SKP stimmt ganz sicher nicht 
mit allem überein, was Parteien aus 
der ELP für richtig halten, zum Bei¬ 
spiel sind wir mit den Vorschlägen der 
finnischen Linksallianz für die Lösung 
der Krise nicht einverstanden. Die 
Linksallianz war von 2011 bis 2014 
an der Regierung Katainen betei¬ 
ligt, und sie haben in dieser Zeit allen 
EU-Austeritätsmaßnahmen und allen 
Kürzungslisten zugestimmt, sie haben 
auch die unmenschlichen Bedingun¬ 
gen für die griechischen Kredite ak¬ 
zeptiert. Die Linksallianz ist ebenfalls 
Mitglied der ELP - aber trotzdem 
halten wir es für sehr wichtig, dass die 
SKP an den Debatten der europäi¬ 
schen Linken über aktuelle politische 
Fragen teilnimmt. 

Gleichzeitig beteiligt sich die SKP 
an den Internationalen Treffen der 
Kommunistischen und Arbeiterpartei¬ 
en, und sie beteiligt sich an SolidNet. 

Die Fragen stellte Manfred Idler 


mitglied der AIIB werden. Aber auch 
die Schweiz und sogar Luxemburg 
wollen mit von der Partie sein. Bei der 
Schweiz ist das verständlich, da das 
Land als erstes in Europa kürzlich ein 
Freihandelsabkommen mit China ab¬ 
geschlossen hat und wegen der von den 
USA gegen Schweizer Banken auf er¬ 
legten großen Strafen weniger geneigt 
ist, Rücksicht auf USA-Interessen im 
Pazifischen Raum zu nehmen. 

China plant für die nächsten 20 bis 
30 Jahre riesige Infrastrukturinvestiti¬ 
onen. Die Aussicht, daran beteiligt zu 
werden, treibt diese Länder dazu, auch 
gegen Interessen der USA zu versto¬ 
ßen. Es wird ein großes Hochgeschwin- 
digkeits-Eisenbahnnetz entstehen, wel¬ 
ches China nach Süden durch Myanmar 
und Thailand mit Singapur verbinden 
soll. Durch den Bau von neuen Häfen 
in Indonesien, Myanmar, Sri Lanka und 
Pakistan soll eine neue maritime Sei¬ 
denstraße durch den Indischen Oze¬ 
an entstehen. Das Ganze wird ergänzt 
durch neue Stromproduktionsanlagen, 
Flughäfen und Staudämme und könnte 
eine Gesamtinvestition von über 8 000 
Milliarden Dollar ausmachen. Dagegen 
sieht der „Juncker-Plan“ der EU-Kom- 
mission ziemlich mickrig aus. 

Aloyse Bisdorff 


Statt Russland 

Es sei zu früh für Jubelfeiern, erklärte 
Außenminister Steinmeier nach Ab¬ 
schluss der Rahmenvereinigung über 
das iranische Atomprogramm, die ge¬ 
nauen Bestimmungen des Vertrages 
müssten noch bis Juni ausgehandelt 
werden. Dennoch haben maßgebliche 
Teile des deutschen Kapitals Grund 
zum Optimismus: Sie erhoffen sich 
neue Profitchancen. Bereits die erste 
Lockerung der Sanktionen im vergan¬ 
genen Jahr hat die deutschen Exporte 
nach Iran um über 30 Prozent in die 
Höhe schnellen lassen. Große Hoff¬ 
nungen setzt die deutsche Wirtschaft 
unter anderem darauf, dass Irans In¬ 
dustrieanlagen in vielen Fällen ma¬ 
rode geworden sind und dringend 
erneuert werden müssen. In vielen 
Fällen basieren sie auf alter bundes¬ 
deutscher Technologie. Der iranische 
Außenminister Mohammad Jawad 
Zarif hat bereits im Februar 2014 in 
Berlin mit den Worten um deutsche 
Firmen geworben: „Ein Drittel der 
iranischen Wirtschaft ist deutsch - 
darauf können Sie aufbauen.“ Bei 
Deutschen Industrie- und Handels¬ 
kammertag (DIHK) heißt es jetzt, 
eine Verdoppelung der deutschen 
Iran-Exporte innerhalb der nächsten 
fünf Jahre sei leicht möglich; auf lan¬ 
ge Sicht könnten die Ausfuhren auch 
zweistellige Milliarden-Euro-Beträge 
erreichen. In Zeiten wegbrechender 
Russland-Geschäfte spekulieren nicht 
wenige deutsche Unternehmen auf 
Ersatz am Persischen Golf. 

Eine besondere Rolle spielt bei al¬ 
ledem Irans Erdgas. Teheran hat be¬ 
reits 2014 mehrfach erklärt, zu einer 
bevorzugten Lieferung des Rohstoffs 
nach Europa bereit zu sein. „Ich wer¬ 
de mich in Deutschland bemühen, 
die Deutschen zu überzeugen, sich 
an der Entwicklung von Öl- und Gas¬ 
feldern in Iran zu beteiligen“, erklär¬ 
te der neue iranische Botschafter im 
September anlässlich seiner Entsen¬ 
dung nach Berlin: „Ich habe Pläne im 
Kopf, dass Iran Öl nach Deutschland 
verkauft oder Erdgas nach Deutsch¬ 
land exportiert “Teheran kann bei sei¬ 
nen Bemühungen um Erdgasgeschäfte 
mit der Bundesrepublik darauf setzen, 
dass Berlin seine Bezüge aufgrund des 
eskalierenden Konflikts mit Russland 
tatsächlich diversifizieren muss, will es 
nicht in Abhängigkeit vom immer hef¬ 
tiger attackierten Moskau verharren. 
Iranisches Erdgas gilt als eine zentrale 
Option. 

www.german-foreign-policy.com 

Dokumentiert: 

Fern jeder fremden Intervention 

Zu den ausländischen Einmischun¬ 
gen im Jemen erklärte die Libanesische 
Kommunistische Partei: 

„In einem Moment, da eine Ver¬ 
stärkung der Gefahren der Pläne der 
USA zu verzeichnen ist, die arabische 
Welt in eine Vielzahl von konfessionel¬ 
len Mini-Staaten zu zersplittern, und in 
einem Moment, wo der von den USA 
tolerierte Terrorismus einen breiteren 
Durchbruch versucht, rückt erneut der 
Jemen ins Visier wegen seiner konfes¬ 
sionellen Spaltungen, die sich in einen 
Bürgerkrieg verwandelt haben. 

Und während alle Golf-Staaten sich 
in die inneren Angelegenheiten dieses 
Landes einmischen und die Armeen 
und Energien mobilisieren, während 
Drohungen vor allem seitens Saudi- 
Arabien und des Iran niederprasseln, 
erleben das jemenitische Volk und mit 
ihm alle arabischen Völker eine große 
Tragödie. 

Deshalb sind die arabischen Völ¬ 
ker und die demokratischen und lin¬ 
ken Kräfte in den arabischen Ländern 
aufgerufen, auf die Straße zu gehen, 
um mit allen Mitteln auf den Dialog 
zu drängen, fern jeder ausländischen, 
saudischen oder iranischen, arabischen 
oder sonstigen fremden Intervention, 
und dies, um die Einheit des Jemen zu 
garantieren und die Verwirklichung 
der Losungen zu unterstützen, die die 
Basis für die Volkserhebung und die 
Bestrebungen des jemenitischen Vol¬ 
kes waren: politische und sozialökono¬ 
mische Reformen zu verwirklichen, die 
ihm ein freies und anständiges Leben 
garantieren können.“ 

(redaktionell gekürzt) 
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Reden zum Ostermarsch 


Leipzig, Volker Külow 

Der Ukrainekonflikt ist einer der drei 
politischen Schwerpunktthemen (...) für 
die diesjährigen Ostermärsche (...). Das 
ist naheliegend und gibt mir zunächst 
Gelegenheit, an die beeindruckende 
Friedensmanifestation unter dem Motto 
„Nie wieder Krieg. Nie wieder Faschis¬ 
mus!“ anzuknüpfen, die hier an gleicher 
Stehe am 30. Mai 2014 unter Mitwirkung 
von Konstantin Wecker genau zu diesem 
Thema stattgefunden hatte. 

Damals war die Botschaft wegen des 
verheerenden faschistischen Brandan¬ 
schlages auf das Gewerkschaftshaus in 
Odessa vom 2. Mai höchst aktuell. Lei¬ 
der ist sie auch heute immer noch gül¬ 
tig, denn mittlerweile sitzen Faschisten 
in der Kiewer Regierung. Dazu kommt 
das immer aggressivere Bestreben der 
NATO, ihren Einflussbereich weiter 
nach Osten auszudehnen und damit die 
akute Kriegsgefahr zu erhöhen. 

Die Zahl und der Umfang ihrer 
entsprechenden Manöver nehmen bei¬ 
spielsweise zu; sie sind inzwischen All¬ 
tag in vielen ehemaligen Staaten des 
Warschauer Vertrages. Daneben er¬ 
folgen zunehmend Waffenlieferungen 
nach Kiew und die republikanischen 
Scharfmacher in den USA wollen die¬ 
se Rüstungstransporte sogar noch er¬ 
heblich ausbauen. 

An dieser Stelle werden allerdings 
taktische Differenzen zwischen den 
USA und der BRD deutlich, die sich 
in ihrem Hauptziel - der ökonomischen 
und militärischen Schwächung Russ¬ 
lands - durchaus einig sind. Noch ist 
Deutschland Juniorpartner der USA, 
aber im Spannungsfeld von imperialis¬ 
tischer Kooperation und Konkurrenz 
formuliert es immer deutlicher eige¬ 
ne Machtansprüche. Damit tritt nach 
1914 und 1939 zum dritten Mal inner¬ 
halb von 100 Jahren ein tot geglaubtes 
Gespenst, nämlich die deutsche Fra¬ 
ge wieder auf der Tagesordnung der 
Geschichte. Im globalen Machtkampf 
rückt die BRD weiter nach vorn, denn 
mit Hilfe des Euro und der so genann¬ 
ten Schuldenkrise hat Deutschland in¬ 
zwischen unstrittig die wirtschaftliche 
und politische Hegemonie in Europa 
erobert. 

(...) Etwas unterbelichtet scheinen 
mir in der bisherigen Diskussion in 
der linken und Friedensbewegung al¬ 
lerdings die geostrategischen Aspekte 
des Konfliktes, d.h. dessen globale Be¬ 
deutung. Die Einbindung der Ukraine 
in den Westen soll zunächst als Primär¬ 
ziel unstrittig die unter Putin erfolgte 
wirtschaftliche und politische Konso¬ 
lidierung Russlands zurückdrängen; 
Moskau will hingegen angesichts der 
zunehmenden instabilen internatio¬ 
nalen Lage seine Handlungsfähigkeit, 
auch die militärische, sichern. 

Es geht in der Ukraine aber um 
mehr. Es geht um nichts geringeres, als 
um günstige strategische Ausgangspo¬ 
sitionen in der zukünftigen globalen 
Auseinandersetzung. Dieser Konflikt 
ist ein Vorbote zukünftiger Kriege, auf 
die sich die verschiedenen Machtzen¬ 
tren der Welt - Lenin benutzte seiner¬ 
zeit den Begriff der „Weltimperialis- 
men“ - gegenwärtig militärisch vorbe¬ 
reiten. 

Die imperiale Weltordnung ist im 
Umbruch und die Gefahr eines gro¬ 
ßen Krieges nimmt zu. Der deutsche 
Außenminister umschreibt diesen 
Prozess bekanntlich euphemistisch mit 
dem Hinweis, dass die Welt angeblich 
aus den Fugen geraten sei. Doch der 
globale Hauptkonflikt wird nicht von 
Außerirdischen oder anonymen exter¬ 
nen Kräften, sondern von konkreten 
Interessengruppen direkt vorangetrie¬ 
ben; es ist in zunehmendem Maße der 
Kampf der alten kapitalistischen Me¬ 
tropolen - also der Triade USA/Euro¬ 
pa/Japan - gegen die Schwellen- und 
Entwicklungsländer, namentlich gegen 
Russland und China. Der westliche Ka¬ 
pitalismus nimmt den Wiederaufstieg 
des globalen Südens nicht kampflos 
hin und macht sich derzeit besonders 
Sorgen um die Eurasische Flanke. Mit 
TTIP, CETA und anderen Handelsab¬ 
kommen versucht man wirtschaftspo- 
litisch gegenzusteuern. In der Ukraine 
schlägt man nun auch eindeutig militä¬ 


risch zurück, denn die BRICS-Staaten 
bauen inzwischen Gegendruck auf, ins¬ 
besondere Russland und China wehren 
sich gegen das Vordringen der trans¬ 
nationalen Konzerne, während Indien, 
Brasilien und Südafrika vom Westen 
als „Partner“ gewonnen werden sollen. 

Der Konflikt entlang der Linie 
NATO/EU gegen Russland in der Uk¬ 
raine wird immer „heißer“; mittlerwei¬ 
le sind bekanntlich 12 Länder aus dem 
Bereich des ehemaligen Warschauer 


Vertrages Mitglieder der NATO: (...) 
Nach vielen Jahren des Rückzuges be¬ 
ginnt sich Russland nunmehr allerdings 
gegenüber dieser westlichen Einkrei- 
sungspolitik entschieden zu wehren, 
wobei sich das Land - da sind Illusionen 
fehl am Platze - im Inneren in keinem 
angenehmen Zustand befindet: Putin 
hat zwar die Macht der Oligarchen ge¬ 
brochen, seine Herrschaft ist aber auto¬ 
ritär und die in Russland mehrheitlich 
vertretenen Gesellschaftskonzepte sind 
reaktionär. 

Objektiv ist Russland aber derzeit 
ein Staat, der zum Erhalt des Friedens 
beiträgt. Die Frage ist, ob die vom 
Westen gepflegte Strategie der wach¬ 
senden militärischen Drohung und des 
zunehmenden regionalen Einsatzes 
des Militärs kontrollierbar bleibt oder 
ob sie über kurz oder lang in militä¬ 
rische Großkonflikte übergeht. Diese 
Gefahr abzuwenden, ist eine zentrale 
Herausforderung für die Friedensbe¬ 
wegung weltweit und natürlich auch in 
Deutschland. Hier ist gerade auch die 
LINKE als Partei gefordert. Die öffent¬ 
liche Meinung entwickelt sich trotz ei¬ 
nes einseitigen, teilweise von antisla¬ 
wischen Ressentiments beherrschtem 
Kampagnenjournalismus, in der Ukra¬ 
inefrage nicht ungünstig: noch immer 
ist eine deutliche Mehrheit der Deut¬ 
schen gegen jegliche Militäreinsätze 
der Bundeswehr in diesem Konflikt - 
das ist unsere Chance und unsere Ver¬ 
antwortung 

Und da gilt noch immer das Cre¬ 
do von Karl Liebknecht, das er vor 
100 Jahren, im Mai 1915, in seinem be¬ 
rühmten Flugblatt formuliert hat: „Der 
Hauptfeind steht im eigenen Land!“ Zu 
diesem Zeitpunkt war die Ukraine im 
Ersten Weltkrieg zum ersten Mal auf 
dem Weg, ein deutscher Vasallenstaat 
zu werden. Dieser Status wiederholte 
sich dann im Zweiten Weltkrieg durch 
die NS-Kooperation mit der „Organi¬ 
sation Ukrainischer Nationalisten“. Die 
BRD knüpft mit ihrer Unterstützung 
des Kiewer Regimes und der mit ihm 
verbündeten neonazistischen Kräfte 
ungeniert an dieses Muster an. 

Diese verhängnisvolle Kontinu¬ 
ität sollte gerade am Vorabend des 
bevorstehenden 70. Jahrestagestages 
der Befreiung benannt werden. Der 
8. Mai wird immer stärker geschichts¬ 
revisionistisch uminterpretiert; die Fei¬ 
erlichkeiten am 9. Mai in Moskau in 


diesem Jahr werden von vielen west¬ 
lichen Staaten boykottiert - auch von 
Deutschland. Die Wahrheit über den 
Zweiten Weltkrieg, darunter über den 
entscheidenden Beitrag und den hohen 
Blutzoll der Völker der Sowjetunion 
für den Sieg über den deutschen Fa¬ 
schismus, muss von uns weiterhin mit 
Nachdruck verteidigt werden. (...) 

Eine objektive und ehrliche Ge¬ 
schichtsbetrachtung ist ein notwendi¬ 
ger Beitrag, die Gegenwart zu verste¬ 
hen und die Zukunft friedlich zu gestal¬ 
ten. Statt einer weiteren Militarisierung 
der internationalen Politik bedarf es ei¬ 


ner neuen Ost- und Entspannungspoli- 
tik, für die die LINKE konsequent ein- 
tritt. Die deutsche Außenpolitik muss 
zur Einhaltung von Völkerrecht und 
ziviler Konfliktlösung gezwungen wer¬ 
den. Europa braucht ein neues kollek¬ 
tives Sicherheitssystem unter Einbezie¬ 
hung Russlands, das die NATO über¬ 
windet und auf Abrüstung zielt. Darum 
sagen wir auch heute hier beim Oster¬ 
marsch 2015 in Leipzig JA zur Auflö¬ 
sung der NATO und zu einem soforti¬ 
gen Stopp sämtlicher Rüstungsexporte. 
Wir sagen NEIN zu Sanktionen gegen 
Russland und NEIN zum Einsatz von 
Militär, insbesondere der Bundeswehr. 
Wir sagen JA zum Verbot von Waffen¬ 
exporten und zu Initiativen zur Abrüs¬ 
tung im nuklearen und konventionel¬ 
len Bereich. Und wir brauchen endlich 
eine gerechte Weltwirtschaftsordnung 
als zentraler Schritt hin zu einer fried¬ 
lichen Welt! 

Volker Külow ist Stadtvorsitzender der 
Partei „Die Linke“ in Leipzig 

Stuttgart, 

Jürgen Wagner 

(...) als „Würfelspiel mit der Katastro¬ 
phe“ hat der nicht sonderlich friedens¬ 
bewegte Historiker Michael Stürmer 
vor einiger Zeit die NATO-Politik ge¬ 
genüber der Ukraine bzw. Russland be¬ 
zeichnet. 

Und gewürfelt wird auch und vor al¬ 
lem exakt hier, im European Command 
(EUCOM), dem Sitz des NATO-Ober- 
befehlshabers in Europa, US-General 
Philip Breedlove. 

Von hier aus werden wesentliche Tei¬ 
le der aktuellen Generalmobilmachung 
der NATO gegen Russland befehligt. 

Und genau deshalb sind wir heute 
hier, genau an diesem Ort, um gegen 
diese brandgefährliche Politik zu pro¬ 
testieren! 

(...) auch wenn ich es langsam satt 
habe, scheint es dennoch nötig zu sein, 
es immer wieder zu wiederholen: Wenn 
ich und wir die NATO-Politik hier scharf 
kritisieren, heißt das noch lange nicht, 
dass wir die Rolle Russlands beschöni¬ 
gen wollen. Auch Russland kämpft der¬ 
zeit zur Durchsetzung seiner machtpoli- 
tischen Interessen mit harten Bandagen. 

Aber es heißt sehr wohl, dass wir 
auf etwas aufmerksam machen wollen, 
ja müssen, wovon hierzulande augen¬ 
scheinlich niemand etwas wissen will. 



Nämlich, dass dem Westen eine wesent¬ 
liche, wenn nicht sogar die Hauptschuld 
an der Eskalation in der Ukraine und im 
Verhältnis mit Russland zukommt. 

(...) die aktuelle NATO-Generalmobil¬ 
machung gegen Russland beruht vor al¬ 
lem auf zwei Pfeilern: 

- PERSISTENT PRESENCE 15; 2015 
VJTF FUNCTIONS TESTING; FAL- 
CON VIKING; NOBLE JUMP; SIIL 
15; STEADFAST JAVELIN; SABER 
STRIKE 2015; IRON WOLF; BAL- 
TOPS 2015; SWIFT RESPONSE; SIL- 
VER ARROW; TRIDENT JUNC- 
TURE 2015; IRON SWORD 15; COM¬ 
PACT EAGLE 

Das sind nur einige der NATO-Manö- 
ver, die in nächster Zeit mit Blick auf 
Russland abgehalten werden. Würde ich 
alle aufzählen, würden wir wohl noch in 
ein paar Stunden hier stehen. 

Neben den Manövern gibt es noch 
einen zweiten anti-russischen NA- 
TO-Pfeiler, der aktuell gestärkt wird: 
Die Schnelle Eingreiftruppe wird von 
13.000 auf 30.000 Soldaten vergrößert. 

Zusätzlich wird derzeit eine neue 
Ultraschnelle Eingreiftruppe - auch 
„Speerspitze“ genannt - im Umfang von 
5 000 Soldaten aufgestellt. Sie ist vor al¬ 
lem für Einsätze im unmittelbaren Um¬ 
feld Russlands vorgesehen. 

Die Federführung für den Aufbau 
dieser Truppe hat Deutschland über¬ 
nommen, das auch einen guten Teil der 
Soldaten stellt. 

Generell spielt Deutschland in der 
aktuellen NATO-Politik eine tragende 
Rohe. Kürzlich betonten z.B. die Regie¬ 
rungsberater der „Stiftung Wissenschaft 
und Politik“ zufrieden - Zitat: „Deutsch¬ 
land ist das Rückgrat für die militärische 
Neuaufstellung der Allianz.“ 

In dem Zusammenhang hat uns Fi¬ 
nanzminister Wolfgang Schäuble kürz¬ 
lich ein besonders faules Osterei ins 
Nest gelegt. 

Obwohl laut Sparbeschluss des Jah¬ 
res 2010 der Rüstungshaushalt dieses 
Jahr bei 27,6 Mrd. Euro hätte hegen sol¬ 
len, beläuft er sich tatsächlich auf rund 
33 Mrd. Und Schäuble hat nun eine 
nochmalige Erhöhung um 8 Mrd. in den 
nächsten vier Jahren angekündigt. 

Als Begründung wird im sogenannten 
Eckwerte-Papier gesagt, der Konflikt 
mit Russland mache „die Bereitstellung 
zusätzlicher Mittel für ein höheres NA- 
TO-Engagement und zur Stärkung des 
verteidigungsinvestiven Bereichs.“ (...) 


Bielefeld, Inge Höger 

100 Jahre nach Beginn des 1. Weltkrieges 
und 70 Jahre nach dem Ende des 2. Welt¬ 
krieges hat Deutschland wieder Groß¬ 
machtambitionen. Beide Weltkriege gin¬ 
gen von Deutschland aus, weil das Deut¬ 
sche Reich eine Neuaufteilung der Welt 
und Zugang zu Rohstoffen und Ressour¬ 
cen wollte. Nach den verlorenen Kriegen 
war lange Zeit eine deutsche Beteiligung 
an Militärinterventionen undenkbar. 

Nie wieder Krieg, nie wieder Faschis¬ 
mus! Das war Konsens in der Bevölke¬ 
rung. 

Aber nach der Enttabuisierung des 
Militärischen durch den damaligen 
Kanzler Schröder ist Deutschland wie¬ 
der weltweit dabei, wenn es um Einsät¬ 
ze in Kriegs- und Krisenregionen geht. 
Der Angriffskrieg gegen Jugoslawien 
war der Beginn von immer neuen Aus¬ 
landseinsätzen. Obwohl eine Mehrheit 
der Bevölkerung gegen Auslandseinsät¬ 
ze ist, stimmt immer wieder eine Mehr¬ 
heit im Bundestag dafür. Allerdings ist 
nach dem Desaster im Afghanistankrieg 
die Skepsis in der Bevölkerung gegen 
Auslandseinsätze gewachsen. Unter 
der schwarz-gelben Bundesregierung 
mit Außenminister Westerwelle hatte 
Deutschland sich eine Politik der Zu¬ 
rückhaltung auferlegt. Westerwelle hat¬ 
te sich für den Abzug der Atombomben 
aus Deutschland ausgesprochen, wenn 
auch nichts dafür getan. Und Deutsch¬ 
land hat sich nicht an dem Krieg gegen 
Libyen beteiligt. 

Mit der Übernahme der Regierungs¬ 
geschäfte durch die große Koalition hat 
sich das geändert. Im Koalitionsvertrag 
heißt es: „Deutschland stellt sich sei¬ 
ner internationalen Verantwortung. Wir 
wollen die globale Ordnung aktiv mit¬ 
gestalten. Dabei lassen wir uns von den 
Interessen und Werten unseres Landes 
leiten.“ 


Bundespräsident Gauck hat dies 
neue Credo unüberhörbar auf der Mün¬ 
chener Sicherheitskonferenz 2014 ge¬ 
äußert. Er erläuterte, dass Deutschland 
von einer globalisierten Welt überdurch¬ 
schnittlich profitiere und sich aufgrund 
der wirtschaftlichen Stärke einbringen 
müsse - notfalls auch mit Soldaten. Mit 
der Übernahme von Verantwortung ist 
auch von Außenminister Steinmeier und 
Kriegsministerin von der Leyen immer 
auch größeres militärisches Engage¬ 
ment, der Einsatz der Bundeswehr im 
Ausland gemeint. 

Wir fordern ein Ende aller Auslands¬ 
einsätze der Bundeswehr! 

Nach den übereinstimmenden Aus¬ 
sagen der Verteidigungspolitikerlnnen 
der großen Koalition braucht Deutsch¬ 
land für die Ausrüstung seiner Armee 
auch eine international wettbewerbsfä¬ 
hige Rüstungsindustrie. Die Umrüstung 
der Bundeswehr von einer Verteidi¬ 
gungsarmee zu einer Armee im Einsatz 
ist ein aufwändiges Projekt. Die Indus¬ 
trie will maximalen Profit und die Mili¬ 
tärs wollen die modernsten Waffen. Die 
Politik will schnelle Ergebnisse zu finan¬ 
zierbaren Preisen. 

(...) Der Verteidigungsetat stieg von 
23 Mrd. für das Jahr 2000 auf 33 Mrd. für 
das Jahr 2013. (...) 

Der Umbau der Bundeswehr von 
einer Verteidigungs- zur Interventions¬ 
armee ist weit vorangeschritten. Den 
Verlautbarungen von Kriegsministerin 
von der Leyen und anderen ist zu ent¬ 
nehmen, dass nun die nächste Etappe 
ansteht: Die Ausrüstung für die Armee 
einer Großmacht. 

(...) Die NATO hatte auf ihrem letz¬ 
ten Gipfel in Wales die Mitgliedsstaaten 
aufgefordert, angesichts neuer Bedro¬ 
hungen - die sie vor allem aus Russland 
sieht - die Rüstungsetats auf zwei Pro¬ 
zent des jeweiligen Bruttoinlandspro¬ 
dukts zu steigern. Für Deutschland wür¬ 
de das die Kosten von derzeit 32,5 auf 
56 Mrd. Euro hochtreiben. 

Profitieren würde davon auch die 
deutsche und europäische Rüstungsin¬ 
dustrie. Alle neuen Beschaffungen für 
die Bundeswehr werden immer flankiert 
mit der Zusage von Rüstungsexporten, 
da sich die neuen teuren Waffensysteme 
nur in großen Stückzahlen rechnen. Eine 
starke einheimische Rüstungsindustrie 
ist ein machtpolitischer Faktor. Darum 
konnte es die deutsche Rüstungsindus¬ 
trie auch auf Platz drei der weltweiten 
Rüstungsexporteure bringen. Und dar¬ 
um rüttelt auch Wirtschaftsminister Ga¬ 
briel trotz aller Versprechungen nicht 
daran. Im Gegenteil, er hat eine Export- 
politische Flankierung für die Verteidi¬ 
gungsindustrie angekündigt. 

Wir fordern ein Verbot von Rüs¬ 
tungsexporten! 

Die Rüstungsindustrie brauche kein 
Mensch. Sie schafft kaum Arbeitsplätze 
und bedroht vor allem den Frieden. Die 
volkswirtschaftliche Bedeutung ist eher 
gering. In der klassischen Rüstungsin¬ 
dustrie arbeiten nur 20 000 direkt Be¬ 
schäftigte, insgesamt sind es rund 80 000 
Arbeitsplätze. Der Beitrag am Bruttoin¬ 
landsprodukt hegt bei höchstens 1 %. Es 
wäre relativ einfach, die Rüstungspro¬ 
duktion auf die Herstellung ziviler Gü¬ 
ter umzustehen. 

Wir fordern Konversion, die Umstel¬ 
lung der Rüstungsproduktion auf zivile 
Güter! 

Zwischen Armut und Krieg besteht 
häufig ein Zusammenhang. Die Umset¬ 
zung der im Jahr 2000 beschlossenen 
Millenniums-Entwicklungsziele, die 
u. a. vorsahen, den Anteil extrem armer 
und hungernder Menschen bis 2015 
zu halbieren, wäre deshalb ein Beitrag 
zum Frieden in der Welt gewesen. Die 
Weltbank errechnete im Jahr 2003, dass 
hierfür lediglich die Erhöhung der west¬ 
lichen Entwicklungshilfe um jährlich 
50 Mrd. US-Dollar erforderlich wäre. 
Andere Berechnungen gehen von ei¬ 
nem jährlichem Mehrbedarf von 121 bis 
189 Mrd. $ aus. Das Geld hierfür wäre 
leicht durch nur einen kleinen Teil der 
jährlichen Militärausgaben der NATO- 
Staaten aufzubringen. 

Armutsbekämpfung statt Aufrüs¬ 
tung und Krieg ist notwendig! Für Frie¬ 
den und Abrüstung gehen wir heute bei 
den Ostermärschen auf die Straße! 

(Es gilt das gesprochene Wort, Kürzun¬ 
gen UZ) 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


„Die Abkehr von der Manipulation 
ist ein Gerichtetsein auf die Wirklichkeit“ 

Vor 130 Jahren wurde der marxistische Philosoph und Literaturwissenschaftler Georg Lukäcs geboren 


G eorg Lukäcs, geboren am 
13. April 1885 in Budapest, 
kämpfte zeit seines Lebens 
gegen alles, was der Mensch an Un¬ 
menschlichkeiten sich selbst zufügt, ob 
im Kapitalismus, Faschismus oder auch 
Sozialismus. Er nannte alle menschli¬ 
chen Entfremdungen deutlich beim 
Namen, was vielen, die ihn als Revisi¬ 
onisten beschimpften nicht geüel - nur 
weil er mit Marx sagte, dass „proletari¬ 
sche Revolutionen ... grausam-gründ¬ 
lich die Halbheiten, Schwächen und 
Erbärmlichkeiten ihrer ersten Versu¬ 
che“ kritisieren müssen. 

Sein Werk „Geschichte und Klas¬ 
senbewusstsein“, das 1923 erschienen 
war, beeinflusste später maßgeblich die 
68er-Bewegung in Westeuropa. Über 
40 Jahre nach seinem Erscheinen er¬ 
griff dieses Buch mit seiner These, 
dass das über ein entsprechendes Be¬ 
wusstsein verfügende Proletariat in 
dem Augenblick die Macht erringe, da 
es erkenne, dass es zur Erlösung der 
Welt berufen ist, die westeuropäische 
Studentenbewegung. Dieses „messia- 
nische Sektierertum“, so Lukäcs kurz 
vor seinem Tod, sei für den Erfolg von 
„Geschichte und Klassenbewusstsein“ 
in Westeuropa verantwortlich gewesen 
(vgl. Lukäcs, Gelebtes Denken, Frank¬ 
furt 1981, S. 126). 

Lukäcs hatte sich zu dieser Zeit 
längst von seinem Frühwerk distan¬ 
ziert und beobachtete dessen Einfluss 
mit großer Skepsis. Darin, so Lukäcs, 
fehle die Universalität des Marxismus, 
die aus der anorganischen Natur die 
organische ableite und aus der organi¬ 
schen Natur, vermittelt durch den Pro¬ 
zess der Arbeit, die Gesellschaft. Auf 
die bürgerlichen Intellektuellen hätten 
gerade diese Mängel des Buches - das 
Fehlen des ontologischen Marxismus - 
überzeugend gewirkt. In einem Brief 
an Lukäcs bestätigt Frank Benseler 
diese Einschätzung. „Im Grunde ist 
das die Situation der gesamten fort¬ 
schrittlichen bürgerlichen Intelligenz. 
Sie alle wünschen Gerechtigkeit; glau¬ 
ben dies aber denkend erreichen zu 
können durch geistige Formen usw.; 
sie scheuen vor den Konsequenzen des 
wahren Engagements zurück“ (Bense¬ 
ler an Lukäcs am 6.12.1961, aus: Ob¬ 
jektive Möglichkeiten, Opladen 1995). 

Entideologisierte Intelligenz 

In seinem Essay „Grand Hotel Ab¬ 
grund“ (1933) schreibt er, die Intellek¬ 
tuellen seien „gebannt im Zauberkreis 
der Ideologie“ und reagierten auf die 
veränderten gesellschaftlichen Bedin¬ 
gungen „mit einem falschen Bewusst¬ 
sein“, das nicht einfach vom Himmel 
falle oder auf einen bösartigen Cha¬ 
rakter zurückzuführen sei. „Die ge¬ 
sellschaftliche Arbeitsteilung bringt 
es notwendig mit sich, dass die Ideolo¬ 
gen stets an die unmittelbar vorange¬ 
gangenen und zeitgenössischen Ideo¬ 
logen anknüpfen, dass sie ihre Kritik 
der Gegenwart stets in der Form einer 
Kritik der gegenwärtigen und vergan¬ 
genen Ideologien vollziehen.“ Sie be¬ 
zögen sich nicht auf die Wirklichkeit, 
sondern auf Theorien über diese Wirk¬ 
lichkeit, zitierten Nietzsche, Heidegger 

Ontologie: 

(griech.) eigentlich „Lehre vom 
Sein“. Der Begriff wurde zum ers¬ 
ten Mal im 17. Jahrhundert benutzt 
und durch Christian Wolff in die all¬ 
gemeine philosophische Terminolo¬ 
gie eingeführt.„Ontologie“ bedeutet 
Lehre vom Sein als Sein und seinen 
allgemeinsten Bestimmungen und 
Begriffen. Der Begriff des Seins um¬ 
fasst alles Existierende, sowohl Ma¬ 
terielles als auch Ideelles-unabhän¬ 
gig von jeder weiteren Bestimmung. 
(Ausführlich zu diesem Begriff sie¬ 
he beispielsweise „Philosophisches 
Wörterbuch“, Bd. 2, Leipzig 1975) 


oder Sartre. Für Lukäcs ist die Ideo¬ 
logie aber nicht mit der Wirklichkeit 
identisch, sondern ihre Aufgabe sah 
er darin, „die von der Ökonomie im 
gesellschaftlichen Leben ausgelös¬ 
ten Konflikte bewusst zu machen und 


auszufechten.“ (Lukäcs, Ontologie, Bd. 
I, S. 201) Da die Intelligenz aber die 
Ideologie selbst schon als Wirklichkeit 
einstufe und sich als geistige Elite für 
völlig unideologisch ansehe, könne sie 
nicht den „Kernpunkt des Klassen¬ 
kampfes, die Scheidung der Klassen, 
von Revolutionen und Konterrevolu¬ 
tionen: die Frage der Ausbeutung klar“ 
erblicken. Dreißig Jahre später (1963) 
bezeichnet Lukäcs diese Eigenschaft 
der Intelligenz als fehlendes „ontolo¬ 
gisches Bewusstsein“, womit er ein an¬ 
deres meinte als das Klassenbewusst¬ 
sein, das er 1923 in „Geschichte und 
Klassenbewusstsein“ beschrieben hat¬ 
te. Die bürgerliche Intelligenz beziehe 
sich - bedingt durch die gesellschaftli¬ 
che Arbeitsteilung, in der sie Produk¬ 
tion und Propaganda der Ideologie als 
Lebensbeschäftigung, als geistige und 
materielle Basis der eigenen Existenz 
betreibe - auf die eigenen Ideen und 
glaube so tatsächlich an die eigene ge¬ 
sellschaftliche Führerrolle, deren Be¬ 
wusstsein das gesellschaftliche Sein 
präge. „Der faschistische Mythos als 
Gedankenform einer Ideologie wird 
verächtlich abgelehnt.“ (Lukäcs, Onto¬ 
logie, Bd. II, S. 696) Daraus werde die 
Negation jeglicher Ideologie abgelei¬ 
tet und der „Entideologisierung“ das 
Wort gepredigt, die den Einzelmen¬ 
schen auffordere, rein rational zu han¬ 
deln. Um echten Konflikten den Nähr¬ 
boden zu entziehen, komme es nur 
darauf an, sich rein „sachlich“ durch 
rationelle Vereinbarungen und Kom¬ 
promisse zu einigen. In so genannten 
Weiterbildungsseminaren wird diese 
Form der „Entideologisierung“ heu¬ 
te in allen Betrieben und Institutio¬ 
nen trainiert. Die Entideologisierung 
bedeute „die unbeschränkte Manipu¬ 
lierbarkeit und Manipulation des ge¬ 
samten Menschenlebens“ (ebenda). 
Diese „entideologisierte“ Einstellung 
zur Wirklichkeit, so Lukäcs, nehme nur 
den einzelnen Menschen zur Kenntnis, 
nicht aber das gesellschaftliche Sein, 
das unabhängig vom Einzelmenschen 
existiere, das dieser bei Geburt vorfin¬ 
det und in das er sich so oder so fügen 
muss. Der Fetisch der Freiheit, der auf 
dieser Basis der „Entideologisierung“ 
gedeihe und den Lukäcs als in den 


USA vorherrschend kritisierte, sei ein 
„höchst ideologischer“ Begriff, der die 
Menschen mit falschem Bewusstsein 
fülle, indem er sie von ihrer Gattungs¬ 
mäßigkeit isoliere. Die Fetischisierung 
der Freiheit frage nicht nach dem so¬ 


zialen Gehalt der menschlichen Bezie¬ 
hungen, sondern „partikularisiere“ den 
Menschen zu einem simplen Bedürf¬ 
nisatom. 

Von der Ästhetik zur Ontologie 

Nachdem Lukäcs in seiner Ästhetik die 
Bedeutung der verschiedenen Medien 
und Signalsysteme für das menschliche 
Bewusstsein und Selbstbewusstsein 
analysiert hatte, untersuchte er in sei¬ 
ner Ontologie das Sein, besonders das 
gesellschaftliche Sein, das, im Gegen¬ 
satz zum Natursein, der Mensch mit 
seiner Arbeit selbst geschaffen habe. 
„Das Wesen der menschlichen Arbeit 
beruht aber darauf, dass sie erstens in¬ 
mitten des Kampfes ums Dasein ent¬ 
steht, zweitens, dass alle ihre Etap¬ 
pen Produkte seiner Selbstständigkeit 
sind.“ (Lukäcs, Ontologie, Bd. II, S. 9) 
So ist die Form der kapitalistischen Ar- 
beits- und Produktionsweise auch nur 
eine Etappe dieser Selbstständigkeit, 
bei der die Aneigner des durch ständi¬ 
gen Fortschritt der Vergesellschaftung 
der Arbeit (Technik, Kommunikations¬ 
systeme etc.) produzierten Reichtums 
den Widerspruch zum einzelnen Men¬ 
schen auf die Spitze treiben. Allerdings 
geschieht auch dies im Prinzip ohne 
böse Absicht der einzelnen Akteure. 

Sozialismus ist totale 
Demokratie 

Der Ruf nach „Freiheit, Gleichheit, 
Brüderlichkeit“ der bürgerlich-demo¬ 
kratischen Revolutionen schuf die po¬ 
litische Gleichheit der Menschen und 
beseitigte aristokratische Privilegien. 
„... dass damit die ökonomischen und 
sozialen Privilegien unangetastet blie¬ 
ben“, so Lukäcs 1942, „dass die fakti¬ 
sche ökonomische und soziale Nicht¬ 
gleichberechtigung der Menschen erst 
in der vollendeten Demokratie der bür¬ 
gerlichen Gesellschaft ihre Widersprü¬ 
che in reiner Form, auf höchster Stufe 
entfaltet hat, bildet das große Problem 
des Weitergehens der Menschheit über 
die politische Demokratie.“ (Lukäcs, 
Zur Kritik der faschistischen Ideologie, 
S. 365) Die „bürgerliche Art der De¬ 
mokratisierung“, schrieb er 1968 in An¬ 
lehnung an Marx, führe dazu, dass für 
den Menschen die anderen „Menschen 


nicht die Verwirklichung, sondern viel¬ 
mehr die Schranke seiner Freiheit“ bil¬ 
den. Im Alltag sind die Menschen ar¬ 
beitende, sich reproduzierende und 
genießende. Anders als die „politische 
Demokratie“ der bürgerlichen Art, sei 


die „sozialistische Demokratie“ unmit¬ 
telbar und total. Sie grenze die Felder 
der Arbeit nicht aus, wie die „politische“ 
oder die „repräsentative Demokratie“, 
die sich in die Ökonomie und die Ver¬ 
wertung der Arbeit nicht einmischt. 
„Die sozialistische Demokratie basiert 
auf dem tätigen realen Menschen, wie 
er wirklich ist, wie er in seiner eigenen 
Alltagspraxis zu wirken gezwungen 
ist - verwandelt in ihrer äußeren und 
zugleich inneren Entfaltung vom Men¬ 
schen unbewusst (oder mit falschem Be¬ 
wusstsein) hervorgebrachte Produkte in 
zielbewusst für den Menschen selbst ge¬ 
schaffene Gegenständlichkeiten, deren 
Hervorbringen mithin der subjektiven 
Tätigkeit einen Sinn, eine Erfüllung ver¬ 
leiht, die damit den daran mitwirkenden 
Mitmenschen aus einer Schranke des ei¬ 
genen Seins, der eigenen Praxis in deren 
unentbehrlichen und als solchen bejah¬ 


ten Mitarbeiter und Helfer verwandeln.“ 
(Lukäcs, Sozialismus und Demokratisie¬ 
rung, S. 74) 

Die Rätebewegung, entstanden 1871 
in Paris, neu erweckt 1905 und 1917 in 
der russischen Revolution, war für 
Lukäcs ein Beispiel für diese „neue“ 
Form der Demokratie, die nicht die Er¬ 
findung einzelner Revolutionäre sei, 
sondern die das Volk selbst auf die Ta¬ 
gesordnung der Geschichte setze. Da 
dieser demokratische Prozess erlernt 
werden müsse, forderte Lukäcs dazu 
auf, sich aktiv in die Formen der bür¬ 
gerlichen Demokratie einzumischen 
und deren Möglichkeiten demokra¬ 
tisch auszudehnen. „Denn so sehr es 
richtig ist“, sagte er 1970 anlässlich der 
Entgegennahme des Goethepreises der 
Stadt Frankfurt, dessen gesamte Geld¬ 
summe er für die „Aktion zur Rettung 
von Angela Davis“ spendete, „dass die 
Entfremdung des Menschen nur im 
Sozialismus aufgehoben werden kann, 
so müssen doch die ersten Schritte im 
Kampf gegen eine manipulierte Demo¬ 
kratie und für eine wirkliche Demokra¬ 
tie, die noch nicht sozialistisch ist, inner¬ 
halb der bürgerlichen Gesellschaft un¬ 
ternommen werden“. 

Sozialismus ist eben nicht einfach 
die Abschaffung des Privateigentums 
an den Produktionsmitteln, sondern 
Sozialismus ist die totale Demokratie, 
mit deren Mitteln der Widerspruch von 
einzelnem Menschen und dessen Gat¬ 
tungsmäßigkeit in ein bewusstes Ver¬ 
hältnis gerückt wird, das sich nicht mehr 
unbewusst hinter dem Rücken der Men¬ 
schen, nur auf einem abstrakten Markt, 
nur zu einem falschen, weil partikularen 
Bewusstsein entwickeln lässt. 

Utopie oder ein „Prinzip Hoff¬ 
nung“ findet sich im späten Werk von 
Lukäcs nicht. Sein Blick auf die kon¬ 
krete Wirklichkeit der Menschen, ihrer 
Planungs-, Produktions-, Aneignungs¬ 
weise ihrer Arbeit und ihres Bewusst- 
und Selbstbewusstseins, war „unbarm¬ 
herzig“ gegenüber jeder Form von 
Romantik oder Wunschvorstellung. 
Die „Renaissance des Marxismus“ 
forderte Lukäcs nicht um reformisti¬ 
sche Illusionen und Utopien zu schü¬ 
ren, wie dies leider vom Vorstand der 
„Internationalen Lukäcs Gesellschaft“ 
gern ins Bild gerückt wird. Denn „Na¬ 
türlich sind die Imperialisten Imperi¬ 
alisten geblieben“ (Sozialismus und 
Demokratisierung, S. 122). Er forderte 
sie, um den dialektischen Materialis¬ 
mus als Grundlage in einer konkreten 
Analyse einer konkreten Situation ent¬ 
falten zu können. Jürgen Meier 
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Neuverfilmung im Zeichen des Antikommunismus 

„Nackt unter Wölfen“ - das ursprüngliche Anliegen von Buch und Film sollte revidiert werden 


Z u den Werken der DDR-Litera- 
tur, die Weltruhm erreichten, ge¬ 
hört der Roman von Bruno Apitz 
„Nackt unter Wölfen“ Er erreich¬ 
te frühzeitig auch den westdeutschen 
Buchmarkt. Sein Ruhm wurde noch¬ 
mals gesteigert durch die kongeniale 
Verfilmung 1963; bereits 1960 hatte es 
ein Fernsehspiel nach dem Roman ge¬ 
geben {Regie: Gerhard Leopold). Der 
Historiker Walter Bartel, Vorsitzen¬ 
der des Internationalen Lagerkomitees 
von Buchenwald, sah in dem Film ei¬ 
nen „großen Wurf“ „vor allem für die 
Erziehung unserer Jugend. Die Jugend 
will doch wissen, wie das Leben unter 
dem Faschismus war, wie die Antifa¬ 
schisten gegen Hitler gekämpft haben“ 
Nun folgte diesen beiden Kunstwerken 
eine weitere Verfilmung {Regie: Phil¬ 
ipp Kadelhach). Ihre Aufführung in der 
ARD am 1. April wurde mit zahlreichen 
Presseinformationen und Werbung be¬ 
gleitet. Es wurde auch bereits vor der 
Aufführung kontrovers über den Film 
diskutiert: „Nackt unter Wölfen“ nach 
Motiven von Apitz, wie immer wieder 
verkündet wurde. Der Hinweis über die 
Reduktion der Vorlage ließ Schlimmes 
erwarten. Doch der Reihe nach. 

In den letzten Wochen der faschisti¬ 
schen Herrschaft trafen in Buchenwald 
Häftlingstrecks aus östlichen Konzen¬ 
trationslagern ein, weil die Rote Armee 
unaufhaltsam nach Berlin vordrang. 
Vom Westen kamen die Amerikaner, 
die für die Buchenwald-Häftlinge Hoff¬ 
nung bedeuteten. In einem Koffer wird 
ein jüdisches Kind aus Auschwitz ins La¬ 
ger geschmuggelt und bringt dem Illega¬ 
len Lagerkomitee, das die Selbstbefrei¬ 
ung vorbereitet, Gefahr und Konflikt: 
Die Rettung des Kindes bedeutet die 
Gefährdung der Befreiung des Lagers, 
Menschlichkeit gegenüber dem Kind 
contra Rettung der Häftlinge. Auf die¬ 
ser Situation gründen sich Roman und 
Verfilmungen. 

Es war ein lobenswerter, aber 
schwieriger Vorsatz, auf den berühm¬ 
ten Roman von Apitz neue Aufmerk¬ 
samkeit zu lenken. Es war - schein¬ 
bar - das ganze Gegenteil vom bisheri¬ 
gen Umgang mit DDR-Literatur. Diese 


wurde vom bürgerlichen Feuilleton und 
der zugehörigen Literaturwissenschaft 
konsequent diffamiert, verleumdet, dis¬ 
kreditiert und verdrängt, von Hermann 
Kant bis Christa Wolf, von Erwin Stritt- 
matter bis Stephan Hermlin usw. Es 
musste Platz geschaffen werden für die 
sogenannten „Dissidenten“ und „Oppo¬ 
sitionellen“. Nun also schien eine histo¬ 
rische Leistung anerkannt zu werden. 
Doch hat man sich selbst die Arbeit an 
der Neuverfilmung zu leicht gemacht. 

Es gab bereits zuvor mehrere Versu¬ 
che, den Roman von Apitz umzudeuten. 
Totschweigen ging nicht, nachdem be¬ 
reits 1961 eine Taschenbuchausgabe im 
Rowohlt Verlag erschienen war. So kam 

2009 der britische Historiker Bill Niven 
gerade recht, der mit seinem Buch Das 
Buchenwaldkind. Wahrheit, Fiktion und 
Propaganda den Kampf der Häftlinge 
in Frage stellte, ob die Vergangenheit 
um der Gegenwart willen passend ge¬ 
macht worden sei und feststellte, dass 
letztlich die Opfer nicht besser gewesen 
seien als die Täter. Seine Methode war 
ebenso erfolgreich wie billig: Er setzte 
das Romangeschehen mit den tatsäch¬ 
lichen Vorgängen im KZ Buchenwald 
gleich. Was zu Nivens „Werk“ zu sagen 
war, wurde gesagt (vgl. unsere zeit vom 
10. Juli 2009 Angriff auf ein politisch¬ 
literarisches Identitätsmodell). Der Vor¬ 
stoß Nivens war erfolglos, obwohl ihm 

2010 noch ein Dokumentarfilm {Ute 
Gebhardt ) folgte Das Buchenwaldkind 
oder was vom Antifaschismus bleibt, 
der sich sachlich gab, aber schließlich in 
der These gipfelte, dass die „Unschul¬ 
digen“ die seien, „die gestorben sind“, 
ein Zitat von Imre Kertesz, der selbst 
als Kind Buchenwald überlebte. Damit 
wurde alles in Frage gestellt: Die Ret¬ 
tung des Kindes ebenso wie der Kampf 
des Illegalen Lagerkomitees. Seriöser, 
aber in der Zielrichtung nicht weniger 
eindeutig erwies sich 2012 eine „erwei¬ 
terte Neuausgabe“ des Romans durch 
Susanne Hantke, „befreit von politisch- 
ideologischen Überformungen und von 
Kompromissen“. Schaute man sich die 
Veränderungen an, stellten sie sich als 
meist belanglose oder für Inhalt und 
Absicht des Autors kaum wesentliche 


Textpartien heraus. Aber so konnte dem 
veröffentlichten und bis dahin gültigen, 
in den Schulen der DDR behandelten 
Roman seine Bedeutung abgesprochen 
werden. Literaturhistorisch darf man 
gar nicht fragen, was geschähe, wenn 
jede Bearbeitungsstufe eines Werkes 
mit ähnlichem Aufwand „neu gedeu¬ 
tet“ würde. Doch es blieb der Film, der 
auf seinem Gebiet ebenso wirkungs¬ 
mächtig wurde wie der Roman auf dem 
Gebiet der Literatur. Er stand im Wege. 
Es begann mit Unterstellungen: Wäh¬ 
rend der Entstehung habe es Eingrif¬ 
fe übergeordneter Stellen und anderes 
gegeben, wurde schwadroniert. Marlis 
Apitz, die Witwe von Bruno Apitz, hat 
in einem aktuellen Interview ( Thürin¬ 
ger Allgemeine vom 1. April 2015) für 
solche Unterstellungen deutliche Worte 
gefunden: „Niemand vom ZK, vom Po¬ 
litbüro oder vom ILK hat ihm gesagt, 
das darfst du so nicht schreiben. Aber 
er hat sich Rat geholt.“ Aufgabe der 
Neuverfilmung {Regie: Philipp Kadel- 
burg) - federführend war der MDR - 
war, den kommunistischen Widerstand 
abzuwerten, die Selbstbefreiung des La¬ 
gers auszuschalten und modernen Seh¬ 
gewohnheiten gerecht zu werden. In den 
Diskussionen vor dem Film wurde sogar 
mitgeteilt, dass um Fritz Cremers Bu¬ 
chenwalddenkmal gerungen worden sei 
und am Ende musste „die Figur eines 
Soldaten der Roten Armee mit einge¬ 
fügt werden“ {Freie Presse vom 1. April 
2015), als hätten nicht Tausende Rotar¬ 
misten in Buchenwald ihr Leben gelas¬ 
sen, wurden in der Genickschussanlage 
ermordet. 

Er sei für die Jugend gedreht wor¬ 
den, so sagte der Drehbuchautor Ste¬ 
fan Kolditz. Hat er die Aufgabe erfüllt? 
Ein Grundproblem wurde nicht nur ver¬ 
drängt, sondern ersetzt. Während sich 
der Widerstand im Lager bemühte, den 
Aufstand vorzubereiten - den man am 
Ende im Film nicht ganz ausschalten 
konnte, das Lager war befreit, die wei¬ 
ße Fahne gesetzt, ehe die Amerikaner 
anrückten - und gleichzeitig möglichst 
viele Menschen zu retten, war die Füh¬ 
rung unentwegt und uneingeschränkt 
den Repressalien der SS ausgesetzt. Es 


war eine Zwangslage, aus der es kein 
Entrinnen gab, in der ein unpolitischer 
Humanismus eine Illusion war und in 
dem die Rettung des Kindes zum Sym¬ 
bol des unversöhnlichen Kampfes ge¬ 
gen den Faschismus wurde: Am Ende 
von Apitz 4 Roman wurde das Kind „ei¬ 
ner Nussschale gleich“ über den Köpfen 
der befreiten Häftlinge getragen. Auch 
der Film von 1963 hatte diese Szene. Eine 
solche Szene der Hoffnung, die aus dem 
Widerstand und geleitet von Kommunis¬ 
ten, kam, musste natürlich weichen. Da¬ 
bei war es keineswegs so, dass man auf 
Symbole verzichtete: So gab es triviale 
Szenen aus dem zivilen Leben - Pippig 
wird Vater, im Angesicht der Vorgänge 
im KZ eine Banalität -, die nicht nur 
überflüssig, sondern störend waren. Zu 
wenig sachliche Hintergrundinformatio¬ 
nen, obwohl man Bruchstücke in Unter¬ 
titeln und in Originalaufnahmen einblen¬ 
dete - einseitig ausgewählt mit Blick auf 
die US-Armee, zu wenig psychologische 
Ausgestaltung der Personen, die kaum 
unterscheidbar wurden und nicht im 
Gedächtnis blieben, unsinnige Kamera¬ 
schwenks, um sich aus Szenen zu lösen - 
das war vielleicht modern, für den Film 
brachten sie nichts außer Ratlosigkeit. 

Es sollte aufgearbeitet werden, ja, 
was wohl? Der Roman von Bruno 
Apitz, der auf Grund seiner Bedeu¬ 
tung und Bekanntheit nicht ins Verges¬ 
sen gedrängt werden konnte, sollte auf 
andere Weise eliminiert werden. Bru¬ 
talität und Schreckensszenen wurden 
gegenüber dem früheren Film kaum 
überbietbar gesteigert, man wolle da 
mit „den Stoff ehrlicher“ machen, so 
Susanne Hantke. Aber diese Brutali¬ 
tät schuf Stereotype, die aus Thrillern 
bekannt sind; die Gefährlichkeit und 
kalte Bösartigkeit der SS-Verbrecher 
blieb auf der Strecke, auch wenn dem 
Standartenführer Schwahl eine Intel¬ 
lektuellenbrille verpasst wurde und 
der Untersturmführer Reineboth (Sa- 
bin Tambrea) wie ein Doppelgänger 
von Gründgens 4 Mephisto erschien. 

Nicht aufgearbeitet wurde die Ver¬ 
gangenheit, das wurde sie in der Bun¬ 
desrepublik noch nie. Jetzt ist sie wie¬ 
der aktuell, in menschenverachtenden 


Verhaltensweisen durchaus schon wie¬ 
der gesellschaftsfähig, begleitet von ei¬ 
ner duldsamen Justiz. Oder wie sollte 
man es verstehen, wenn zwei rechte 
Gewaltverbrecher in Sachsen einen 
behinderten Menschen quälen und 
ihm androhen, ihn zu vergasen, und 
dafür milde Strafen, auf Bewährung 
ausgesetzt, bekommen? War da Bu¬ 
chenwald im Hinterkopf nicht mehr 
präsent? 

Es ging der Neuverfilmung nicht 
um die Nazizeit, sondern um die Zer¬ 
störung eines Kunstwerkes, das eine 
human-antifaschistische Identität be¬ 
gründet hatte. Sie hat ihr Ziel nicht er¬ 
reicht, der Historiker und heutige Lei¬ 
ter der Buchenwaldgedenkstätte Volk¬ 
hard Knigge, der Apitz 4 Buch für „arg 
überformt“ hielt, hatte frühzeitig gera¬ 
ten, sich einem anderen Stoff zuzuwen¬ 
den, da letztlich die gleichen Stereo¬ 
type - er meinte den Heroismus, den 
Widerstandskampf und die Rolle der 
Kommunisten - erscheinen würden. 
Der einzige Wert der Neuverfilmung 
besteht darin, dass dadurch das Inter¬ 
esse für den Roman „Nackt unter Wöl¬ 
fen“ von Bruno Apitz und den gleich¬ 
namigen Film von 1963 {Drehbuch: 
Bruno Apitz; Regie: Frank Beyer) wie¬ 
der entflammt ist und die entsprechen¬ 
den Urteile weitgehend übereinstim¬ 
men: Es handelte sich bei Roman und 
Film um bedeutende, bleibende Kunst, 
die im Dienste des Sozialismus und des 
Humanismus stand, vor denen man 
als Kunstwerke Respekt haben soll¬ 
te. Auch wurde einmal mehr deutlich, 
dass Kunst und Chronik nicht iden¬ 
tisch sein wollen und können. Gerade 
den Respekt ließ die Neuverfilmung 
in Farbe vermissen. Ihren Vorsatz, die 
ideologische Überformung der Vorla¬ 
ge zu beseitigen, erfüllte sie, indem sie 
die Ideologie des Antikommunismus 
bediente. Aber während Herr Knigge 
in einem ND-Interview forderte: „Wir 
müssen aufhören, uns solche Geschich¬ 
ten zu erzählen“, sind Roman und Film 
von 1963 - in Schwarz-Weiß - nun wie¬ 
der aktuell, in einem sehr umfassenden 
Sinn. 

Rüdiger Bernhardt 


Schnauze halten und weiter machen! 

Fotocollage von Jos Deenen eröffnet den Ausstellungszyklus zum 25-jährigen 
Bestehen der Galerie Arbeiterfotografie in Köln - Von Anneliese Fikentscher 



Weil die (unpolitischen?) Akademi¬ 
en keine Antworten für ihn hatten, 
erforschte der Niederländer Jos Dee¬ 
nen im Selbststudium die Künste Ma¬ 
lerei, Montage, Musik, Literatur und 
ihre Geschichte. Die Bildwerdung von 
unter Goldbrokat verborgener Heu¬ 
chelei und gesellschaftlicher Deka¬ 
denz bewunderte er bei Pieter Brue- 
gel und Hieronymus Bosch. Mit Otto 
Dix, George Grosz und John Heartfield 
schließt sich für Jos Deenen der Bogen 
zum 20. Jahrhundert. Die Anregung, 
aus Text-Versatzstücken Erkenntnis 
zu gewinnen, rechnet Deenen dem un¬ 
nachahmlichen Karl Kraus zu. 

„...schuf Grosz ein Werk mit seinem 
Zeichenstift: 

Der Herr am Kreuz, die Maske auf der 
Nase. 

Da aber brach der fromme Eifer los, 
der stille war beim Kriegsgehetz der 
Priester. 

Jetzt voll Empörung tobt er, schluckt er, 
niest er 

und zerrt vor das Gericht den Lästerer 
Grosz...“, 

dichtet Erich Mühsam 1930 un¬ 
ter dem Titel „Bestrafte Kunst“. Das 
Grosz-Bild vom gekreuzigten Jesus 
mit Gasmaske ist mit der Unterzeile 
„Maul halten und weiter dienen“ ver¬ 
sehen. Es könnte Jos’ Motto sein. Wie¬ 
derholt formuliert er es mit eigenen 
Worten: Schnauze halten! Weiter so! 
Einen Tag hat Jos Deenen im Gefäng¬ 
nis zugebracht, weil er sich mit der Na¬ 
zi-Vergangenheit des Hauses Oranien- 
Nassau befasst. Die SS-Zugehörigkeit 
des Prinz Bernhard war säuberlich aus 


„Wir haben es nicht gewusst!" (2010) 

allen Geschichtsbüchern gestrichen - 
auch die Tatsache, dass er Adolf Hit¬ 
ler um Zustimmung zu seiner Hochzeit 


mit Königin Juliane bat - 1936 im Jahr 
der Olympischen Spiele in Deutsch¬ 
land. Den logischen Anschluss for¬ 


muliert Jos Deenen mit seiner Schere: 
„Wenn die Lüge regiert, war der Schah 
von Persien kein Faschist und war Prinz 
Bernhard zur Lippe-Biesterfeld nicht 
in der SS und sah Jorge Zorreghieta 
niemand fliegen...“ Letzterer, argenti¬ 
nischer Gewaltherrscher, ist Vater der 
heutigen Königin Mäxima. 

Vor rund 25 Jahren (1989) begann 
der in Venlo in der „Franse Republiek“ 
residierende Rebell Jos Deenen, die 
Technik der Fotocollage mit bewuss¬ 
tem Bezug zu „Monteurdada“ John 
Heartfield zu seiner Ausdrucksweise 
zu bestimmen. Kein einziges der ver¬ 
wendeten Fotos stammt von ihm, alles 
Material ist in zig Ordnern thematisch 
gesammelt und stammt aus illustrierten 
Hochglanz-Zeitschriften. Jede Collage 
ist individuell - oft in von Künstlers ei¬ 
gener Hand geschaffenem Rahmen - 
präsentiert. Jedes einzelne Werk ergibt 
hinter TruVu-Glas (True View für den 
ungetrübten Durchblick) eine explo¬ 
sive Mischung. Das heutige Deenen- 
Werke-Verzeichnis DWV umfasst 1318 
Collagen zu den Themen Kirche und 
(NS-)Staat, sexuelle Unterdrückung 
und Missbrauch, Krieg und Lüge. Zu¬ 
sammengefasst handelt es vom großen 
Wahnsinn des menschlichen Selbstbe¬ 
truges. „Kommt, Kinder“, könnte eine 
Montage heißen. Vater und Mutter ge¬ 
hen Hand in Hand mit ihren Kindern 
wie beim Urlaubsausflug einem ato¬ 
maren Inferno entgegen. Zynismus? 
Ein schelmisch-diabolisches Kichern 
verrät Jos Deenens Freude, einen Pfeil 
abgeschossen und mitten ins Schwar¬ 
ze getroffen zu haben. Menschen zum 
Denken bringen, sie aus ihrer Lethargie 
des Immer-so-weiter-Machens zu rüt¬ 
teln, sind sein Antrieb. Und nochmals 
Heartfield: mit Montage und Wortspiel 
treibt er die Dinge auf die Spitze: „The 
lucky return of Pearl Harbor: 9/11“. 
Den 11. September 2001 bezeichnet 


Deenen als glückliche Wiederkehr von 
Pearl Harbor. 

Keine seiner Montagen entsteht an 
nur einem Tag. Sie müssen mitunter 
Jahre reifen. Der Agent provocateur ist 
überzeugt, dass die Informationen erst 
mit der Zeit wie Mosaik-Steinchen - 
unter seinem Papierskalpell - zum Vor¬ 
schein kommen. 


25 Jahre Galerie Arbeiterfotografie 

art is like religion 

Jos Deenen, Fotomontagen 

Ausstellung: 9.-30. April 2015, Mi/Do 
19-21 Uhr, Sa 11-14 Uhr und nach Ver¬ 
einbarung 

Galerie Arbeiterfotografie 
Merheimer Straße 107,50733 Köln 
Telefon 0221-727 999 

Eröffnung: Do, 9. April 2015,19 Uhr 
in Anwesenheit von Jos Deenen 
Eröffnungsrede Prof. Roland Günter, 
Deutscher Werkbund, 

Autor von „Fotografie als Waffe: 

Mit Bildern unsere Welt gestalten" 
Musikalisches Intermezzo von Ratio 
con Anima, Violine und Akkordeon 

Filmabend: Sa,18. April, 

19 Uhr: Deutschland DaDa,63Min. (D 
1969) 

20.15 Uhr: John Heartfield, Fotomon¬ 
teur, ca. 60 Min. (D1977) 

Filme von Helmut Herbst, cinegrafik 
aus der Reihe „3 Filme zur Kunstge¬ 
schichte" des 20. Jahrhunderts 
Eintritt 10 Euro/erm. 3 Euro 

Finissage: Fr, 1. Mai 2015,15 Uhr 
Vortrag Jos Deenen: art is like religion 

Workshop: Fr, 1. Mai 2015,17 Uhr 
mit Jos Deenen: „Die Welt durch die 
Augen meiner Schere gesehen" 
Teilnehmerzahl begrenzt 
Kostenbeitrag 25 Euro/Ermäßigung 
auf Anfrage, Anmeldung erforderlich 
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Diskussionstribüne 


unsere zeit m 


Diskussionstribüne zur Vorbereitung des 21. Parteitages der DKP 


Der Entwurf trägt programmatischen Charakter 

DKP-Gruppe Bremen-Stadt 


D ie DKP-Gruppe Bremen-Stadt 
hat sich in zwei Mitgliederver¬ 
sammlungen mit dem Entwurf des 
Leitantrags für den 21. Parteitag beschäf¬ 
tigt. Dabei haben wir festgestellt, dass 
der Entwurf programmatischen Charak¬ 
ter trägt und in einigen seit fast 30 Jah¬ 
ren in der DKP umstrittenen grundsätzli¬ 
chen Fragen über das 2006 beschlossene 
Parteiprogramm hinausgeht bzw. dieses 
verändert. 

Im Programm von 2006 wurden in 
einigen der umstrittenen Fragen Kom¬ 
promisse formuliert. Kompromissformu¬ 
lierungen sind jedoch auslegbar. In der 
nach 2006 ununterbrochen fortgeführ¬ 


D er Bezirksvorstand der DKP Süd¬ 
bayern beschäftigte sich auf sei¬ 
ner Sitzung am 20.3.2015 mit der 
12. Parteivorstandstagung. 

Das dort gehaltene Referat von H.P. 
Brenner akzeptieren wir nicht. 

In diesem Referat wird Stalin - zu¬ 
recht - als Kronzeuge für den marxis¬ 
tisch-leninistischen Charakter der Kom¬ 
munistischen Partei aufgerufen. 

Eben deshalb lehnen wir diesen Be¬ 
griff als unser DKP-Selbstverständnis 
ab, plädieren dafür, auch in dieser Frage 
nicht vom Parteiprogramm abzurücken 
und nicht zu einem stalinschen Partei¬ 
verständnis zurückkehren, wie Brenner 
vorschlägt, sondern bei der Position des 
Parteiprogramms zu bleiben: Die DKP 
orientiert sich an den Ideen von Marx; 
Engels und Lenin. 

Nachdem Brenner im diesem Refe¬ 
rat fast über eine DIN A 4 Seite Stalin 
über den Marxismus-Leninismus zitiert 
fordert er dazu auf, Stalin zu lesen und 
dem Druck des „Antikommunismus 
und des Antistalinismus“ nicht nachzu¬ 
geben. 

Wir werden der Empfehlung zur Sta¬ 
linlektüre nicht nachkommen und leh¬ 
nen die Gleichsetzung Antikommunis¬ 
mus/Antistalinismus ab. 

Stalin hatte maßgeblichen Anteil da¬ 
ran, dass der humanistische Gehalt des 
Kommunismus theoretisch und prak¬ 
tisch liquidiert wurde. 

Daher ist Stalinismus in diesem Sin¬ 
ne Antikommunismus. 

Marxismus-Leninismus ist das Sy¬ 
nonym für die von Stalin verkündeten 
Lehrsätze. Sie haben auch zu den gesell¬ 
schaftlichen Erstarrungen und schließ¬ 
lich Verbrechen geführt, über die wir 
im DKP-Parteiprogramm geschrieben 
haben. 

Schaut man sich an, in welchem Zu¬ 
sammenhang der Begriff ML geprägt 
wurde, wird klar, wie wenig er sich als 


ten und in der letzten Zeit verschärften 
Parteiauseinandersetzung hat dies dazu 
geführt, dass die streitenden Parteiflügel 
die entsprechenden Programmaussagen 
unterschiedlich interpretieren und ge¬ 
geneinander ins Feld führen. Das ver¬ 
schleißt die ohnehin schwachen Kräfte 
der Partei im Gegeneinander und behin¬ 
dert das Miteinander in der gemeinsa¬ 
men Aktion. 

Dieser Zustand wird durch den Ent¬ 
wurf des Leitantrages jedoch nicht aus 
der Welt geschafft. Dadurch, dass das 
Programm unverändert in Kraft bleibt 
und daneben mit dem Leitantrag ein an¬ 
deres programmatisches Dokument im 


Identifikationsmerkmal für unsere Par¬ 
tei eignet. 

Stalin auf dem 17. Parteitag der KP¬ 
dSU 1934: „Unsere Aufgaben auf dem 
Gebiet der politisch-ideologischen Ar¬ 
beit besteht darin, die Abweichungen 
mancher Genossen vom Marxismus 
Leninismus nicht zu vertuschen, son¬ 
dern mutig zu kritisieren“ ( Stalin, Wer¬ 
ke Bd. 13, S104) 

Der Begriff des ML war also von 
Anfang an eng verknüpft mit der „mu¬ 
tigen Kritik“ gegenüber Abweichlern. 

Diese „mutige Kritik“ haben nur 
sehr wenige dieses Parteitages überlebt. 

Auf dem XX. Parteitag 1956 wurde 
informiert, dass von den 139 Mitglie¬ 
dern und Kandidaten des ZK, die auf 
diesem Parteitag gewählt wurden, 98 
Genossen, also rund 70 % verhaftet und 
erschossen wurden. 

Von den 1 966 Delegierten wurden 
1108 Delegierte verhaftet. Viele von ih¬ 
nen haben das nicht überlebt. 

„Das war aber nur die Spitze des 
Eisbergs“ schreibt Hans Kalt in seinem 
Buch „In Stalins langem Schatten“. 

Und Robert Steigerwald in seinem 
Artikel „Koba, wozu brauchst du mei¬ 
nen Tod“ in Marxistischen Blättern 5-07: 
„Die Liste ist längst nicht vollständig. 
Gemäß heute zugänglichen Materialen 
wurden damals 681.692 Hinrichtungen 
vorgenommen.“ 

Im selben Artikel berichtet Robert 
Steigerwald von der faktischen Ent¬ 
hauptung der damaligen Roten Armee 
durch die Ermordung von „mindestens“ 
20.000 Offizieren. 

Robert Steigerwald berichtet in die¬ 
sem Artikel über das Schicksal des deut¬ 
schen Kommunisten Hugo Eberlein, ei¬ 
nem engen Freund Lenins und Rosa Lu¬ 
xemburgs, Mitbegründer von KPD und 
Kommintern. 

Er ist in der Sowjetunion unter Sta¬ 
lin gefoltert worden, um von ihm ein 


Rang eines Parteitagsbeschlusses entste¬ 
hen würde, das in einigen Grundfragen 
Programmaussagen verändert, sehen wir 
die Gefahr, dass in der weiteren Ausein¬ 
andersetzung die eine Seite sich auf das 
Programm und die andere auf den Leit¬ 
antrag berufen kann. Die Tendenz zu 
zwei Parteien innerhalb der DKP könn¬ 
te verstärkt werden. 

Gelöst werden kann dieses Problem 
unserer Meinung nach letztlich nur durch 
eine Präzisierung des Pateiprogramms 
mit klaren, für jedes Mitglied verständli¬ 
chen, auf die Grundpositionen der mar¬ 
xistisch-leninistischen Weltanschauung 
gründenden Formulierungen in den Aus¬ 


Geständnis über die angebliche Agen¬ 
tentätigkeit von Wilhelm Piek zu er¬ 
pressen. 

Ihm wurde bei Verhören ein Lungen¬ 
riss zugefügt. Wenn er durch die Schläge 
ohnmächtig wurde, habe man ihm Opi¬ 
um gespritzt, damit man ihn weiter fol¬ 
tern konnte. 

Er hat nicht gestanden und wurde, 
wie viele andere, erschossen. 

Das ist nur ein Beispiel für die Re¬ 
pressalien und Verbrechen, die im DKP- 
Parteiprogramm erwähnt werden. 

Nach Diskussion in parteiöffentlicher 
Sitzung der Geschichtskommission des 
Parteivorstandes der DKP am 12.5.94 
in Leverkusen wurde festgehalten: „... 
kann Stalinismus nicht begrenzt wer¬ 
den auf die unfassbaren Verbrechen von 
1934-1953, in deren Verurteilung wir uns 
alle einig sind. Er ist mehr und besteht 
aus Strukturen in Partei und Gesellschaft 
und aus Denk- und Handlungsweisen, 
die sich aus diesen Strukturen ergeben 
und im Extremfall bis zum Verbrechen 
führen ... 

... So gesehen ist Stalinismus auch 
keinesfalls identisch mit Sozialismus, 
sondern ein Abgehen von wichtigen so¬ 
zialistischen Prinzipien, eine Deformati¬ 
on des Sozialismus und der kommunisti¬ 
schen Parteien, die er beide entscheidend 
schwächte und reformunfähig machte.... 

... Das wirkte sich bis in die Schluss¬ 
phase des Sozialismus aus. Die Über¬ 
windung nachstalinistischer Denkwei¬ 
sen und Parteistrukturen verlangt die 
kritische Überprüfung unseres eigenen 
Denkens und Handelns. Dabei geht es 
darum, wie heute eine kommunistische 
Partei aussehen muss, die den revoluti¬ 
onären Kampf führt und mit der Arbei¬ 
terklasse und allen dazu bereiten Bünd¬ 
nispartnern eine neue Gesellschaft auf¬ 
bauen will...“ 

Wer wie H.P. Brenner in seinem Re¬ 
ferat zum stalinschen Konzept des Mar¬ 
xismus-Leninismus zurückkehren will, 
befindet sich im Widerspruch zu Geist 
und Buchstaben unseres Parteipro¬ 
gramms. Wir werden an dieser Rückkehr 
nicht teilnehmen. 


sagen, die umstritten bzw. auslegbar sind. 
Eine Überarbeitung des Programms von 
2006 halten wir auch angesichts gravie¬ 
render Veränderungen, die sich in den 
weltpolitischen Kräfteverhältnissen, 
in der Entwicklung der Produktivkräf¬ 
te und Produktionsverhältnisse sowie 
durch die Zuspitzung der Kriegsgefah¬ 
ren vollziehen, für angebracht. 

Da die Voraussetzungen für die Lö¬ 
sung dieser Aufgabe bis zum 21. Partei¬ 
tag nicht geschaffen werden können, 
schlagen wir vor, dass der 21. Parteitag 
beschließen sollte: 

Erstens, der Leitantrag des 21. Partei¬ 
tags trifft keine programmatischen Aus¬ 


I n der Debatte in Vorbereitung des 
21. Parteitages spielt der Begriff 
„Marxismus-Leninismus“ eine be¬ 
deutende Rolle. Die Art und Weise, wie 
diese Debatte geführt wird, befremdet 
mich sehr. So heißt es in einer Stellung¬ 
nahme des Bezirksvorstandes der DKP 
Südbayern in Auseinandersetzung mit 
dem Beitrag des Genossen Hans-Peter 
Brenner auf der 12. Parteivorstandsta¬ 
gung, der aus Stalins Vorlesung „Über 
die Grundlagen des Leninismus“ zi¬ 
tiert: „Marxismus-Leninismus ist das 
Synonym für die von Stalin verkünde¬ 
ten Lehrsätze. Sie haben auch zu den 
gesellschaftlichen Erstarrungen und 
schließlich Verbrechen geführt, über 
die wir im DKP-Parteiprogramm ge¬ 
schrieben haben.“ Angesichts solcher 
Sätze wird man an die antikommunis¬ 
tische Hetze in der Enquete-Kommis¬ 
sion erinnert, die am 12.3.1992 vom 
Deutschen Bundestag zur „Aufarbei¬ 
tung der Geschichte und der Folgen 
der SED-Diktatur“ eingesetzt wurde. 
In der 24. (nicht öffentlichen) Sitzung 
dieser Kommission am 22.1.1993 warf 
die Union im Ergebnis eines wohlwol¬ 
lend aufgenommenen Vortrages von 
Dietmar Keller die Frage auf, „ob der 
Marxismus-Leninismus im Grundsatz 
nicht eine menschenfeindliche Ideolo¬ 
gie darstelle.“ Ein solcher Kniefall hätte 
sehr weitreichende Folgen für den Cha¬ 
rakter unserer Partei. 

Ich bin sicherlich nicht der einzige 
Genosse in der DKP, der von Beruf Di¬ 
plomlehrer für Marxismus-Leninismus 
gewesen ist. Das war nicht Lehrer für 
Stalinismus und auch nicht Lehrer für 
Antistalinismus. Das wurde einfach 
der Tatsache gerecht, dass Lenin, der 
immer nur ein einfacher Marxist sein 
wollte und der die Autorität von Marx 
und Engels stets in den Mittelpunkt ge¬ 


sagen, die das gültige Parteiprogramm 
von 2006 verändern. Er beschränkt sich 
auf die Einschätzung der wichtigsten in¬ 
ternationalen und nationalen politischen 
Entwicklungen seit dem letzten Parteitag 
und die daraus zu ziehenden Schlussfol¬ 
gerungen sowie auf eine Handlungsori¬ 
entierung für die Partei bis zum 22. Par¬ 
teitag. 

Zweitens, in Vorbereitung des 
22. Parteitags wird vom neugewählten 
Parteivorstand der Entwurf eines über¬ 
arbeiteten Parteiprogramms ausgearbei¬ 
tet und ein Jahr vor Stattfinden des Pro¬ 
grammparteitags der Partei zur Diskus¬ 
sion vorgelegt. 


rückt hat (er beratschlagte sich ständig 
mit ihnen), einen solchen eigenständi¬ 
gen schöpferischen Beitrag zum Mar¬ 
xismus geleistet hat, dass wir berechtigt 
sind, vom Marxismus-Leninismus bzw. 
vom Leninismus zu sprechen. „Der Le¬ 
ninismus“, schrieb N.K. Krupskaja, „ist 
nur die Weiterentwicklung des Mar¬ 
xismus, seine Vertiefung. [...] Die Art 
und Weise, wie Lenin Marx studierte, 
lehrt uns, wie wir Lenin studieren müs¬ 
sen. Seine Lehre ist untrennbar mit der 
Lehre von Marx verknüpft, sie ist der 
Marxismus in Aktion, sie ist der Mar¬ 
xismus der Epoche des Imperialismus 
und der proletarischen Revolutionen.“ 
(Bolschewik, Nr. 1/2 1933 ) Wenn wir 
uns vergegenwärtigen, wie der Mar¬ 
xismus-Leninismus in den Lehrbü¬ 
chern für das marxistisch-leninistische 
Grundlagenstudium oder im Wörter¬ 
buch des Wissenschaftlichen Kom¬ 
munismus definiert wurde, dann kann 
ich nicht erkennen, dass es sich dabei 
um „von Stalin verkündete Lehrsätze“ 
handelt, die zu „gesellschaftlichen Er¬ 
starrungen und schließlich Verbrechen 
geführt haben“. 

Ich möchte aber auch deutlich sa¬ 
gen: Nach meiner Auffassung ist es 
nicht unbedingt zwingend erforderlich, 
dass wir uns marxistisch-leninistische 
Partei nennen (ich hätte nichts dage¬ 
gen, aber eine direkte Notwendigkeit 
sehe ich nicht). Es gibt zwar einige Par¬ 
teien mit diesem Namen - auch in der 
BRD -, jedoch ändert das nichts dar¬ 
an, dass der Marxismus der Oberbe¬ 
griff für Leninismus oder Marxismus- 
Leninismus ist. Wir sind eine kommu¬ 
nistische, also marxistische Partei, die 
sich auf die Lehren von Marx, Engels 
und Lenin stützt und für die „freie Ver¬ 
breitung des Marxismus-Leninismus“ 
kämpft. 


Stellungnahme 

Bezirksvorstand der DKP Südbayern 


Lenins Lehre ist untrennbar 
mit der von Marx verknüpft 

Herbert Münchow, Leipzig 


Alte Probleme kommen wieder hoch 

Robert Steigerwald, Eschborn 


D ie DKP geht einem Parteitag 
entgegen und da kommen alte 
Probleme wieder „hoch“ insbe¬ 
sondere die Widersprüche, die - seit 
Jahren bekannt - in der Partei in Fra¬ 
gen des Charakters der Partei, der 
Strategie und Taktik ihres Kampfes 
bedeutsam sind. Ausgangspunkt der 
Auseinandersetzung ist letztlich das 
Problem, ob die Partei eine revoluti¬ 
onäre, eine marxistische (marxistisch- 
leninistische) oder eine reformistische 
ist und dieser Konflikt hängt mit der 
Niederlage von 1989 zusammen, in¬ 
dem dieses Problem als wesentliches 
Element von Teilen unserer Partei an¬ 
gesehen wird und sich bis in Teile des 
geltenden Parteiprogramms finden 


lässt. Das Problem spielte auf dem 19. 
und 20. Parteitag eine Rolle und wird 
es auf dem kommenden, dem 21. Par¬ 
teitag spielen - wie sich schon jetzt 
voraussehen lässt und das in einer 
stärkeren Intensität als bei früheren 
Auseinandersetzungen. Das zeigt sich 
bereits jetzt an der Art, wie die Stalin¬ 
frage wieder ins Zentrum der Debat¬ 
ten gerückt wird. 

Ich habe zu diesem Thema einige 
Male Position bezogen, vielleicht am 
deutlichsten in dem Kapitel „Koba, 
wozu brauchtest Du meinen Tod?“ 
(Koba, das war einer der Decknamen 
Stalins und der Autor dieses letzten 
Briefes an Stalin, wurde unmittelbar 
vor seiner, Bucharins Ermordung ge¬ 


schrieben). Dies schrieb ich in dem 
Buch „So aber steht es nicht in mei¬ 
nem Geschichtsbuch.“ 

Ich ging darin u. a. auf die in die¬ 
ser Stalin-Zeit stattgefundenen Ver¬ 
brechen ein, nannte Zahlen, Namen, 
Umstände usw. und die Materialien 
aus Bayern, die sie ausführlich aus 
meinem Material zur Parteitagsvorbe¬ 
reitung zitieren,- das habe ich wört¬ 
lich so geschrieben. Die Absicht, die 
sie dabei verfolgen, ist klar erkennbar: 
Der Steigerwald steht in dem Ruf, den 
revolutionären Charakter der Partei 
zu vertreten, also zur einen der beiden 
- der revolutionären - Strömungen zu 
gehören und wenn es möglich wäre, 
mit seinen eigenen Materialien die 


von ihm selbst gerechtfertigte Positi¬ 
on der Partei in Misskredit zu bringen, 
wäre das doch ein wichtiger Vorteil für 
die Auseinandersetzung. 

Das Problem ist nur, dass die Ge¬ 
nossen aus München mit ihrem Zitie¬ 
ren und Belegen genau da aufhören, 
wo ich dazu übergehe, die Fragen zu 
untersuchen, die beantwortet werden 
müssten, wenn man die geschilderten 
Untaten für die Zukunft verhindern 
will. Es ist so, wie in einem Strafpro¬ 
zess, wo der Staatsanwalt das Recht 
hat, seine Anklage zu begründen, dem 
Verteidiger aber das Recht genom¬ 
men wird, die zu Recht kritisierten 
Untaten durch geeignete Maßnahmen 
für die Zukunft zu verhindern. 

Dies ist ein geradezu klassisches 
Beispiel für Demagogie!! 

Ich will nur so nebenbei anmerken, 
dass es sich bei den vorgeschlagenen 
Sicherungsmaßnahmen durchaus um 


ernste theoretische Fragen handelt, 
die tief eingreifen würden in unsere 
marxistische Partei- und Staatstheorie. 


Richtigstellung 

In der vergangenen Woche wurde 
einer der Beiträge zur Diskussions¬ 
tribüne leider durch ein Versehen 
einer falschen Autorin zugeschrie¬ 
ben: Nicht Isa Paape hatte uns ei¬ 
nen Diskussionsbeitrag zugeschickt, 
sondern Ursula Möllenberg aus Gel¬ 
senkirchen. 

Wir bitten beide Genossinnen und 
unsere Leserinnen und Leser um Ent¬ 
schuldigung. 

UZ-Redaktion 
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m unsere zeit _Geschichte / Sieg über den Faschismus 

Dank dem Mut der Soldaten und Offiziere 

Der opfervolle und siegreiche Kampfweg der 39. GSD im Großen Vaterländischen Krieg 


A m 9. Mai werden wir feierlich 
den 70. Jahrestag der Befreiung 
und des Großen Sieges über den 
Nazismus und Faschismus begehen. 
Dies ist ein großer Feiertag für uns. Es 
waren das Volk, die Armee der Sowjet¬ 
union, die den entscheidenden Beitrag 
zur Zerschlagung des Nazismus geleis¬ 
tet haben. Dank dem Mut der Soldaten 
und Offiziere wurden bei Moskau und 
Stalingrad, am Kursker Bogen, in Le¬ 
ningrad und Warschau, Wien und Prag, 
Budapest und Berlin die besten Trup¬ 
penteile des Aggressors zerschlagen. In 
den schwersten Schlachten haben unse¬ 
re Streitkräfte nicht nur die Hitlertrup¬ 
pen von unserem Boden vertrieben, 
sondern auch die große weltgeschicht¬ 
liche Aufgabe zur Befreiung der Völker 
Europas von der braunen Pest erfüllt. 

Es ist mir die große Ehre zuteil ge¬ 
worden, eine der MotSchützen-Divisio- 
nen zu befehligen, die ihren Kampfweg 
mit Ehren von Moskau über Stalingrad 
bis nach Berlin zurückgelegt hat. Die¬ 
ser Verband war einer der acht Schüt¬ 
zendivisionen der Roten Armee, der 
während des Krieges mit fünf Orden 
ausgezeichnet wurde. Mut und Helden¬ 
tum der Angehörigen dieses Verbandes 
sind für immer in die Geschichte des 
Großen Vaterländischen Krieges ein¬ 
geschrieben. 

Kampf weg 

Die 39. GardeSchützenDivision (GSD) 
der Roten Armee wurde am 2. August 
1942 in Ramenskoye bei Moskau auf 
der Basis des 5.Luftlandekorps aufge¬ 
stellt und Ende September 1942 in den 
Bestand der 62. Armee bei Stalingrad 
verlegt (später umbenannt in die 8. 
Garde- Armee). 

Die Division nahm an der Stalingrader 
Schlacht, an der Befreiung der Ukraine, 
Weißrusslands, Polens und an der Berli¬ 
ner Angriffsoperation teil. Sie befreite 
von deutsch-faschistischen Eroberern 
die Städte: Stalingrad (2. Februar 1943), 
Barvenkovo (10. September 1943), Za- 
porozhye (14. Oktober 1943), Dnepro- 
petrovsk (25. Oktober 1943), Nowi Bug 
(8. März 1944) Odessa (10. April 1944), 
Ljublin (24. Juli 1944), Posen (23. Feb¬ 
ruar 1945), Berlin (2. Mai 1945). 

Stalingrader Schlacht 

Der Verband erhielt seine Feuertau¬ 
fe bei Stalingrad. In der Stalingrader 
Schlacht kämpfte die Division unter 
dem Kommando von Generalmajor 
Gurjew in der süd-westlichen Richtung 
und später in der Stadt, auf dem Ter¬ 
ritorium des Traktorenwerkes „Roter 
Oktober“. Besonders schwere Kämpfe 
führte die Division auf diesem Gelände 
Mitte Oktober 1942, als die Schützen¬ 
division nur 800 aktive Soldaten zählte. 
Die Division erhielt Verstärkung und 
Nachschub und führte heftige Kämpfe 
gegen die deutschen Einheiten der 100. 
leichten Infanterie-Division und 79. In¬ 
fanterie-Division, räumte den Bereich 
des Traktorenwerkes vom Gegner, in¬ 
dem die Taktik der Sturmgruppen 
aktiv eingesetzt wurde und beteiligte 
sich an der Auflösung der eingekessel¬ 
ten 6. Armee von General Paulus. Am 
3. Januar 1943 überreichte der Kom¬ 
mandierende der 62. Armee, General- 
Leutnant Tschujkow, der Division die 
Gardefahne, und am 20. Juni 1943 - den 
Orden des Roten Banners für die Ver¬ 
teidigung der Stadt Stalingrad. 

Befreiung der Ukraine 

Die 39. GardeSchützenDivision ist für 
immer in die Geschichte für ihre Tap¬ 
ferkeit und ihren Heldentum bei der 
Befreiung der Ukraine von Nazi-Inva¬ 
soren eingeschrieben. Ihren Ehrentitel 
und drei der fünf Orden-Auszeichnun¬ 
gen hat sie durch militärische Leistun¬ 
gen verdient, die vom Personalbestand 
des Verbandes in der Ukraine an den 
Tag gelegt wurden: Orden des Roten 
Banners vom 14. Oktober 1943 - für 
Mut und Heldentum in den Kämpfen 
um die Stadt Saporozhje, Suworow-Or- 
den II.Klasse vom 19. März 1944 - für 
Mut und Heldentum in der Schlacht am 
Fluss Inguletz und die Befreiung von 
Nowi Bug, Bogdan Chmelnizki-Orden 


II.Klasse vom 20. April 1944 - für Mut 
und Heldentum in der Schlacht um die 
Stadt Odessa. 

Nach Abschluss der Stalingrader 
Schlacht führte die Division ab Fe¬ 
bruar 1943 die schweren Kämpfe in 
der Charkover Richtung im Bestände 
der Truppen der Süd-Westfront. Am 
10. September 1943 erhielt sie für die 
Befreiung der Stadt Barwenkowo den 
Ehrentitel „Barwenkowoer Verband“. 
Laut Befehl des Oberkommandos vom 
10. September 1943 wurde der Divisi¬ 
on Dank ausgesprochen und Moskau 
salutierte mit 12. Artillerie-Salven aus 
124 Geschützen. 

Die Division befreite die Stadt Za- 
porozhje. Für die Befreiung der Stadt 


wurde laut Befehl des Oberkomman¬ 
dos vom 14. Oktober 1943 der Divisi¬ 
on Dank ausgesprochen und Moskau 
salutierte. 

Die Division nahm an der Schlacht 
am Dnepr teil - eine der größten 
Schlachten der Weltgeschichte. Am 
24. Oktober 1943 forcierte sie den Fluss 
Dnepr. Für die Befreiung der Städte 
Dnepropetrovsk und Dneprodzerz- 
hinsk wurde der Division laut Befehl 
des Oberkommandos vom 25. Okto¬ 
ber 1943 Dank ausgesprochen - Mos¬ 
kau salutierte. 

Zu Beginn des Jahres 1944 führt die 
Division unter dem Kommando von 
Oberst Kamynin die schweren Kämpfe 
in der Ukraine. So durchbrach die Divi¬ 
sion in den Kämpfen zur Vernichtung 
der feindlichen Kräfte in der Dnepr- 
Biegung die stark befestigte feindliche 
Verteidigungslinie südlich von Novo- 
Nikolajewka und trug zur Befreiung 
von Nikopol bei. Den Gegner verfol¬ 
gend, befreite sie 37 Ortschaften. Ver¬ 
nichtet wurden mehr als 1200 Soldaten 
und Offiziere und eine Vielzahl gegne¬ 
rischer militärischer Ausrüstung. Vom 
10. zum 11. Februar 1944 machte sie 
einen 50-km Marsch und griff in den 
Kampf mit dem Feind ein, der in Rich¬ 
tung Apostolowo vom Süden angriff. In 
den heftigen Kämpfen gegen den zah¬ 
lenmäßig überlegenen Feind hat die 
Division alle Gegenangriffe abgewehrt 
und den Feind nicht in die Stadt gelas¬ 
sen. In diesen Kämpfen ist am 14. Fe¬ 
bruar 1944 der Divisionskommandeur 
Oberst Kamynin als Held gefallen. 

Im März 1944 kämpfte die Divi¬ 
sion im Bestände der 8. Gardearmee 
der 3. Ukrainischen Front im Raum 
von Nikolajew. Oberst Strigol befehlig¬ 
te zu dem Zeitpunkt die Division. Am 
2. März forcierte die Division den Fluss 
Inguletz und nahm aktiv an der Berez- 
negovato-Snigirevskaya Angriffsope¬ 
ration teil, wo 13 deutsche Divisionen 
eingekesselt wurden. Am 12. März zer¬ 
schlug die Division im Raum Malejev- 
ka eine aus der Einkesselung durchbre¬ 
chende Gruppierung von 3 000 Mann. 

Am 19. März trat die Division an 
den Fluss Südlicher Bug heran, begann 
am nächsten Tag mit dem Forcieren am 
südöstlichen Stadtrand von Kovalenko 
und war gegen 16.00 Uhr vollständig 


auf das rechte Ufer übergesetzt, außer 
den Artillerieabteilungen. Aber der 
Feind unternahm unter Einsatz von 
Panzern und Artillerie, von Flugzeugen 
unterstützt, starke Gegenangriffe auf 
die Positionen der Division. Die Ge¬ 
genangriffe des Gegners kamen wieder 
und wieder: von 6.00 bis 12.00 Uhr wa¬ 
ren es 15 Gegenangriffe. Es kam zum 
Nahkampf beim Ort Tkatschevka. Die 
Verluste der Division im Kampf betru¬ 
gen 30 Tote und 109 Verletzte. 

Am 23. März 1944 wurden die 
Truppenteile der Division auf Befehl 
des Kommandos des Schützenkorps 
auf das östliche Ufer zurückverlegt. 
Am 28. März bekam die Division die 
Auffüllung und begann mit der Offen¬ 


sive auf Odessa. Am 6. April 1944 kam 
sie zur Hadzibejsky Mündung und am 
10. April betraten ihre Truppenteile 
Odessa. Für die Befreiung der Stadt 
Odessa wurde die Division mit dem 
Bogdan-Chmelnizki-Orden II. Klas¬ 
se ausgezeichnet, der Division wurde 
Dank ausgesprochen und Moskau sa¬ 
lutierte mit 24 Artilleriesalven aus 324 
Geschützen. Gleichzeitig zu Ehren der 
Soldaten, die den wichtigsten Hafen 
am Schwarzen Meer - Odessa - be¬ 
freiten, salutierten die Kriegsschiffe 
der Schwarzmeerflotte mit 12 Artille¬ 
riesalven aus 120 Geschützen. 

Befreiung Polens 

Die Truppenteile der 39. GSD spielten 
auch eine aktive Rolle bei der Befrei¬ 
ung Polens. Im Juni 1944 wurde die Di¬ 
vision an den linken Flügel der 1. Belo¬ 
russischen Front verschoben. Während 
der Lj ublin-Brester-Angriffsoperation 
durchbrach sie im Zusammenwirken 
mit anderen Verbänden die stark befes¬ 
tigte feindliche Verteidigung westlich 
von Kovel, forcierte erfolgreich den 
Fluss Westlicher Bug, betrat das Terri¬ 
torium Polens und nahm am 24. Juli an 
der Befreiung von Ljublin teil. 
Während der Kämpfe um Ljublin, vom 
22. zum 23. Juli 1944 befreite die Di¬ 
vision eines der schrecklichsten Nazi- 
Konzentrationslagern des Todes - Ma¬ 
jdanek (KZ Lublin). 

Nach der Einnahme der Stadt 
Ljublin, nach der Abwehr der Gegen¬ 
angriffe von Panzern und Infanterie des 
Gegners bekam die 39. GSD eine neue 
Gefechtsaufgabe - im Laufe von zwei 
Tagen einen 110-Kilometer-Marsch zu 
leisten, sich im Wald am Ostufer der 
Weichsel anzusammeln und sich bereit 
zu machen den Fluss zu queren. Nach 
der Durchführung der Aufklärung des 
Geländes am 31. Juli erteilte der Divi¬ 
sionskommandeur Oberst Martschen- 
ko den Regimentskommandeuren den 
Befehl mit dem Forcieren des Flusses 
Weichsel am Morgen des 1. August 
1944 zu starten. 

Am 1. August überquerten die 
Truppenteile der Division die Weichsel, 
nahmen einen Brückenkopf sechs km 
nordöstlich von Magnuszew (Magnus- 
zew Brückenkopf) ein und begannen 
zusammen mit anderen Truppenteilen 


der 8. Gardearmee den Brückenkopf zu 
stärken und auszubauen, indem Vorbe¬ 
reitungen für den weiteren Vormarsch 
der sowjetischen Truppen getroffen 
wurden. Der Magnuszew Brücken¬ 
kopf spielte eine entscheidende Rol¬ 
le in der Endphase des Großen Vater¬ 
ländischen Krieges, weil die Einheiten 
der 1. Belorussischen Front im Januar 
1945 von diesem Brückenkopf aus den 
Hauptstoß begannen. Am 14. Januar 
1945 - als Teil der Warschau-Posener 
Angriffsoperation - ging die Division 
vom Magnuszew Brückenkopf aus in 
die Offensive über, durchbrach gemein¬ 
sam mit anderen Truppenteilen der Ar¬ 
mee die tiefgestaffelte Verteidigung des 
Gegners und setzte die erfolgreiche Of¬ 


fensive in Richtung Posen fort. 
Besonders heftige und blutige Kämp¬ 
fe führte die Division innerhalb eines 
Monats vom 25. Januar bis 23. Februar 
bei der Erstürmung der Zitadelle der 
Stadt Posen, die vom faschistischen 
Kommando in eine gestärkte Festung 
verwandelt wurde. Alle Regimenter der 
Division wurden während der Kämpfe 
für die Befreiung Polens mit Orden und 
Ehrentiteln gewürdigt. 

Erstürmung der 
Seelower Höhen 

Nach dem Überqueren des Flusses 
Oder im Februar 1945 zwang die Di¬ 
vision den Feind zum Rückzug von 
der Küste und nahm Positionen auf 
dem Küstriner Brückenkopf ein. Im 
Februar/Anfang März 1945 führte die 
Division schwere Kämpfe zur Erhal¬ 
tung und zum Ausbau des errichteten 
Brückenkopfs. Von hier aus sollte der 
Vormarsch auf Berlin beginnen. Die 
Verbände der 8. Gardearmee unter 
dem Kommando von Generaloberst 
Wassili Tschujkow, einschließlich der 
Kräfte der 39. Gardeschützendivision, 
hatten als ersten Schritt die Seelower 
Höhen zu erstürmen. Das Gefecht um 
die Seelower Höhen war eine Opera¬ 
tion der sowjetischen Truppen, die im 
Rahmen der Berliner Angriffsoperati¬ 
on durchgeführt wurde. Die Operati¬ 
on wurde in der Zeit vom 16. April bis 
Mai 1945 durchgeführt. Ursprünglich 
war die 39. GSD in der Armeereserve. 

Doch am 17. April 1945 hat der 
Feind zwei frische motorisierte Di¬ 
visionen in die Schlacht eingeführt - 
„Kurman“ sowie „Müncheberg“ und 
eine Infanterie-Division. Es entbrann¬ 
ten heftige Kämpfe. Die Gegenangrif¬ 
fe folgten einer nach dem anderen, 
vor allem auf der linken Flanke der 
8. Gardearmee. Im Raum Dieders¬ 
dorf versuchte der Gegner, die Straße 
Küstrin-Berlin abzuschneiden, wo sich 
der Großteil der Kampftechnik und der 
rückwärtigen Dienste mit Ausrüstung 
des 29. Gardeschützenkorps und der 
1. Garde-Panzerarmee bewegten. Um 
diese Gefahr zu beseitigen wurde dem 
Kommandeur des 28. Gardeschützen¬ 
korps befohlen, die 39. Gardeschützen¬ 
division in den Kampf einzuführen, die 
bis dahin in der 2. Staffel folgte. Die 



Der Weg der Division nach Berlin 


Division nahm den Kampf am 18. April 
1945 auf und damit an der Abwehr des 
Gegenangriffs dreier deutscher Divisi¬ 
onen auf der linken Flanke der 8. Gar¬ 
dearmee teil. 

Sturm auf Berlin 

Die erste Phase der Schlacht um die 
deutsche Hauptstadt bestand im Über¬ 
winden der Flüsse und Kanäle fast im 
gesamten Umfang der Verteidigung der 
Stadt. Die innere Zone der deutschen 
Verteidigung Berlins im Angriffsstrei¬ 
fen der 39. GSD verlief entlang des Tel- 
towkanals. Angreifend auf Nord westen 
in Richtung des Zoos kam die Division 
bereits am 29. April an den Landwehr¬ 
kanal heran, nahm Besitz vom südli¬ 
chen Teil des Tiergartens und konnte 
sich erfolgreich in nordöstlicher Rich¬ 
tung bewegen, in Richtung Reichstag. 

Mit entschlossenen Schritten nah¬ 
men die Einheiten der 39. GSD in der 
ersten Hälfte des 1. Mai 1945 den süd¬ 
lichen Teil des Tiergartens, den Zoo, 
in Besitz und verbanden sich mit den 
Truppenteilen der 3. Stoßarmee, der 2. 
Garde-Panzerarmee und der 1. Armee 
des polnischen Heeres. Bemerkens¬ 
wert war die folgende Tatsache: Trotz 
des schweren Feuers und der schweren 
Kämpfe um die Beherrschung des Zoos 
blieb die überwiegende Mehrheit oder 
besser gesagt, blieben fast alle Zoo¬ 
tiere und Vögel am Leben. 

Ihren Kampfweg beendete die 39. 
Gardeschützendivision am 9. Mai 1945 
in Berlin (Raum Tiergarten). Während 
der Berliner Angriffsoperation und des 
Sturms auf Berlin war Oberst Mart- 
schenko als Divisionskommandeur im 
Einsatz. 

Für Mut, Heldentum und militäri¬ 
sches Können in den Kämpfen um Ber¬ 
lin wurde die 39. GSD mit dem fünften 
Orden - mit dem Lenin-Orden - aus¬ 
gezeichnet. Nach dem Großen Vater¬ 
ländischen Krieg gehörte die Division 
zum Bestand der Gruppe der sowjeti¬ 
schen Streitkräfte in Deutschland, vom 
Juni 1945 bis Oktober 1991 war sie in 
Thüringen in den Garnisonen Ohrdruf, 
Gotha, Meiningen stationiert. 

Verehrte Leser! 

Liehe Freunde! Bitte nehmen Sie mei¬ 
ne herzlichsten Glückwünsche zum 
70. Jahrestag der Befreiung und des 
Großen Sieges im Mai 1945 entgegen! 
Ob die Russen den Krieg wollen? Nein, 
die Russen wollten niemals, auch heu¬ 
te keinen Krieg. Abschließend möchte 
ich noch einmal die Aufmerksamkeit 
auf den Kampfweg der Division zur 
Befreiung der Ukraine richten. Wir ha¬ 
ben dafür einen hohen Preis gezahlt. 
Es ist bitterlich zu erkennen, dass in 



der Ukraine nach dem Putsch vor ei¬ 
nem Jahr leidenschaftliche Neonazis an 
die Macht gekommen sind und mit der 
Unterstützung der Vereinigten Staaten 
und anderer NATO-Staaten der Weg 
der Konfrontation mit Russland ge¬ 
wählt wurde. Die größte Dummheit des 
Jahrhunderts! 

Mit freundlichen Grüßen, 
Walentin N. Piwowarow, Generalmajor a.D. 

Würdigung: Dank an Oberst Gennadiy 
Gorshkov für seine redaktionelle Arbeit 
und die Übersetzung vom Russischen 
ins Deutsche. Dank an Oberst Hans Lin¬ 
ke a.D., Suhl als Initiator und Ideenge¬ 
ber für dieses Projekt. 
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Unser treuer Genosse 

Ludwig Fraundorfer 

ist am 19. März 2015, kurz vor seinem 93. Geburtstag, 
im Ludwig-Feuerbach-Heim gestorben. 

Aus der Erfahrung des Krieges wollte Ludwig alles für eine friedliche 
Zukunft tun. 1952 fand er den Weg zur KPD, kämpfte mit ihr gegen 
die Remilitarisierung und nahm an den frühen Ostermärschen teil. 
Der DKP gehörte Ludwig seit deren Neukonstituierung bis zuletzt an. 

Sein Herzblut galt dem Münchner Freidenker-Verband, sowie als 
langjährigem Vorsitzenden des Trägervereins der kompletten Moder¬ 
nisierung des Seniorenheims Ludwig-Feuerbach in Neubiberg. 

Wir werden Ludwig stets ein ehrendes Andenken bewahren. 

DKP-Bezirksvorstand Südbayern, 
DKP-Kreisorganisation München, 

DKP-Gruppen Mü-Neuhausen und Süd 

Die Trauerfeier findet statt am 
Freitag, 17. April 2015,15.00 Uhr 
im Senioren- und Pflegeheim Ludwig-Feuerbach 
Albrecht-Dürer-Str. 23,85579 Neubiberg 
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Delegiertenwahl der 
DKP Mecklenburg-Vorpommern 

am 11. April 2014 um 11 Uhr im Cafe Maya, 
Wismarsche Straße 21,18057 Rostock 

> Referat über Kinderarmut in MV 

> Delegiertenwahl 

> Diskussion über Wahlprogrammentwurf zu den 
Landtagswahlen 2016 


DKP Niedersachsen 

Seminar zum Leitantrag an den 21. Parteitag 

Die DKP Niedersachsen führt am 11./12. April in Faßberg bei 
Celle ein Wochenendseminar zum Leitantrag an den 
21. Parteitag durch. 

Am Abend wird Achim Bigus für Unterhaltung sorgen. 

Weitere Infos unter www.dkp-niedersachsen.de/seminar 


Einladung zur 1. Tagung der Bezirksdelegiertenkonferenz 
der DKP Nordbayern 

Sonntag, den 10. Mai 2015,10.30 Uhr, Einlass ab 10.00 Uhr, 
Gaststätte „Tambosi“, Bamberg, Promenadenstraße 11 (Nähe ZOB) 


Einladung zur Jahreshauptversammlung der 
DKP-Kreisorganisation Recklinghausen 

Dienstag, 28. April 2015,19.30 Uhr 
Ladenlokal Kellerstraße 7, Recklinghausen 

> Konstituierung der Versammlung 

> Bericht des Kreisvorsitzenden 

> Bericht des Gruppenkassierers 

> Diskussion 

> Entlastung des Vorstandes und des Kassierers 

> Anträge an die Bezirkskonferenz und an den 21. Parteitag 

> Wahl der/des Kreisvorsitzenden und Stellvertreter/innen 

> Wahl der/des Kreiskassiererin/Kassierers 

> Wahl weiterer Mitglieder des Kreisvorstandes 

> Wahl der Delegierten und Ersatzdelegierten zur Bezirkskonferenz 

> Wahl einer/eines Delegierten und einer/eines Ersatzdelegierten 
zum 21. Parteitag 

> Verschiedenes 


Marx Emgüls 
Stiftung 


www, mara -enge I s-stiftu n g,de 

Zum bundesdeutschen Umgang mit den Tätern 
und Opfern des Naziregimes 

Samstag, 18.4., Einlass 10.30 Uhr; 11.00-17.30 Uhr 
Düsseldorf, Bürgerhaus am Bilker Bahnhof 
In Kooperation mit der VVN-BdA NRW 

- Prof. Ludwig Elm, Jena: „Freiheit der Wissenschaft“ im Dienste 
der Unfreiheit. Hitlers Professoren in der frühen Bundesrepublik 

- Silvia Gingold, Kassel: Der Umgang der BRD mit Widerstands¬ 
kämpfern und heutigen Antifaschisten - am Beispiel einer Familie 

- Ulrich Sander, Dortmund: Wiederbewaffnung und 
Demokratenverfolgung in der Adenauerära 

- Prof. Manfred Weißbecker, Jena: Russlandbilder im deutschen 
Faschismus 

40 Jahre Befreiung Vietnams 

Samstag, 25.4., Einlass 10.30 Uhr, 11.00 -17.30 Uhr 
Dortmund, Saal der DIDF, Münsterstraße 56 
In Kooperation mit Mitgliedern der Freundschaftsgesellschaft 
Vietnam 

Am 30.4.1975 flohen die letzten Amerikaner mit Hubschraubern 
vom Dach der US-Botschaft in Saigon. Der Vietnamkrieg hatte ein 
Ende. Was ist aus Vietnam geworden? Wie sieht es 40 Jahre später 
in Vietnam aus? Wir blicken zurück und diskutieren über die aktuel¬ 
le politische und soziale Situation in Vietnam und Südostasien. 

Mit Beiträgen von Dr. Gerhard Feldbauer, Prof. Günter Giesenfeld, 
Marianne Ngo und Prof. Norman Paech sowie einem Film. 

Weitere Infos unterwww.marx-engels-stiftung.de. 

Kostenbeitrag für beide Veranstaltungen (inkl. Mittagsimbiss): 
jeweils 12 Euro, ermäßigt 8 Euro. 

Wir bitten um Anmeldung unter marx-engels-stiftung@t-online.de 
oder 0211 -680 28 28 (Hermann Kopp). 


Einladung zur Landesmitgliederversammlung 
der DKP in Sachsen 

Termin: Samstag 16. Mai 2015,17.00 Uhr 

Ort: Haus der Begegnung, Großenhainer Straße 93, Dresden 

Vorläufige Tagesordnung: 

Diskussion zum Entwurf des Leitantrages zum 21. Parteitag der DKP 
Gründung des Koordinierungsrates der DKP Sachsen 

Um Voranmeldung bis zum 30.4. bei der Ost-Koordinierung wird 
gebeten. 

Ost-Koordination: m.berrios@dkpbrandenburg.de 


Einladung zum Organisationsseminar für Gruppenvorstände 
in der Ostkoordination 

Termin: 20./21. Juni 2015, um 11.00 Uhr 
Ort: Franz-Mehring-Platz 1,10243 Berlin 

Organisationsprinzipien der Kommunistischen Partei 

Kriterien für eine funktionierende Gruppe - wie kommen wir dahin 

Die politische Kassierung - Aufgabe des ganzen Gruppenvorstandes 

Um Voranmeldung bis zum 1.6. bei der Ost-Koordinierung wird 
gebeten. 

Ost-Koordination: m.berrios@dkpbrandenburg.de 


Wir suchen für die telefonische Werbung von UZ-Abonnentinnen 
/ Abonnenten zielstrebige und freundliche Genossin oder eben¬ 
solchen Genossen auf Honorarbasis. 

Nachfragen, Infos und Bewerbungen: 
verlag@unsere-zeit.de, Telefon 0251 - 2652 9640 



Urlaub in Köln 

Helferinnen und Helfer für 
das Festival der Jugend 
gesucht. 

22. bis 25. Mai 2015, Jugend¬ 
park, Kölner Rheinwiesen 
Die DKP unterstützt das Festival 
der SDAJ 

u.a. mit dem Cafe K • bei Auf- 
und Abbau • bei der Versorgung 

Kontakt: dkp.pv@t-online.de 


8 . Mai 1945 :70 ]ahre 
Befreiung vom Faschismus 



Konferenz mit Referaten... 

... zur Rolle der Roten Armee und der Sowjetunion 
beim Sieg über den Faschismus sowie das antifa¬ 
schistische Erbe der DDR 

... zur Kontinuität der Europastrategien des 
deutschen Imperialismus 

... zu den Erscheinungen und Funktionen reak¬ 
tionärer Bewegungen und Organisationen für 
imperialistische Strategien heute 

Podiumsdiskussion: „Von deutschem Boden darf 
nie wieder Krieg ausgehen - Strategien im Kampf 
für den Frieden“ mit Lühr Henken, Sevim Dagdelen, 
Heinrich Fink, Patrik Köbele u.a. 


11.00 Uhr | Franz-Mehring-Platz 1 1 Nähe Ostbhf. Mehr Infos: news.dkp.de 


Sa, 02. Mai 2015 
ND-Gebäude | Berlin 


Lieber Genosse 

Ernst Albrecht 

Wir, Deine Genossinnen und Genossen, Deine Freunde der DKP 
Neuss wünschen Dir alles Gute zu deinem 

80. Geburtstag. 

Du hast ein bewegtes Leben hinter Dir, aber nie aufgegeben! 
Darauf kannst Du stolz sein. 

Über Uhrmacherlehre, Staatsanwalt als promovierter Jurist, Agit- 
Prop. Sekretär der SED im Bezirk Brandenburg, als Hausmeister in 
einem Lehrlingswohnheim, selbstständiger Rechtsanwalt und die 
Tätigkeit als ehrenamtlicher juristischer Berater des Mietervereins 
Neubrandenburg, heute Deutscher Mieterbund Neubrandenburg 
e.V., die Du heute noch ausübst, bist Du im Kreis Neuss, in Dorma¬ 
gen, angekommen. 

Wir freuen uns immer auf Deine Referate, auf die klare Analyse 
und Dein Wissen. Es ist eine große Bereicherung unseres Grup¬ 
penlebens. 

Alles Gute, Gesundheit, noch viele schöne Tage mit Deiner Erika 
und Familie und mit uns. 

Deine Genossinnen und Genossen, 

Deine Freunde der DKP Neuss 


Wir wollen auf Erden glücklich sein 
Und wollen nicht mehr darben; 
Verschlemmen soll nicht der faule Bauch, 
Was fleißige Hände erwarben. 

„Deutschland. Ein Wintermärchen“ 
Heinrich Heine 


Unsere Genossin 

Käthe Hameister 

wird 90 

Geboren am 7. April 1925 liegt ein bewegtes Leben hinter Dir. Du 
bist stets offen und neugierig mit der humanistischen Gesinnung im 
Herzen als Kommunistin aufgetreten. 

Du fandest Erfüllung bei der Griffelkunst, deren Ziel es seit 1925 
war, die arbeitende Bevölkerung an die Kunst heranzuführen. 

Reisen nach Afrika und Asien bedeuteten immer Kontakt mit den 
Einwohnern aufzunehmen und damit auch Verständnis für die 
Flüchtlinge zu haben. Du hast Dich für den Weltfrieden engagiert, 
der Ostermarsch wurde auch zu Deiner Sache. 

Mit positiver Ausstrahlung mischst Du Dich ein und beweist auf 
den Gruppenabenden, dass du immer auf dem Laufenden bleibst. 

Ein bewegtes Leben auf dem Fahrrad wird auch noch vor Dir liegen. 

Liebe Käthe, wir wünschen Dir ein gesundes Rückgrat, noch viele 
gemeinsame Abende und vor allen Dingen weitere gemeinsame 
legendäre Sommerfeste in Deinem Garten. 

DKP Langenhorn-Fuhlsbüttel 
Bezirksvorstand DKP-Hamburg 



r -\ 

Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht, 

500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 
\_/ 



Entsc hleu nigung: 


Ru hi ä Natur aair im MüiitE- 
NaUr> 2 l£il|Mirk_ 2 FrüWü je 2-3 Pttrt. 
Eungithrig lt-j Jü'AU^tiunK-Gra'ffln- 
llRvd & TTövc!3ccn K DooT ft. Rad, 

Info: mr.tr1nofip.dfl 
Ted.: Q331/S7Ü79G (JbM) 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 
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Analysieren und nach 
Auswegen suchen 

Betr.: Diskussionsbeitrag von Mario 
Berrios Miranda, UZ vom 3.4.2015, 

S. 12 

Lieber Mario, du willst offenbar ein 
Parteiverständnis herbeireden, das 
sich weder mit unserem Programm, 
noch mit meiner persönlichen Erfah¬ 
rung deckt. 

Unsere Rolle als „Avantgarde“ kommt 
im Programm überhaupt nicht vor. 

Die Ursachen der Schwäche unse¬ 
rer Partei reduzierst du auf Nichtumset¬ 
zung von Beschlüssen und begründest 
das mit mangelnder Parteidisziplin. Du 
erhebst schwere Vorwürfe gegen Grup¬ 
pen, die sich nicht an Beschlüsse halten 
ohne konkret zu benennen, wen oder 
was du überhaupt meinst. Das emp¬ 
finde ich als verletzend, so dürfen wir 
nicht miteinander umgehen und durch 
ständiges Wiederholen wird das auch 
nicht wahrer. Du sprichst vom „Demo¬ 
kratischen Zentralismus“, meinst aber 
nur den zweiten Teil, die solidarische 
Diskussion und Erarbeitung von Über¬ 
einstimmung, wie es in unserem Pro¬ 
gramm heißt, lässt du außer Betracht. 
Dabei müssen wir meines Erachtens 
zur Kenntnis nehmen, dass die solida¬ 
rische Diskussion immer schwieriger 
wird und von Übereinstimmung keine 
Rede mehr sein kann. Die Theoriekon¬ 
ferenz in Hannover hat das sehr deut¬ 
lich gezeigt. 

Das sollten wir analysieren und 
nach Auswegen suchen. Nur wenn wir 
dafür eine Lösung finden, werden wir 
zu einheitlichem Handeln zurückfin¬ 
den. 

Weder die Einforderung, „bis an 
die Grenzen, auch unter persönlichen 
Opfern zu gehen“, noch die „Unter¬ 
ordnung unter die Beschlüsse der 
Leitung“ helfen da weiter. Das riecht 
nach Kadavergehorsam. Der ist mit 
mir nicht zu haben, schließlich habe 
ich selbst einen Kopf zum Denken und 
bin persönlich für mein Handeln ver¬ 
antwortlich. Lieber orientiere ich mich 
an Brechts „Lob des Lernens“. 

Lerne das Einfachste! Für die/Deren 
Zeit gekommen ist/Ist es nie zu spät!/ 
Lerne das Abc, es genügt nicht, aber/ 
Lerne es! Lass es dich nicht verdrie- 
ßen!/Fang an! Du musst alles wissen!/ 
Du musst die Führung übernehmen. 

Lerne, Mann im Asyl!/Lerne, Mann im 
Gefängnis!/Lerne, Frau in der Küche!/ 
Lerne, Sechzigjährige!/Du musst die 
Führung übernehmen./Suche die Schu¬ 
le auf, Obdachloserl/Verschaffe dir Wis¬ 
sen, Frierender!/Hungriger, greif nach 
dem Buch: es ist eine Waffe./Du musst 
die Führung übernehmen. 

Scheue dich nicht zu fragen, Genos¬ 
sel/Lass dir nichts einreden/Sieh selber 
nach!/Was du nicht selber weißt/Weißt 
du nicht./Prüfe die Rechnung/Du musst 
sie bezahlen./Lege den Finger auf jeden 


Posten/Frage: Wie kommt er hierher?/ 
Du musst die Führung übernehmen. 

Carli Trauthy Troisdorf 

„Bündnis für Industrie“ 

Zu Anne Rieger (UZ vom 
13. Februar 2015) und Manfred 
Jansen (UZ vom 6.3.2015) 

(...) Mit dem Leiter der IGM-Grund- 
satzabteilung, Wolfgang Schröder als 
Unterstützer formuliert der IGM- 
Vorsitzende u.a. als Bündnisaufgabe: 
„Damit die deutsche Wirtschaft kom¬ 
mende Hürden meistert, müssen sich 
einige Rahmenbedingungen verbes¬ 
sern. Das gelingt erfahrungsgemäß 
immer dann, wenn der Dreiklang aus 
Politik, Wirtschaft und Gewerkschaf¬ 
ten stimmt.“ 

Der „Dreiklang“ ist gerade mit dem 
aus der Diskussion bekannten Tarifein¬ 
heitsgesetz dabei, den Versuch zu ma¬ 
chen, einem Teil unserer Klasse - u.a. 
Lokomotivführern, Piloten und Ärz¬ 
ten - das von der Klassenjustiz (LAG- 
BAG-Urteile) bereits genug zusam¬ 
mengestauchte Streikrecht abzuerken¬ 
nen, um die „Rahmenbedingungen zu 
verbessern“. 

Wie Hindernisse aus dem Weg zu 
räumen sind wusste auch der erste 
Präsident des seit 1949 bestehenden 
BDI, Fritz Berg. Anlässlich der „wil¬ 
den Septemberstreiks“ im Herbst 1969 
in der Stahlindustrie des Ruhrgebiets, 
erklärte er, man hätte „ruhig schießen 
sollen, dann herrscht wenigstens Ord¬ 
nung.“ ( Peter Birke, Wilde Streiks im 
Wirtschaftswunder) 

Bei soviel Dreiklang wie o.e. darf 
die Sicherheit der Arbeitsplätze nicht 
fehlen. Deswegen heißt es: „Es ist ein 
Bündnis für gute Arbeit, Wachstum 
und Wohlstand“. 

Wie es hiermit in diesen Bündnis¬ 
sen aussieht, hat das bei der Hans- 
Böckler-Stiftung angesiedelte Wirt¬ 
schafts- und sozialwissenschaftliche 
Institut (WSI) bereits 2004 unter dem 
Titel „Betriebliche Bündnisse für Ar¬ 
beit“ die der „Standortsicherung“ und 
dem „Arbeitsplatzerhalt“ dienen sol¬ 
len, recherchiert. Festgestellt wurde: 
„Die Betriebsräte werden massiv unter 
Druck gesetzt, um diese Verzichtsver¬ 
einbarungen zu schließen. Die Funk¬ 
tion des Flächentarifvertrages wird in 
Frage gestellt. Damit wird die Konkur¬ 
renz unter den Arbeitern vergrößert. 
Werden in einzelnen Betrieben jedoch 
durch „Bündnisse“ die Lohnkosten ge¬ 
senkt, ist eine häufige Folge, dass Kon¬ 
kurrenzunternehmen mit demselben 
Ansinnen an ihre Belegschaften heran¬ 
treten, um die „Wettbewerbsnachteile“ 
auszugleichen. 

Für die Belegschaften bedeuten die 
„Bündnisse“ nicht nur schlechtere Ein¬ 
kommens- und Arbeitsbedingungen. 
Sie gehen auch erhebliche Risiken mit 
weitgehenden wirtschaftlichen Folgen 
ein. Bereits in jedem zehnten Betrieb 
haben die Kapitalisten sich nicht an 


ihre Zusagen gehalten, hat das WSI 
festgestellt.“ (ND 14.8.2004) (...) 

Ludwig Jost 

ANZAC-Day 

Betr.: Der rote Kanal, Gallipoli, UZ 
vom 3.4.2015 

Die Schlacht von Gallipoli im 1. Welt¬ 
krieg ist tatsächlich der Hintergrund 
für den ANZAC-Day am 25. April in 
Australien. Dieser ist jedoch nicht der 
Nationalfeiertag. Dieser ist am 26. Ja¬ 
nuar (zur Erinnerung an das Eintref¬ 
fen der ersten britischen Flotte 1788). 
Der ANZAC-Day wird jedoch gerne 
mit dem Nationalfeiertag verwechselt. 
Gerade weil auch viele Australier die¬ 
sen Tag wie den Nationalfeiertag be¬ 
handeln. Was immer wieder Diskus¬ 
sionen auslöst, dass der ANZAC-Day 
nicht der Australia-Day ist. 

Anton Höllbacher y Berlin 

Die Verantwortung liegt bei der 
Lufthansa 

Betr.: Airbusabsturz 

Die Medien - wie auch die Konzernlei¬ 
tung der LUFTHANSA, sind seit der 
Tragödie in den französischen Alpen 
bemüht dem Co-Piloten die Schuld zu¬ 
zuweisen. Der Luftfahrtpsychologe Rei¬ 
ner Kemmler, äußert sich hierzu in ei¬ 
nem Spiegel- Interview: „Der 27-jährige 
Co-Pilot Andreas Lubitz hat den Ger- 
manwings-Airbus absichtlich abstürzen 
lassen.“ In Kenntnis seiner Krankheit 
ist er nicht mehr flugtauglich. Das ist für 
den flugbegeisterten 27-Jährigen das be¬ 
rufliche aus. „Ich will der Welt mitteilen, 
was das für mich bedeutet.“ So Kemmler. 

Alle Indizien gehen zu lasten von 
Andreas Lubitz. Über die Rolle und eine 
mögliche Mitschuld des Konzerns wird 
der mediale Mantel der Desinformation 
gebreitet. In vorderster Front Lufthan¬ 
sa-Chef Spohr der in den ersten Tagen 
nach dem Absturz über 20 Fernsehauf¬ 
tritte hinter sich brachte; stets wortlos 
begleitet von Germanwings-Chef Win¬ 
kelmann. 

Schlagartig endete mit dem Todes¬ 
flug von 4U9525 die Tarifauseineinan- 
dersetzung der Vereinigung Cockpit und 
der Lufthansa. Am 18.4.15 berichtet die 
HNA, dass die Piloten-Gewerkschaft 
Cockpit ihren Arbeitskampf fortführen 
will da bei den laufenden Verhandlun¬ 
gen keine Fortschritte erzielt worden sei¬ 
en. „... Junge Piloten sollten inakzepta¬ 
ble Verschlechterungen hinnehmen. 
Die Lufthansa hat eine Verhandlungs¬ 
runde zum Gehaltstarifvertrag der rund 
5 400 Piloten im Konzern abgesagt. Am 
30.3.15 fragt die FAZ nach: „Lufthansa 
Pilotenstreiks zu Ostern?“ Der Streik 
fiel aus. Wir wissen warum. 

Karl-Heinz Mruck , Kassel 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten unter der Länge 
von 2000 Zeichen (inkl. Leerzeichen) blei¬ 
ben. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Nürnberg: „Nackt unter Wölfen“, Film¬ 
abend der DKP zur Vorbereitung auf den 
70. Jahrestag der Selbstbefreiung im KZ 
Buchenwald. Rotes Zentrum, Reichstraße 
8,19.00 Uhr._ 

Schweinfurt: „Solidarität mit Kobane/Ro- 
java!“ Gruppenabend der DKP Schweinfurt 
- Haßberge. DFG-VK Büro, Gabelsberger¬ 
straße 1,19.00 Uhr. 


SA ★!!. APRIL 


Köln: „8. Mai 1945 - Tag der Befreiung vom 
Faschismus. Bruch und Kontinuitäten in der 
Geschichte.“ Vortrags- und Diskussionsver¬ 
anstaltung des Deutscher Freidenker-Ver¬ 
bandes mit Erik Höhne, Neuss. Freidenker- 
Zentrum, Bayenstraße 11,16.00 Uhr. 

Faßberg (bei Celle): Wochenendseminar 
der DKP Niedersachsen am 11. und 12. Ap¬ 
ril zum Leitantrag an den 21. Parteitag. Am 
Abend wird Achim Bigus für Unterhaltung 
sorgen. Weitere Infos unter www.dkp-nie- 
dersachsen.de/seminar. 

Berlin: „Marxismus und Staat“, Seminar 
in Kooperation mit dem Marx-Engels-Zen- 
trum mit Dr. Sabine Kebir und Dietmar 
Dath. Marx-Engels-Zentrum, Spielhagen- 
straße 13,11.00 Uhr. Kostenbeitrag: 4,00 
Euro, ermäßigt 2,00 Euro. 


MO ★13. APRIL 


Elmshorn: „Solidarität mit Griechenland“, 
öffentliche Veranstaltung der DKP mit 
Thrassyvoulos Papadopoulos (Solidaritäts¬ 
komitee Kiel). Reinhold-Jürgensen-Zen- 
trum, Jahnstraße 2a, 19.30 Uhr. 


Ml ★ 15.APRIL 


Wuppertal: „Professor Mamlock“. Szeni¬ 
sche Lesung des Exil-Dramas des Schrift¬ 
stellers und Arztes Friedrich Wolf, darge¬ 
stellt von dem Ensemble „Projektgruppe 
Ernst Toller“ unter der Leitung des Litera¬ 
turwissenschaftlers Dr. Dirk Krüger. City- 
Kirche Elberfeld, Kirchplatz 2,19.00 Uhr. 

Röthenbach/Pegnitz: Kreismitgliederver¬ 
sammlung der DKP Nürnberger Land. Flora¬ 
heim, Siedlerstraße 10,19.00 Uhr. 


DO ★16. APRIL 


Düsseldorf: Gedenken an die Opfer des Fa¬ 
schismus am Mahnmal an der Anton-Betz- 
Straße. Veranstaltung unter Beteiligung der 
DKP, 12.30 Uhr. 


FR ★ 17. APRIL 


Düsseldorf: Antifa-Konzertveranstaltung 
unter Beteiligung der DKP. Haus der Jugend, 


Lacombletstraße 10,19.00 Uhr. 


SA ★18. APRIL 


Düsseldorf: Zum Umgang der Bundesre¬ 
publik Deutschland mit den Tätern und Op¬ 
fern des Naziregimes. Konferenz von MES 
und WN-BdA, Bürgersaal im Bürgerhaus 
Bilk, Bachstraße 145 (am Bilker Bahnhof), 
11.00 Uhr._ 

Berlin: Kundgebung anlässlich des 129. 
Geburtstages Ernst Thälmanns. Ernst- 
Thälmann-Denkmal, Prenzlauer Berg, 
14.00 Uhr. 


SO ★19. APRIL 


Solingen: Gedenken für die 71 ermordeten 
Opfer des Faschimus in der Wenzelnberg- 
schlucht bei Langenfeld. Sammelpunkt: 
Parkplatz am Hotel „Gravenberg”, Stadt¬ 
grenze Solingen/Langenfeld, Elberfelder 
Straße 45,10.00 Uhr._ 

Stuttgart: Kreismitgliederversammlung der 
DKP Stuttgart. Gaststätte Friedenau, Roten¬ 
bergstraße 127,14.00 Uhr. 

Ziegenhals-Niederlehme: Kundgebung 
anlässlich des 129. Geburtstages Ernst 
Thälmanns vor dem Gelände der zerstör¬ 
ten und zertrümmerten Ernst-Thälmann- 
Gedenkstätte, 11.30 Uhr. 


Dl ★ZI.APRIL 


Dortmund: Mitgliederversammlung der 
DKP mit Hans-Peter Brenner über den Leit¬ 
antrag zum 21. Parteitag der DKP. Z, Oes¬ 
terholzstraße 27,19.00 Uhr. 


FR ★ 24. APRIL 


Hanau: 1. Mai-Feier der DKP mit Erich 
Schaffner. Hanau Kesselstadt, Reinhards¬ 
kirche, 19.30Uhr. Eintritt: Ein Mitbringsel 
für's gemeinsame Buffet. 

★ 

Karl-Liebknecht-Schule der DKP 

„Die Grundlagen unserer Politik - Einfüh¬ 
rungslehrgang (nicht nur) für Anfänger“ 
Referent: Jürgen Lloyd 
Seminar vom 23. bis 26. April 2015 
Weitere Informationen und Anmeldung un¬ 
ter www.karl-liebknecht-schule.org 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe 
des Themas der Veranstaltung an 
termine@unsere-zeit.de oder 
Unsere Zeit, Hoffnungstr. 18,45127 Essen. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Meine progressive Woche 

Vom 2 g. März bis j. April 


Dienstag 

In die Redaktion komme ich heute nur 
auf den letzten Drücker. Mein Regional¬ 
express erreicht Essen Hauptbahnhof 
nur mit Müh‘ und Not - und mit über 
zwei Stunden Verspätung. Fast zeitgleich 
wird in ganz Nordrhein-Westfalen bis 
auf Weiteres der Regionalverkehr ein¬ 
gestellt. Schuld ist Niklas, der Frühlings¬ 
sturm - so sagt man uns, den Pendlern, 
Reisenden, Kunden. 

In Rekordzeit müssen wir die Zeitung 
heute fertig machen, denn ungewiss ist 
alle Wiederkehr, d. h. ob und wann wir 
heute nach Hause kommen. Die Wieder¬ 
aufnahme des Zugbetriebs steht in den 
Sternen der Bahn AG. Im Internet wer¬ 
den einzelne Fernzüge angezeigt, die an¬ 
geblich fahren. Angeblich stimmt. Der 
IC, den ich ausgeguckt hatte, fährt nicht. 
Alle Anzeigetafeln verkünden nur eins: 
„Beachten Sie die Anzeigetafeln^. 

Hoffnungsfroh begebe ich mich auf 
den Bahnsteig und beobachte das gerin¬ 
ge Treiben. Die Privatbahnen allerdings 
fahren - auf den gleichen Schienen, un¬ 
ter den gleichen Stromleitungen, die die 
Züge der Bahn AG heute nicht nutzen. 
In meinem Kopf bildet sich noch nebu¬ 
lös die Frage: Warum eigentlich nicht? 

Nach eiskalten, windigen und ge¬ 
fühlten 1 000 Minuten fährt ein ICE 
ein - eine Ansage erzählt etwas von 70, 
vielleicht auch 90 Minuten Verspätung. 
Egal, nur rein ins Warme. 

Bis Düsseldorf verläuft die Fahrt 
normal, nicht so schnell wie sonst, aber 
von Beschädigungen ist nichts zu sehen. 
In Düsseldorf Hauptbahnhof, heißt es 
plötzlich, „die Abfahrt verzögert sich 
auf unbestimmte Zeitlich überlege, aus¬ 
zusteigen, gehe zur Tür, der Zug fährt 
an. Weniger als 60 Sekunden nach der 
Durchsage. Ein kleiner Spaß der Bahn 
AG, die weiß, Aufregung hält die Kun¬ 
den jung. Ohne weiteren Aufenthalt geht 
es wie üblich nach Köln-Deutz . Die Fra¬ 
ge taucht wieder auf: Warum eigentlich? 

Strecken sind offenkundig nicht ge¬ 
schädigt. Der Fernverkehr wird weiter 
bedient. Nur Zehntausende von Pendlern 
gucken einem Verkehr nach, der zwar 
nicht stattfindet, über die Monatstickets 
aber fast komplett bezahlt ist. Es wäre 
Aufgabe der Politik, diese Hintergründe 
der Stilllegungs-Entscheidung genau zu 


prüfen. Was hat das die Bahn AG gekos¬ 
tet? Oder lautet die Frage: Was hat ihr das 
gespart - auf Kosten der Pendler? 

Mittwoch 

In Ägypten ist alles wieder in Ordnung. 
Zumindest herrschen wieder stabile 
Verhältnisse im Sinne des US-Imperi- 
alismus. Präsident Obama hat das Waf¬ 
fenembargo von Ende 2013 aufgeho¬ 
ben, Ägypten erhält wieder Kampfjets, 
Raketen und Panzer. Das Land am Nil 
gehört nun wieder zu den freien Klas¬ 
sengesellschaften, äh - den klassischen 
Freistaaten, wieder falsch - der bomben¬ 
den Völkergemeinschaft, ich weiß, auch 
nicht - Friedensnobelpreisträger Barack 
mag sie jedenfalls wieder, seine Militär¬ 
regierung in Kairo. 

Donnerstag 

Drei internationale Geber-Konferenzen 
der UNO für Syrien hat es schon gege¬ 
ben? Für Syrien? Wohl kaum. Empfän¬ 
ger werden zwar nicht genannt. Das Geld 
geht aber vor allem an NGO‘s, die damit 
humanitäre Hilfe leisten, was immer das 
heißt. Außerdem, von den zugesagten ins¬ 
gesamt 7-8 Mrd. Euro fließen erfahrungs¬ 
gemäß noch nicht einmal 50 Prozent. 

Immerhin werden auf dieser Konfe¬ 
renz ein paar Wahrheiten ausgesprochen. 
Unter dem geschmähten Assad-Regime 
gab es eine Alphabetisierungs-Quote 
von 95 Prozent.UN-Generalsekretär 
Ban klagt, das Land habe „fast vier Jahr¬ 
zehnte humane Entwicklung verloren “. 
Mit dem für diese Entwicklung mitver¬ 
antwortlichen Ass ad junior will die Welt¬ 
organisation - unter dem Druck der be¬ 
kannten Wertegemeinschaft - allerdings 
nichts zu tun haben. Alles nur zum Wöh¬ 
le der Syrer, versteht sich. 

Freitag 

0,99 Euro sind bei der Postbank künftig 
pro Überweisung fällig. Die notleidende 
Deuts che-Bank-Tochter hohes von den 
Reichen, den Rentnern. 

Aber wartet, wartet nur ein Weilchen. 
Weiter heißt es: „Online-Überweisun- 
gen, Telefon-Banking und die an den 
Terminals in den Filialen abgewickelten 
Geschäfte sind weiter kostenlos Sprich: 
Ihr kommt alle dran, so wahr wir geld¬ 
geil sind. Adi Reiher 


Nach 70 Jahren ist Schluss 

Keine Auskünfte mehr zu sowjetischen Kriegsgefangenen 


Über drei Millionen sowjetische 
Kriegsgefangene kamen zwischen 
1941 und 1945 in Deutschland ums Le¬ 
ben. Wenn ihre Nachkommen etwas 
über die Vermissten in Erfahrung brin¬ 
gen wollen, konnten sie sich bisher an 
die Dokumentationsstelle der Stiftung 
Sächsische Gedenkstätten wenden. 
Doch damit ist es nun vorbei, obwohl 
es noch tausende Anfragen gibt. 

Das Projekt wurde bisher vom Bund fi¬ 
nanziert und dieser hat Ende 2014 nach 
mehrmaliger Verlängerung die Finan¬ 
zierung eingestellt. Obwohl der Stich¬ 
tag seit Jahren bekannt war, hat sich der 
Freistaat Sachsen nicht bereitgefunden, 
die benötigten Finanzmittel zur Verfü¬ 
gung zu stellen. Siegfried Reipich, Ge¬ 
schäftsführer der Stiftung, sagte, ohne 
eine feste Finanzierungszusage könne er 
im Stiftungsrat keine Stelle beschließen. 
Trotz des derzeitigen Konflikts zwischen 
der EU und Russland müsse diese hu¬ 
manitäre Arbeit geleistet werden. Oh¬ 
nehin sei es ein Unding, „die Auskunfts¬ 
arbeit zum 70. Jahrestag des Kriegsen¬ 
des einzustellen“, sagte er gegenüber 
dem Mitteldeutschen Rundfunk. 

Der zuständige Bundesbeauftrag¬ 
te für Kultur und Medien gab bekannt, 
dass versucht werde, ab 2016 eine Stel¬ 
le zu schaffen - wenn sich der Frei¬ 
staat beteilige. Für die erste Hälfte die¬ 
ses Jahres habe die sächsische Staats¬ 
kanzlei Gelder zur Verfügung gestellt, 
heißt es weiter. Doch darüber kann 
Reipich nur den Kopf schütteln. Vage 
Absichtserklärungen und eine Spende 
reichten nicht aus. „Wir können von 
prekären Minimitteln von 20 000 oder 
25 000 Euro nicht Menschen, die 
25 Jahre in einem Projekt gearbeitet 


haben, sozialversicherungspflichtig ein¬ 
stellen wie sich das gehört“, so Reipich. 

Auch bei Markus Meckel, dem Prä¬ 
sidenten des Volksbundes Deutsche 
Kriegsgräberfürsorge, trifft das Verhal¬ 
ten der sächsischen Landesregierung 
auf Unverständnis. „Ich glaube, dass 
die Arbeit noch langfristig notwendig 
ist, dies ist ja etwas, das auch für un¬ 
sere Arbeit wichtig ist. In Russland, in 
der Ukraine, in Belarus und wenn dort 
das Signal ist, dass wir Deutschen uns 
nicht nur um unsere Gräber kümmern, 
sondern uns auch um das Gedenken 
an die sowjetischen Kriegsgefangenen 
bemühen, dann gibt das ein wichtiges 
Signal.“ 

Wahrscheinlich hunderttausende 
Karteikarten der Wehrmacht liegen 
im Gebäude der Stiftung Sächsische 
Gedenkstätten und jede dieser Kartei¬ 
karten steht für einen Sowjetsoldaten, 
der in deutscher Gefangenschaft ums 
Leben kam. In den vergangenen 15 Jah¬ 
ren wurden die Daten katalogisiert und 
aufgearbeitet. Mit ihnen war es mög¬ 
lich, über das Schicksal der vermissten 
Rotarmisten Auskunft zu geben. „Aus 
dem Forschungsprojekt ergab sich, dass 
noch viele Schicksale ungeklärt sind, 
nicht nur die deutschen. Und die An¬ 
gehörigen möchten immer noch wissen, 
wo liegt mein Großvater begraben, wie 
ist es gewesen“, sagte Reipich. 

Pro Monat kamen bisher rund 500 
Anfragen per Email oder Brief, meist 
in russischer Sprache. Was als For¬ 
schungsauftrag für eine Person begann, 
wuchs schnell zu einem Informations¬ 
zentrum, das bis zu fünf Mitarbeiter be¬ 
treut haben. 

Bernd Müller 



WOHNTE 


Die mutige Tat von Emilie und Fritz Zängele 


VERHAFTE? 1933 
RN FRANKFURT 
iSSMBEGJ VON SA 
r IM WIDERSTAND 1 


Ende März säuberten Rüsselsheimer Antifaschistinnen Stolpersteine. Aus diesem Anlaß richteten sie sich mit diesem Text 
an ihre Mitbewohner: 

„Vor genau 70 Jahren, am 25. März 1945 haben ihre früheren Nachbarn, Emilie und Fritz Zängerle, Rüsselsheim mit weißen 
Fahnen friedlich den US-Truppen bei Alt-Haßloch übergeben. Dadurch wurden weitere unnötige Tote verhindert. 

Diese außerordentlich mutige Tat ehren heute antifaschistische Rüsselsheimerinnen und Rüsselsheimer vor dem Haus in der 
Nummer 13. Es wird der Stolperstein von Fritz Zängerle gereinigt, Nelken abgelegt und eine Ehrung der Eheleute Zängerle 
vorgenommen. 

Voryo Jahren war der Faschismus in Deutschland noch lange Wochen nicht endgültig besiegt.Viele Menschen mussten völlig 
sinnlos für „Volk, Vaterland und Führer“ sterben. Menschen, die damit Schluss machen wollten, wurden vom faschistischen 
Staat und der SS ermordet. Wie z. B. in Treburbeim Kornsandverbrechen am 21. März 1945. 

Fritz Zängerle war als Kommunist in der Widerstandsgruppe im Opelwerk aktiv. Emilie und Fritz Zängerle waren auch mit 
dem 1942 hingerichteten Opel-Widerstandskämpfer Walter Rietig gut befreundet. So konnte Fritz darüber berichten, dass 
Walter Rietig nicht nur den Kontakt zu den Zwangsarbeitern bei Opel hielt, sondern auch, dass Rietig bereit war, sich mit 
Hilfe der Zwangsarbeiter und der erbeuteten französischen Panzer, vom Faschismus selbst zu befreien. Verrat brachte ihn 
unter das faschistische Fallbeil. 

Fritz Zängerle war nach 1945 nicht nur als Gewerkschafter, Betriebsrat und Kommunist, sondern auch als Stadtverordneter 
der KPD in Rüsselsheim aktiv. Er leistete einen großen Beitrag zum Wiederaufbau von Rüsselsheim und im Opelwerk. 

Wir danken den mutigen Menschen, Emilie und Fritz Zängerle.“ 


Fußball(stadien) und Hegemonie 


„Kategorie C“ und das Unpolitische 


„Fußball ist Fußball - und Politik bleibt 
Politik“, singt die rechte Band „Katego¬ 
rie C“ in dem Lied ,Ha Ho He 4 - und po¬ 
sitioniert sich so in einem scheinbar un¬ 
politischen Raum. Entsprechend weist 
sie den Vorwurf zurück, eine politische 
Band zu sein und reklamiert für sich, 
hauptsächlich über Bier und Männer¬ 
freundschaft zu singen. Dabei ließ sich 
die Band nicht davon abhalten, auf der 
Kölner Demonstration der HoGeSa im 
Oktober letzten Jahres aufzutreten und 
zu singen: „Heute Schächten sie Scha¬ 
fe, Rinder - morgen vielleicht schon 
Christenkinder.“ Wie kann es also sein, 
dass sich derartige Bands und Fußball¬ 
gruppierungen als unpolitisch bezeich¬ 
nen und es zugleich nicht als politisches 
Statement gilt, einen Fußballspieler bei¬ 
spielsweise als „Fotze“, „Juden“ oder 
„Schwuchtel“ zu beschimpfen? 

Die „große Lebenslüge“ 

Vor kurzem wurde ein Babelsberg-Fan 
nach dem Derby gegen Dynamo Ber¬ 
lin - wohl mit einem Messer - schwer 
verletzt. Auf der Facebook-Seite der 
Zeitschrift 11FREUNDE wurde in den 
Kommentarspalten eines Interviews 
mit einem Babelsberg-Funktionär be¬ 
hauptet, das Opfer sei „selbst schuld“, 
da Babelsberg „die Politik ins Stadion 
bringt, wo sie nicht hingehört.“ Wer so 
etwa schreibt, ist politisch - vielleicht 
sogar, ohne es zu wissen, denn: „Stadi¬ 
en sind per se politische Orte und auch 

Das „Braune wird mit den 
Vereinsfarben übertüncht“, 

viele Fans begreifen sich heute als po¬ 
litische Akteure. Allerdings nicht im 
Sinne einer parteipolitischen Veror- 
tung“ schreibt der Journalist, der auch 
zum Thema extreme Rechte forscht. Es 
kann also sein, dass sich Fans gegen die 
Kommerzialisierung des Sports oder 
den Einfluss von Sponsoren engagie¬ 
ren, ohne sich als politische Akteure zu 
begreifen. Auch Hooligans, die sich im 
rechtsoffenen Milieu bewegen, verste¬ 
hen sich häufig als neutral und prügeln 
durchaus auch mal einen NPD-Funk¬ 
tionär aus dem Stadion, wenn dieser 
das Stadion als Bühne nutzen will. 
Im Vordergrund steht der Verein, zur 
Not schließt man sich auch mit Ara¬ 
bern zusammen, um sich effektiver zu 
schlagen. Das „Braune wird mit den 
Vereinsfarben übertüncht“, schreibt 


Gebhardt, der die postulierte unpoliti¬ 
sche Haltung der Hools als ihre „große 
Lebenslüge“ bezeichnet: Das Etikettie¬ 
ren der eigenen Haltung als „unpoli¬ 
tisch“ soll Normalität und Anschlussfä¬ 
higkeit suggerieren, während die Fans 
ausgegrenzt werden, die den Fußball - 
so der Vorwurf - nur als Vehikel zum 
Transport ihrer linken Einstellungen 
nutzen würden. 

Hegemoniepolitik der Hooligans 

Wie die gewaltsame ,Säuberung 4 ver¬ 
schiedener Stadien von linken Ultra- 
Gruppen (z.B. in Braunschweig, Aa¬ 
chen und Düsseldorf) zeigt, betreiben 
Hools Hegemoniepolitik. Wenn eine 
unliebsame Gruppe mit Gewalt oder 
durch Drohgebärden aus dem Stadion 
gejagt wird, wird klar gemacht, was von 
der „alten Garde 44 toleriert wird und 
was nicht. Auch wenn die Hooligans 
in den letzten Jahren meist im - me¬ 
dialen - Schatten der Ultras standen, 
zeigen diese Ereignisse, dass die Hools 
nie weg waren. Sie schreiten vielmehr 


dann ein, wenn für sie eine kritische 
Grenze überschritten wird. Die Gewalt 
kann sogar dazu führen, dass gegen die 
Hools nicht offen das Wort erhoben 
bzw. Widerstand geleistet wird: Selbst 
wenn diese im Stadion nur eine rela¬ 
tiv kleine Gruppe darstellen, wirken sie 
aus dem Hintergrund, wenn etwa Cho¬ 
reos der Ultras aus Angst vor Reaktio¬ 
nen der Hools nicht durchgeführt wer¬ 
den. Dabei behilflich ist den Hooligans 
ihre, wie Gebhardt sie nennt, „Körper¬ 
politik“: „Der Mann als Kämpfer und 
Krieger. Bier, freier Oberkörper, Kate¬ 
gorie C hören und eine schöne Prügelei, 
das sind die alten Männlichkeitsinsze¬ 
nierungen.“ Wer davon abweicht, wird 
wahlweise als „Schwuchtel“, „Fotze“ 
oder „Lutscher“ bezeichnet. Eindeuti¬ 
ge Geschlechterrollen und das Recht 
des Stärkeren entscheiden darüber, wer 
akzeptiert und wer ausgegrenzt wird - 
klar, dass es jede linke Ultragruppe hier 
schwer und den martialischen Kriegern 
wenig entgegenzusetzen hat. 

Michael Böse 


Der rote Kanal 


Die Zeit der Stille , F/D 2011 

Jorge Semprun schrieb das Drehbuch 
nach seinen Erlebnissen im KZ Bu¬ 
chenwald. 

Sa., n. 4., 23.40-1.10 Uhr, mdr 

Hasenherz, DDR 1987 

Der film-dienst nannte Hasenherz 
„eine humorvolle, frisch gespielte Ko¬ 
mödie: Irrungen um die Rolle des Mäd¬ 
chens, die erste Liebe und das Filme¬ 
machen.“ Auf der Berlinale 1988 erhielt 
Hasenherz den Preis der UNICEF und 
den Preis der Kinderjury. 

So., 12.4., 14.15-15.30 Uhr, rbb 

Themenabend Buchenwald 

Vier Filme unterschiedlicher politischer 
Ausrichtung und Qualität präsentiert 
der mdr heute abend. Die Dokumen¬ 
tationen „Buchenwald“, „Ilse Koch“, 
„Die Kinder von Buchenwald 44 und den 
Spielfilm „Nackt unter Wölfen“, DDR 
1963. 

So., 12.4., 22.20-2.40 Uhr, mdr 

Themenabend Vietnam 

Zwei Dokumentationen und eine Ge¬ 
sprächsrunde versuchen zu ergründen, 
warum eine kleine asiatische Nation 
erst die französische Kolonialmacht 
und danach die größte Militärmacht 


der Geschichte von ihrem Boden ver¬ 
jagen konnte. 

Di., 14.4., 20.15-22.55 Uhr, arte 

Überleben nach dem Spanischen 
Bürgerkrieg , S 2012 

Kein Spielfilm, eine Dokumentation! 
30 Jahre lang versteckt sich Manu¬ 
el Cortes in einem Wandverschlag im 
eigenen Heim. Sein Leben im Unter¬ 
grund beginnt, als die Faschisten 1939 
im Spanischen Bürgerkrieg siegen. Vor 
Francos faschistischer Diktatur war 
Manuel Cortes republikanischer Bür¬ 
germeister von Mijas. Nach dem Krieg 
muss er Angst haben, von Francos Trup¬ 
pen gefoltert und getötet zu werden. 
Fr., 17.4., 2.50-3.50 Uhr, arte 

Geheimnis Burg Vogelsang, D 2015 

Die NS-Ordensburg Vogelsang liegt 
oberhalb der Urfttalsperre in Nord¬ 
rhein-Westfalen. Die Anlage diente 
der NSDAP zwischen 1936 und 1939 
als Schulungsstätte für den Nachwuchs 
ihres Führungskaders. Der unter Denk¬ 
malschutz stehende Teil der Bauwerke 
gilt nach den Parteitagsbauten in Nürn¬ 
berg mit fast 100 ha bebauter Fläche als 
die größte bauliche Hinterlassenschaft 
des Nationalsozialismus in Deutschland. 
Fr., 17.4., 20.15-21.00 Uhr,wdr 












